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Vorwort.

Anfangs Mai 1916 traf uns die Schmerzens-
kunde, daß unser einziger lieber Sohn, der König-.
lich Preußische Leutnant und Kaiser-
lich Ottomanische Oberleutnant Horst
Meyer, Kommandant der Feldflieger-
Abteilung vor Kut el Amara, für Deutsch-
land gestorben sei. Von der Westfront als Flieger-
Beobachter an die Irakfront berufen, hatte der

Vierundzwanzigjährige als erster und Anfangs ein-

ziger deutscher Flieger-Offizier das Flugwesen auf
dem mesopotanischen Kampfgebiet organisieren und

in unermüdlich unternommenen Kampf- und Er-

kundungsflügen wesentlich dazu beitragen dürfen,
daß dort die Umfassungs= und Durchbruchsversuche
der Engländer vereitelt werden konnten. Durch
Armeebefehl und durch mündlichen Dank ist sein
Wirken von seinem hochverehrten Feldmarschall,
Freiherrn von der Goltz, wiederholt mit

besonderem Lobe anerkannt worden. Den Erfolg zu
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schauen,blieb ihm versagt. Dem feindlichen Schrapnell=

feuer hatte er ungezählte Male in lachendem Helden-

sinn getrotzt, die tückische Krankheit, der wenige

Wochen zuvor sein Feldherr zum Opfer gefallen war,

warf auch ihn nieder, er starb einen Tag, bevor

Kut el Amara fiel. Seine Brust schmückte das

Eiserne Kreuz zweiter und erster Klasse, das Ritter-

krenz des Württembergischen Friedrichordens, der

Eiserne Halbmond und die Liakatmedaille. — Dem

Andenken unseres jungen Helden

widme ich dieses kleine Werk, das aus

dem Gram heraus entstanden ist. Wird

auch unsere Trauer währen, solange unser Leben

währt, so verbot doch der Gedanke daran, daß

Hunderttausende gleich ihm das Leben undweitere
Hunderttausendedie gesunden Glieder dem Vater-

lande zum Opfer brachten,sich im Gram zu verzehren.
Tausende tragen die gleiche Trauer, den Gram zu

besiegen, gibt es für sie wie für mich selbstnur ein

einziges Mittel, das ist das Weiterwirken im Sinne

jener unserer Helden. Soll ihr Opfer nicht umsonst
gewesen sein, so muß jeder von uns die Pflicht in sich
fühlen, in Deutschlandwieder aufzubauen, was dieser
schrecklicheKrieg zerstört hat und doppelt ernst zu

arbeiten an Deutschlands Wohl. Solcher
Aufgabe dient in hervorragenderWeise gerade auch
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das Gesetz über die Kapitalabfindung
der Kriegsbeschädigten und Witwen.

Der Zweck dieses kleinen Buches ist es, das Ver-

ständnis für dieses wichtige Gesetz zu verbreiten.

Der Kommentar bringt die Erläuterungen zu

dem Gesetze, indem er der Reihenfolge der einzelnen
Paragraphen sich anschließt und enthält den Versuch
einer systematischen Darstellung des nicht ganz ein-

fachen und dem Laien ziemlich fernliegenden Ver-

fahrens bei den Militärbehörden, unter Hinweis auf
die dazu ergangenen Gesetze und Ausführungs-
bestimmungen im Reiche und in Preußen, die am

Schluß auch im Wortlaut wiedergegeben sind.
In dieser Form dürfte er seine Berechtigung auch

neben den bisher bereits über das Gesetz erschienenen
Schriften haben, von denen ich hier zwei: Wie

erhalte ich als Kriegsbeschädigter oder als Krieger-
witwe eine Kapitalabfindung an Stelle der Kriegs-
versorgung, von F. Meier, Major im Kgl. Preußischen
Kriegsministerium — Verlag des Deutschen Offizier-
blattes — und den Aufsatz über das Kapitalabfin-
dungs-Gesetz in sozialmedizinischer Beleuchtung, von

Oberstabsarzt Dr. Martineck — Verlag von Gustav
Fischer in Jena — besonders erwähnen möchte.

Den zahlreichen Militär- und Zivilbehörden, denen
die Durchführung des Gesetzes obliegt, wie auch den
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Besiedelungs-Gesellschaften dürfte der Kommentar

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben vielleicht von

Nutzen sein und den Kriegsbeschädigten selbst, soweit
sie auf den Wortlaut der wichtigeren für das Ver—

ständnis des Gesetzes in Betracht kommenden Be—

stimmungen Wert legen, das Verständnis erleichtern,
zumal er auch einige Beispielmuster — insbesondere

auch solche für die an die Zivilstellen zu richtenden

Anträge — bietet.

Frankfurt a. O., den 28. Oktober 1916.

Alfred Meyer.
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Einleitung.
Das Gesetz über Kapitalabfindung

an Stelle von Kriegsversorgung (Ka-
pitalabfindungsgeses) vom 3. Juli
1916 (Reichsgesetzblatt S. 690 ff.) verdankt seine
Entstehung dem in weiten Kreisen unseres Vater-
landes empfundenen Bedürfnis, für die Kriegsbe-
schädigten und ihre Hinterbliebenen noch in anderer
Weise Sorge zu tragen als nur durch die Gewährung
von Renten- und Pensionsbezügen auf Grund der bis-

berigen Gesetzgebung, die in dem Mannschafts-Ver-
sorgungs-Gesetzvom 31. Mai 1906 — Reichs-Gesetz-
blatt S. 593 ff. — und dem Militärhinterbliebenen-
Gesetzvom 17. Mai 1907—Reichsgesetzblatt S. 214 ff. —

ihren Ausdruck sand. Besonders für die vom

Lande stammenden Kriegsbeschädigten erschien es als
ein dringendes Bedürfnis, wenn man sie ihrem Beruf
erhalten wollte, ihnen die Möglichkeit zu gewähren,
die ihnen noch verbliebenen Kräfte auf einem Eigen-
besitz zuverwerten. Denn der Eigenbesitz einer land-
wirtschaftlichen oder Gärtnerstelle bietet hierzu die
Möglichkeit in viel besserer Form als eine Stellung in
fremdem Dienst, weil in dem Eigenbesitz der Herr des
Hofs die Tätigkeit, die für die Wirtschaft im Ganzen

Meyer, Kapltalabfindungsgeses. 1
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erforderlich ist, so einrichten kann, daß ihm selbst dabei

die Aufgaben zufallen, zu deren Erfüllung er im-

stande ist, auch seine Ausfsichtstätigkeit — selbst bei

Fällen sehr schwerer Invalidität — immer noch eine

Betätigung von Wert darstellt. Daß hierdurch die

Kriegsbeschädigten vor Mißmut, Trunk und Müßig-
gang am ehesten bewahrt werden können, und daß
damit indirekt dem Vaterlande eine wertvolle Kraft-
quelle erhalten bleibt, liegt auf der Hand. Zum Er-

werb einer Eigenwirtschaft bedarf es

aber eines Kapitals. Es setzte daher in Wort
und Schrift eine Bewegung ein, die darauf abzielte,
einen Teil der den Kriegern und ihren Hinter-
bliebenen zustehenden Rentenbezüge in ein Kapital
zu verwandeln und ihnen dies zum Zwecke des Grund-
stückserwerbs zur Verfügung zu stellen. In ver-

schiedenen, an den Reichstag gelangten Anträgen, von

denen die von der Gesellschaft zur Förderung der

inneren Kolonisation im Mai 1915 und die von dem

sogenannten Hauptausschuß für Kriegerheimstätten
— Boden-Reformer — bald danach eingebrachten An-

träge hier Erwähnung finden sollen, und in mehr-
fachen Schriften — val. u. a. die Aufsätze von Dr.

Keup: Invaliden-Ansiedelung- Voraus-
setzungen und Wege und von Ober--Regierungs-
rat Alfred Meyer: Die ländlichen Inva-
liden zurück auf das Landl! im Archiv für
innere Kolonisation Bd. VII S. 189 ff. und 199 ff')

*) Der letztgenannte Aufsatz ist auch als besondere
Schrift im Verlage der Schriftenvertriebsanstalt G. m. b. H.
Berlin SW 68, erschienen.
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wurde der Gedanke behandelt und es wurden Vor-

schläge zu seiner praktischen Verwirklichung unter-

breitet. Einzelne im Laufe der Bewegung hervor-
tretende Wünsche gingen dabei erheblich über den

anfänglichen Gedanken hinaus, insbesondere trat von

Seiten der Boden-Reformer der WMunsch nach
„Kriegerheimstätten“ in weitestem Umfange hervor,
der auf die von ihnen behauptete Not an Klein-

wohnungen und Eigenhäusern gestützt wurde, unter

Betonung der zahlreichen, nach dem Kriege zu erwar-

tenden Fälle von Siechtum, die eine besonders weit-

gehende Wohnungsfürforge erbeischten. Für diese
„Heimstätten“ wurde die Durchführung verschiedener
bodenreformerischer Forderungen — Beschränkung
des Heimstättenbesitzers in bezug auf Veräußerung,
Belastung und Vererbung der Stelle — stark in den

Vordergrund gestellt.

Nach cingehender Prüfung und Würdigung aller

dorliegenden Vorschläge durch verschiedene dazu be-

rufene Stellen wurde im März 1916 dem Reichstage
der Entwurf für ein entsprechendes Gesetz vorgelegt.

Der Entwurf, der ursprünglich nur acht Paragraphen
umfaßte, wurde einer Kommission überwiesen, von

dieser in mehrfacher Hinsicht abgeändert und erweitert
und gelangte dann in der Sitzung des Reichstages
dom 3. Juni 1916 — im wesentlichen in der von der

Kommission vorgeschlagenen Form — zur Annahme,
nur hinsichtlich des § 6 wurde die Fassung gegenüber
denKommissionsbeschlüssen geändert und die jetzt vor-

liegende Form beschlossen— vgl. dieserhalb die Er-
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läuterungen zum § 6 —. Das Gesetz, das jetzt zwölf
Paragraphen enthält, ist in der Nr. 154 des Jahr-
gangs 1916 des Reichsgesetzblatts veröffentlicht, es

trägt das Datum des 3. Juli 1916. In der gleichen
Nummer ist — mit Datum vom 8. Juli 1916 — auch
die Bekanntmachung des Reichskanzlers über die zu
dem Gesetz ergangenen Ausführungsbestimmungen
des Bundesrats erschienen.

Die Grundzüge des Gesetzes sind die folgenden:
Das Gesetz gewährt den Kriegsbeschädigten aus dem

gegenwärtigen Kriege und den Kriegerwitwen für
einen Teil ihrer Rentenbezüge auf Antrag ein

Kapital. Die Zwecke, zu denen die Kapitalisierung
gestattet werden kann, sind beschränkt auf den Erwerb
und auf die Stärkung eigenen Grundbesitzes. Der
Erwerb eigenen Grundbesitzes wird auch darin ge-

funden, daß der Antragsteller dazu einem gemein-
nützigen Bau- oder Siedelungsunternehmen beitritt,
im übrigen ist kein Unterschied zwischen ländlichem
und städtischem Grundbesitz gemacht. Weitergehende
Wiinsche, die dahin gingen, die Kapitalisierung auch
zur Einrichtung handwerksmäßiger und industrieller
Betriebe, ohne den Zwang zum Erwerb eines Grund-
stücks, zum Kauf einer Lebensversicherung u. dgl. zu-
zulassen, hat der Gesetzgeber mit Rücksicht auf die
Gefahr des Verlustes für den Kriegsbeschädigten ab-
gelehnt. Die Bewilligung ist an das Lebensalter
zwischen 21 und 55 Jahren geknüpft, kann aber aus-
nahmsweise auch für noch ältere Bewerber erfolgen.
Die Höhe des Kapitalbetrages richtet sich nach dem
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Lebensalter des Bewerbers — § 5 —. Der Kapitali-
sierung unterliegen nicht die eigentlichen Invaliden-
renten, sondern nur die Zulagen — Verstümmelungs.,
Kriegs-, Tropenzulage — für die Kriegerwitwen
umfaßt sie die Hälfte ihrer Witwenrente, doch stellen
alle diese Sätze die Höchstgrenze dar, sie gelten immer

nur vorbehaltlich der Prüfung der Bedarfsfrage, die

für die Höhe des für die Kapitalisierung zustehenden
Teils der Bezüge maßgebend ist. Für die Prüfung
des Verwendungszwecks und der Auszahlung sieht
das Gesetz eine Kontrolle vor — § 6 — die sich auch
auf eine Sicherung — durch Sicherungshypothek —

gegen alsbaldige Weiterveräußerung des erworbenen

(Jrundstücks erstrecken kann. Bei Nichterfüllung der

Voraussetzungen, die bei der Kapitalgewährung maß-
gebend waren und bei „Vereitelung" des Verwen-

dungszwecks ist die Pflicht zur Rückzahlung des

Rapitals vorgesehen, auch ist der Bewerber berechtigt,
freiwillig das Kapitalisierungsgeschäft rückgängig zu

machen, unter Wiedereintritt in seine Rentenbezüge,
wenn er das Grundstück zur Erlangung einer anderen

Erwerbsmöglichkeit veräußert oder beim Vorliegen
anderer wichtiger Gründe — §§ 7 bis 10 —. Für die

Witwen ist im Falle der Wiederverheiratung die Rück-

zahlung des gewährten Kapitals vorgesehen, doch
wird ihnen dann der dreifache Betrag desjenigen Ver-

sorgungsteils belassen, der der Kapitalisierung zu

Grunde gelegt ist und unter besonderen Umständen
lann von der Rückzahlung überhaupt ganz oder teil-
weise abgesehen werden.
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Die Ausführung des Gesetes liegt
— mit der unten erwähnten Einschränkung — gänz-
lich zu der Hand der Militärbehörden, und zwar sind
dafür die obersten Militärverwaltungsbehörden
das sind die Kriegsministerien der einzelnen Kon-

tingente — maßgebend. Das Gesetz wird in seinem
ganzen Umfange von dem Grundsatz gerragen, daß
den entscheidenden Militärbehörden der weiigehendste
Spielraum für ihre Entschließungen gelassen werden

soll, sowohl für die Beurteilung der Frage, ob die Ge—

währung des Kapitals überhaupt zulässiz und an-

gezeigt ist, als auch für die Bestimmung der Höhe
des Kapitals und die Beurteilung des Vermendungs-
zwecks, für die Art der Auszahlung, die Stcherung, die

Rückgängigmachung der Kapitalisierundg und für den

gänzlichen oder teilweisen Erlaß den Witwen gegen-

über. Ueberall greift hier die „Kaun'“-Vorschrift
Platz und die Behörde unterliegt einem Zwange über-

haupt nicht, wie auch eine Klage auf Kapitalisierung
durch das Gesetz ausdrücklich versagt ist — 8 12 —.

Nur hinsichtlich der Frage der zweckentsprechenden
Verwendung, der Zahlstelle und gewisser Sicherungs-
maßnahmen ist, durch die Ausführungsbestimmungen
des Bundesrats den Zivilstellen — es sind dies
von den Landeszentralbehörden besonders zu bezeich-
nende Stellen — eine sehr wesentliche und verant-

wortungsvolle Mitwirkung in Form einer Außerung
oder Bescheinigung zugewiesen, doch ist die endgültige
Entscheidung auch hier in die Hand der Militärbe-

hörden gelegt — Ausf.-Best. zu 3 und 4 —. Die Aus-
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führung der Entscheidung und die überwachung der

weiteren nützlichen Verwendung soll dann aber auf
jene Zivilstellen übergehen, denen auch für die sehr
wichtige Frage, ob ein Unternehmen als „gemein—
nütziges“ anzusehen sei, ein maßgebendes Gutachten

zugewiesen ist — vgl. Ausf.-Best. zu 3.

Auf Offiziere und Offizierswitwen er-

streckt sich das Gesetz nicht, finanzielle und auch sonstige
Gründe sprachen dagegen, sie in den Rahmen dieses
Gesetzes mit einzubeziehen. Doch ist ein weiterer

Ausbau der Gesetzgebung in dieser und in mehrfacher
sonstiger Hinsicht mit Sicherheit zu erwarten. In der

gleichen Sitzung, in der das Gesetz beschlossen wurde,
hat der Reichstag auf Antrag der Gesetzes-
kommission eine Resolution angenommen, die dahin
geht: den Herrn Reichskanzler zu ersuchen:

a) Maßnahmen zu treffen, um die Wohltaten der

Kapitalabfindung in geeigneten Fällen auch kriegs-
beschädigten Offizieren und den Witwengefallener
Offiziere zuzuwenden;

b demnächst dem Reichstage einen Gesetzentwurf vor-

zulegen zur Einführung der Kapitalabfindung für
alle Witwen von gefallenen Kriegsteilnehmern,
welche eine weitere Ehe eingehen;

· —noch in dieser Tagung dem Reichstag einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, in welchem zur Förderung der

Ansiedlung Kriegsteilnehmer und ihre Hinter-
bliebenen von der Reichsstempelabgabe bei Grund-

stücksübertragungen (Reichsstempelgesetz vom 19. Juli
1909) befreit werden;
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d) geeignete Schritie zu tun, damit in allen Bundes-

staaten Vorkehrungen getroffen werden, um die An-

siedlung von Kriegsteilnehmern und besonders von

Kriegsbeschädigten und Kriegswitwen zu erleichtern.

Der Hauptzweck des Gesetzes, für die Kriegs-
beschädigten und die Kriegerwitwen in

besserer Form zu sorgen und es ihnen
zu ermöglichen, ihre Kräfte in nutz-
bringender Weise zu verwerten, wird bei

seiner Erfüllung für das große Ganze von den segens-
reichsten Folgen sein. Weit über diesen Zweck hinaus-
greifend, wird aber die Durchführung des Gesetes der
inneren Kolonisation und der Woh—
nungsfürsorge für die ärmeren Klai-

sen und vielleicht auch — da es auch zur Ent-

schuldung des Grunddbesitzes herangezogen werden

darf — der weiteren Entwickelung mancher Fragen
des Realkredits weite Bahnen eröffnen.

Nicht mit Unrecht hat man auch eine Vermin-

derung der krankhaften Sorge vieler Kriegsbeschädig-
ten, daß ihre Rentenbezüge später in Fortfall kommen
könnten (Rentenfurcht) als wohltätige Nebenwirkung
des Gesetzes erhofft.

Allen oben genannten Zwecken kann das Gesetz
umso eher dienen, als es sich von engherzigen Ein-

schränkungen fern hält und seine Verwirklichung
unter den verschiedensten Formen gestattet, die in den
Einzelstaaten und den verschiedenen Gebieten des
Reichs für das Eigentum und den Besitz am Grund
und Boden Geltung haben. Die Begründung des
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Gesetzes hebt ausdrücklich hervor, daß es auf die Be-

sitzform, unter welcher der Abfindungsberechtigte
den Grundbesitz erwirbt, nicht ankommen soll, viel-

mehr unter die Bestimmung des § 1 auch die Form
des Rentenguts, der Erbpacht und des Erbbaurechts,
sowie diejenigen Besitzformen fallen sollen, welche für
die Befestigung kleinerer landwirtschaftlicher oder

gärtnerischer Besitzungen landesgesetzlich bestehen oder

künftig geschaffen werden. Fast allgemeines Einver-
ständnis herrschte aber bei den Beratungen über das

Gesetz darin, daß die Gründung geschlossener In-
validen-Kolonien tunlichst zu vermeiden und ihre Ver-
teilung auf bestehende Dörfer oder ihre Neuansiedlung
zwischen gesunden Stellenbewerbern anzustreben sei.

Für die gemeinnützigen Besiedelungsgesellschaften,
gleichviel, ob sie ihre Wirksamkeit auf die Schaffung
ländlichen Kleinbesitzes oder städtischer Eigenhäuser
erstrecken, wird sich ein weites Tätigkeitsfeld ergeben
und die Neubegründung solcher Gesellschaften an zahl-
reichen Stellen wird voraussichtlich bald in die Er-

scheinung treten. Andrerseits hat sich das Gesetz er-

freulicherweise davon fern gehalten, den boden-

reformerischen Bestrebungen, die auf eine Bindung
des Stellenerwerbers an die Scholle hinausliefen,
Vorschub zu leisten. Zu derartigen Bestrebungen,die
einen Rückschritt ins Mittelalter bedeuten würden,
wäre wohl auch keine Zeit ungeeigneter gewesen als
die gegemwärtige, denn nicht für eine Fesselung, son-
dern für eine Entfaltung aller tüchtigen Kräfte im
Volke wird der gewaltige Weltkrieg sicher — wie
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bisher, so auch für die Zukunft — die Wege
ebnen.

Der gesetzgeberischen und Verwaltungs-
tätigkeit der Einzelstaaten, zu deren Be-

fugnissen die eigentliche Siedelungstätigkeit gehört,
ist der weiteste Spielraum gelassen und sie wird
sowohl in Bezug auf die Schaffung geeigneter Be-
hörden, da wo solche noch nicht bestehen, wie auch auf
die sonstigen, für die Durchführung der Aufgabe
nötigen Anordnungen — Verfahren, Landbe-
schaffung, Kreditinstituten u. dgl. — neu-

schaffend und ergänzend baldigst einsetzen müssen.

Beschränkungen in bezug auf die politische
Stellung und die Nationalität des Be-
werbers hat das Gesetz vermieden. In dieser Be-

ziehung ist in der Kommissionsberatung vom Negie-
rungstisch folgendes erklärt worden:

„Wie schon der Herr Kriegsminister hervorgehoben
hat, macht der Entwurf keinen Unterschied zwischen
Kriegsbeschädigten deutscher und polnischer Herkunft.
Diesen Standpunkt hat bereits die Preußische Re-

gierung in einer Erklärung des Herrn Landwirtschafts-
ministers im Abgeordnetenhause eingenommen. Dabei
wurde besonders hervorgehoben, daß den polnischen
Kriegsbeschädigten (durch entsprechende Handhabung
des § 13b des Ansiedlungsgesetzes) die Möglichkeit
gegeben werden soll, sich auch innerhalb ihrer Heimal-=
proving anzusiedeln. Wenn in jener Erklärung der

Vorbehalt gemacht worden ist, daß dabei die Inter-
essen der deutschen Ansiedlungen gegenüber einer plan-
mäßigen Besiedlung von polnischer Seile gewahrt
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bleiben mussen, so sollte hierdurch lediglich die Not-

wendigkeit betont werden, das Ansiedlungswerk gegen

„planmäßige“ Durchkreuzungen zu sichern.
In den hiernach nicht der deutschen Ansiedlung vor-

bebaltenen Gebicten aber steht, wie ich namens der

Preußischen Staatsregierung erklären kann, nichts im

Wege, daß die Kriegsbeschädigten polnischer Ab-

stammung sich auch in geschlossenen Siedlungen an-

siedeln und dafür den Kredit der Rentengutsgesetz-
gebung und dic sonst verfügbaren staatlichen Fonds
in Anspruch nehmen.“

Schon wälwend das Kapitalabsindungsgesetz noch

zur Beratung stand, sind bemerkenswerte Anfänge ge—

macht worden, um seine Durchführung zu erleichtern.

Für Preußen, wo in den Rentengutsgesetzen
von 1890,91 der Boden für die bevorstehenden Auf-
gaben schon geebnet war, und auch in den General-

kommissionen geeignete Behörden dafür vorhanden
sind, lil eine weitere Erleichterung geschaffen, durch
das (Geset zur Jörderung der Ansiede-
lung vom 8. Mai 1916 — GS. S. 51 —, das
der Seohandlung (Preußischen Staatsbank) den Be-

trag von 100 Millionen Mark zur Gewährung von

Zwischenkredit bei der Errichtung von Rentengütern
lülberweist und die Gewährung von Zwischenkredit an

Kommmnal-Verbände und gemeinnützige Gesellschaften,
die sich mit innerer Kolonisation befassen, auch dann

vorsieht, wenn die Begründung der Rentengüter ohne
behördliche Vermittelung erfolgt, ihnen auch die bisher
mur bei der Vermittelung der Behörden vorgesehenen
Gebühren= und Stempelbefreiungen für die zur
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Durchfuhrung des Verfahrens erforderlichen Geschäfte
und Verhandlungen der nicht streitigen Gerichtsbar-
keit schlechthin zugesteht. Die Zahl der zulässigen
Freijahre wird durch dieses Gesetz von 1 auf 3 erhöht,
die Beleihungsgrenze bei kleinen Stellen bis auf %
des Schätzungswerts — gegen früher 34 — zugelassen
und für die Beleihung mit Rentenbriefen innerhalb
dieser Grenze auch die zweite Stelle — nach Abtrags-
hypotheken einer Körperschaft oder Anstalt des öffent-
lichen Rechts — als ausreichend angenommen. Ein

bayerisches Gesetz vom 15. Juli 1916

stellt die bereits bestehende Landeskulturrentenanstalt
für die Finanzierung der Ansiedelung von Kriegs-
beschädigten in weiterem Maße als bisher zur Ver-
sügung, indem es die Hergabe von Darlehen, die

bisher nur an Gemeinden zulässig war, an die Kriegs-
beschädigten, die sich ansiedeln wollen, unmittelbar
zuläßt und die Besitzgröße für die zu beleihenden
Stellen von 2 Hektar auf 5 Hektar heraufrückt. Ein
sächsisches Gesetz vom 5. Mai 1916 be-
stimmt die Kreishauptmannschaft Dresden als die Ge-

neralkommission für Ablösungen und Gemeinheits-
teilungen auch zur Ansiedelungsbehörde für Kriegs-
beschädigte und trifft Vorsorge für die Mitwirkung
der Bezirksverbände (Amtshauptmannschaften) an

der Landbeschafung, für die Kriegsansiedler und für
die Beleihung ihrer Stellen. Diese ersten Gesetze
sind im Anhange dieser Schrift zum Abdruck gelangt.
Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Gesetzgebung
auch der übrigen Bundesstaaten bald ähnliche Bahnen
beschreiten wird und beschreiten muß.
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Auf das Versahren soll hier näher nicht einge—

gangen werden, da es in kurzen Zügen in dieser
Schrift selbst zur Darstellung gebracht ist.

Das Kapital-Abfindungsgesetzist hervorgegangen
aus dem Gefühl der Dankespflicht des deutschen
Volkes, der Grundzug des Gesetzes ist das Wohlwollen

gegenüber den Kriegsbeschädigten und ein weit—

gehendes Vertrauen in die Militärbehörden und auch
die mitwirkenden und beaufsichtigenden Zivilstellen,
daß sie dieses Wohlwollen in großzügiger Weise recht-
fertigen werden, weshalb ihre Befugnisse so weit wie

möglich gestellt sind. Die große Aufgabe, die das

Gesetz anstrebt, wird am besten gelöst werden, wenn

in den einzelnen Bundesstaaten ähnliche Wege ein-

geschlagen und die Vollmachten an alle mit der Durch-
führung des Werkes betrauten Einzelstellen nicht zu

eng begrenzt werden. Diesen Stellen aber, sowohl
den Behörden, als auch den gemeinnützigen Be-

siedelunsgesellschaften, soweit sie nicht unter behörd-
licher Kontrolle tätig sind, erwachsen aus dem weit-
gehenden Vertrauen auch besonders weitgehende
Pflichten in bezug auf die Auswahl der Ansiedler, die

Fürsorge für eine günstige Einsetzung und eine weit-

gehende Wohlfahrtspflege für die ersten Jahre. Von
den Unternehmungen, die sich der Schaffung von

Wohnstellen in den Städten widmen, muß auch noch
eine genaue Kenntnis der örtlichen Notwendigkeiten
— Wohnungsnot oder Wohnungsüberschuß, dauernde
Arbeitsgelegenheit u. dgl. — gefordert werden, da
man sonst leicht zum Nachteil des Gemeinwesens über



14 Einleltung.

das Ziel hinausgehen kann. Erfahrungen auf dem

Gebiet der inneren Kolonisation, eine besondere Sach-
kunde und ein warmherziges Interesse für die zu

lösenden Aufgaben sind aber allgemein und von allen,
die daran mitzuwirken berufen sind, als unerläßliche
Voraussetzung zu fordern, um bei der großen Masse
der Versorgungsberechtigten nicht eine Enttäuschung
herbeizuführen. Sie würde für den einzelnen Kriegs-
beschädigten, für das Staatswohl und auch für das

allgemeine Volksempfinden einen schweren Schaden
bedenten.



Gesetz über Kapitalabfindung
an Stelle von Kriegsversorgung

(Kapitalabfindungsgesetz).
Vom 3. Juli 1916. (RGBl. S.680.)

Wir Wilhelm usw. usw. verordnen im Namen
des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes-
rats und des Reichstags, was folgt:

81.
Personen, die aus Anlaß des gegenwärtigen

Krieges auf Grund des Mannschaftsversorgungs-
gesetzes oder des Militärhinterbliebenengesetzes An-
spruch auf Kriegsversorgung haben, können auf
ihren Antrag zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen
Stärkung eigenen Grundbesitzes nach Maßgabe der
folgenden Vorschriften durch Zahlung eines Kapitals
abgefunden werden.

Eine Napitalabfindungkann auch dann gewährt
lverden, wenn Versorgungsberechtigtezum Erwerb
cigenen Grundbesitzes einem gemeinnützigen Bau-
oder Siedlungsunternehmen beitreten wollen.

Ueber den Antrag entscheidet die oberste Militär-
verwaltungsbehörde.

* 2.
Eine Kapitalabsindung kann bewilligt werden,

wenn
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1. die Versorgungsberechtigten das 21. Lebensjahr
vollendet und das 55. Lebensjahr noch nicht
zurückgelegt haben; ausnahmsweise kann auch
nach dem 55. Lebensjahr eine entsprechende Ab-

findung gewährt werden:
2. der Versorgungsanspruch anerkannt ist;
3. nach Art des Versorgungsgrundesein späterer

Wegfall der Kriegsverforgung nicht zu er-

warten ist:;
4. für eine nützliche Verwendung des Geldes Ge-

währ besteht.

Hält die oberste Militärverwaltungsbehörde eine
nützliche Verwendung des Geldes nicht für gewähr.
leistet, soist dem Antragsteller vor der Entscheidung
schriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegen-
heit zur Aeußerung zu geben.

83.
Die Kapitalabfindung kann umfassen:
Die Kriegszulage (8 14 des Mannschaftsversor—

gungsgesetzes vom 31. Mai 1906 Reichs-Gesetzbl.
1906 S. 593 ff. —), die Verstümmelungszulage (5 13
des Mannschaftsversorgungsgesetzes vom 31. Mai
1906 — Reichs-Gesetzbl. 1906 S. 593 ff. —) und die

Tropenzulage in Höhe der Kriegszulage (88 67 und
69 des Mannschaftsversorgungsgesetzes vom 31. Mai
1906 — Reichs-Gesetzbl. 1906 S. 593 ff. —) sowie die
auf Grund des Militärhinterbliebenengesetzes vom
17. Mai 1907 — Reichs-Gesetzbl. 1907 S. 214 ff. —

zustehenden Bezüge für die Witwme eines Feldwebels,
Vizefeldwebels, Sergeanten mit der Löhnung eines
Vizefeldwebels oder eines Zugführers der freiwilligen
Kriegskrankenpflegebis zur Höhe von 300 Mark. für
die Witwe eines Sergeanten, Unteroffiziers, Zug-
führerstellvertreters oder Sektionsführers der frei-
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Die e kann auf einen Teilbetragdiesers

Verfokgungögebuhrmssebeschränktwerden.

Der BerechnungderAbfindungssummewird das
Lebensjahr zugrundegelegt, das der Antragsteller in
demjenigen Jahre, welches aufdenTag der Antrag-stellungefolge-vollendet.

Dier Anspruch auf die Gebührnisse,an beren
Stelle die Kapitalabfindung tritt, erlischtmit dem
Ersten des auf die Auszahlungder Abfindungs-
surnmesolgendenMonats.
als Ablindungssumme9—unterVerüchichigungdesLebensalters das aus der nachstehenden Auf-

stellung ersichtliche Vielfache der Verisraungsgebüb#nisse zu aohlenundwzwarbeidem E

mee “ et. Nifalaänbneefe7
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34. Lebensjahrer das 15½¼fache
35. „ 115 „

36 » MAX-
37. » 14½ „

38. 14½ „

39. „
14 „

40. , 134 „

4 13½ „

4. , 13½ „

43. „
13 „

44. „ 123 „

45. „ 12½ „

46. „ 12¼ „

47. ,
12 „

48. , 1134»
49. 114 „

50. "„ 103 „

51. „ 10½ „

52. 93,
53 » .... 9½¼ „

54. „ 834 „

55. „ 8¼ „

des Jahresbetrags der betreffenden Bezüge oder
eines Teiles derselben.

86.
Die bestimmungsgemäße Verwendung des Kapi-

tals ist durch die Form der Auszahlung und in der
Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung als-
haldiger Weiterveräußerung des Grundstücks oder des
an ihm bestehenden Rechtes zu sichern. Zu diesem
Zwecke kann die oberste Militärverwaltungsbehörde
insbesondere anordnen, daß die Weiterveräußerung
und Belastung des auf Grund der Kapitalabfindung
erworbenen Grundstücksinnerhalb einer Frist von

nicht über zwei Jahren nur mit ihrer Genehmigung
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zulässig ist. Diese Anordnung wird mit der Ein-
tragung in das Grundbuch wirksam.Die Eintragung
erfolgt auf Ersuchen der obersten Militärverwaltungs-
behörde.

87
Die Absindungssumme ist auf Erfordern insoweit

rückzuzahlen, als sie nicht innerhalb einer von der
obersten Militärverwaltungsbehörde bemessenen Frist
bestimmungsgemäß verwendet ist.

88.
Wird der Zweck der Kapitalabfindung vereitelt, so

ist auf Erfordern der obersten Militärverwaltungs-
behörde die Abfindungssumme zurückzuzahlen.

Zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungs-
summe kann die oberste Militärverwaltungsbehörde
die Eintragung einer Sicherungshypothek verlangen.

Die Verpflichtung zur Rückzahlung beschränkt sich
qauf den Betrag, auf den die Abfindungssumme
festzusetzengewesen wäre, wenn der Abgefundene den
Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der Rücck-
sorderung gestellt hätte.

89.
Dem Abgefundenen können auf Antrag die durch

die Kapitalabfindung erloschenen Gebührnisse gegen
Rückzahlung der Abfindungssumme wieder bewilligt
werden, wenn er zur Erlangung einer anderen Er-
werbsmöglichkeit das Grundstück weiterveräußert oder
wenn andere wichtige Gründe vorliegen.

Die Vorschrift des § 8 Abs. 3 findet entsprechende
Anwendung: der Berechnung ist der Zeitpunkt der
Rückzahlung zugrunde zu legen.

8 10.
Ter nach § 4 Abs. 2 erloscheneAnspruch lebt mit

Wirkung vom Ersten des Monats wieder auf, in dem
die Abfindungssumme zurückgezahlt ist.

2
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811.
Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere

Ehe, so ist die Abfindungssumme binnen drei
Monaten nach der Eheschließung insoweit zurückzu—
zahlen, als sie den Gesamtbetrag der bei ihrer Fest-
setzung berücksichtigten und bis zu ihrer Wiede. ver-

heiratung fällig gewesenen Versorgungsgebührnisse
übersteigt. Von dem hiernach zurückzuzahlenden Be-
trag ist der Witwe der dreifache Betrag desjenigen
Versorgungsteils zu belassen, welcher der Kapital-
abfindung zugrunde gelegt ist.

Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Ein-
tragung einer Sicherungshypothek oder eine andere
Sicherheit verlangt werden.

Liegen besondere Umstände vor, so kann von der
Rückzahlung ganz oder teilweise abgesehen werden.

8 12.
Aus der Bewilligung der Abfindung kann nicht

auf Auszahlung geklagt werden.
Innerhalb der im § 7 vorgesehenen Frist ist ein

der ausgezahlten Abfindungssumme gleichkommender
Betrag an Geld, Wertpapieren und Forderungen der
Pfändung nicht unterworsfen.



Erläuterungen
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher

Kaiser, König von Preußen 2c. verordnen im Namen
des Rcichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes-
rats und des Reichstags, was folgt:

Das Gesetz gilt für das gange Reichsgebiet, wird aber,
da die Durchführung der Ansiedelung Sache der einzelnen
Bundesstaaten ist, in diesen nicht überall in gleicher Art
zur Durchführung gelangen. Für die Grundzüge des
Verfahrens sind indessen die von dem Bundesrat er-

lassenen Ausführungsbestimmungen vom 8. Juli 1910
— s. im Anhang dieser Schrift, vgl. auch den Abschuntt:
Verfahren — in allen Bundesstaaten maßgebend.

Da in dem Csetz ein Ansangstermin seiner verbind-
lichen Kraft nicht bestimmt ist, hat dieser nach Artikel 2
der Reichs-Verfassung mit dem 14. Tage nach Ablauf
desjenigen Tages begonnen, an welchem das betreffende
Stück des Reichsgesetzblatts in Berlin ausgegeben worden
ist. Das war der 11. Juli 1916 (Reichsges.-Bl. Nr. 15.#.
Das Gesetz ist also am 25 Juli 1916 in Kraft getreten.

8 1.

Personen, die aus Anlaß des gegenwärtigen:)
Krieges auf Grund des Mannschaftsversorgungs
gesetzes oder des Militärhinterbliebenengesetzes An-
spruch auf Kriegsversorgung:) haben, können auf
ihren Antrag') zum Erwerb'") oder zur wirtschaft-
lichen Stärkungs) eigenen Grundbesitzes nach Maßgabe
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der folgenden Vorschriften durch Zahlung eines Kapi-
tals abgefundenwerden.

Eine Kapitalabfindung kann auchdann gewährt
werden, wenn Versorgungsberechtigtezum Erwerb
eigenen Grundbesitzes') einem gemeinnützigen Bau-
oder Siedlungsunternehmen beitreten wollen?).

lber den Antrag entscheidet die oberste Militär-
verwaltungsbehördes).

1. Des gegenwärtigen Krieges. Auf Kriegs--
beschädigte aus früheren Feldzügen - auch jolchen aus
den früheren Kolonialkriegen — bezieht sich das Geset
also nicht, es gilt nur für die seit dem 1. August 1911
aus dem aktiven Heeresdienst entlassenen Kriegs-
beschädigten sowie die seit jenem Zeitpunkt kriegsver:
sorgungöberechtigt gewordenen Witwen.

2. Nur kriegsversorgungs berechtigte Per-
sonen, gleichviel ob Invaliden oder Witwen, dürfen die
Kapitalisierung verlangen. Versorgung auf Grund bloßer
Dienstbeschädigung genügt dazu nicht, auch dann nicht,
wenn sie während des gegenwärtigen Krieges ausge-
sprochen worden ist. —Ob der Anspruch auf Kriegs=
versorgung besteht, darüber sind Erörterungen in
dem Verfahren nach diesem Eesetze ausgeschlosse n.

Ansprüche dieserhalb und Einsprüche gegen die Versagung
des Anspruchs auf die —höhere — Kriegs versorgung
müssen vielmehr schon in dem vorangegangenen Renten-

festsetzungsverfahren endgültig festgestellt oder erledigt
sein, nach den dafür gegebenen besonderen Vorschriften.
Für Preußen ist hierfür die „Pensionicrungs-Vorschrift
für das Preußische Heer (PV.) vom 16. März 1912“

maßgebend. Die Hinterbliebenen-Versorgung er-

folgt auf Grund des Militärhinterbliebenengesetzes vom
17. Mai 1007.

Auch Militärpersonen, die nicht zum Feld heer ge-
hören (Immobile), können in Ausnahm efällen-Ver-
wundung bei Verfolgung eines ausgebrochenen Kriegs-
gefangenen, Ansteckung mit Kriegsseuche im Kriegsge-
fangenenlager u. dgl. — als kriegsversorgungsberechtigt
gelten (vgI. Kriegsminist.-Erlaß Nr. 1551/1. 15 C. 2 vom
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3. Mai 1915). Doch gehören, wie gesagt, die Grörterungen
hierüber nicht mehr hierher — vgl. Anmerkung 4 zu § 2 und

wegen des Begriffs KKriegsversorgung“ An-

merkung 2 und 3 zu § 3.

3. Der Antrag ist an keine Frist gebunden. Er muß
Angaben über das Lebensalter des Versorgungs-
berechtigten, über die Anerkennung des Versorgungs-
anspruchs und, sofern ein Kriegsbeschädigter den
Antrag stellt, auch eine Angabe darüber enthalten, daß ein

späterer Wegfall der Kriegsversorgung nicht zu erwarten
ist, in jedem Falle auch wenigstens eine allgemeine An-

lobe über den Verwendungszweck.
Der Antrag ist von den Rentenempfängern beim Be-

zirksfeldwebel, von den Witwen bei der Orts-

polizeibehörde oder einer anderen von der Landes-
zentralbebörde bestimmten Amtsstelle — schriftlich oder
zu Protokoll — inzubringen — Ausführungs-Bestimmungen
zu 1.

Ueber das Verfahren väl. den folgenden Abschnitt.
Ein Beispiel für den Antrag ist in dem Abschnitt

Verfahren am Schluß gegeben.
4. Das Gesetz gilt in gleicher Weise für ländlichen

und städiischen Grundbesitz.
Nach der Begründung des Gesetzes kommt es auf die
Vesitzform, unter welcher der Abfindungsberechtigte
den Grundbesitz erwirbt, nicht an, vielmehr sollen unter
die Bestimmung des § auch die Form des Renten-
guts, der Erbpacht und des Erbbaurechts sowie
diejsenigenBesitzformen fallen, die für die Befestigung
kleinerer landwirtschaftlicher oder gärt-
nerischer Besitzungen landesgesetzlich be

Kehen oder künftig geschaffen werden.
Nol. hier zu auch die Pr Ausf.Anw. — im Anhang
unter C abgedruckt — zu 3.

5. Nurh der Begrundung sollen unter wirtschafi-
licher Stärkung eigenen Grundbesitzes alle Maß-
regeln verstanden werden, die geeignet sind, einen vor-

bandenen Besit; und die Gelegenheit zu ländlicher Arbeit

nicht nur den zu Versorgenden selbst, sondern auch ihren
Angehörigen gu erhalten, §. B. die Abstoßung von
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Schulden oder die sonstige Verbesserung der
Schuldverhältnisse, der Aufbau oder die

Wiederherstellung von Gebäuden, die Ver-
größerung zu kleinen Besitzes, die Vervollständigung
landwirtschaftlichen Inventars usw. Vgl. dazu die
Pr. Auef-Anw. — Anhang zu C — unter 4.

6. Der Beitritt muß zum Erwerbe eigenen
Grundlesitzes erfolgen. Eine Beteiligung an der

Gesellschaft mit Kapital genügt für sich allein also
nicht, es wird hachgewiesen werden müssen, daß der Zweck
des Erwerbes eigenen Grundbesitzes durch die
Farm des Beitritts erreicht wird.

1

7. Was unter einem gemeinnützigen Bau= und
Siedelungs-Unternehmen zu verstehen ist, sagt
das Gesetz nicht, doch ist in einem anderen Reichs-Gesetz
der Begriff der gemeinnützigen Gesellschaft bereits sehr ein-
gehend festgelegt.

Das Reichs-Wertzuwachssteuer = Gesetz
vom 14. Februar 19#1 sagt darüber folgendes:

Von der Stenerpflicht befreit sind:
Vereinigungen aller Art, welche, ohne Erwerbs-

zwecken zu dienen, satzungsgemäß sich mit innerer

Kolouisation, Arbeiteransiedlung, Grundentschuldung
oder Errichtung von Wohnungen für die minder-
bemiltelten Klassen befassen, falls sie den zur Ver-
teilung gelangenden Reingewinn auf einec höchstens
vierprozentige Verzinsung der Kapitaleinlagen be-

schränken, den Mitgliedern, Geschäftsführern oder

sonstigen Beteiligten auch nicht in anderer Form be-

sondere Vorteile gewähren, bei Auslosung, Austritt
(ines Mitgliedes oder für den Fall der Auflösung
nicht mehr als den Nennwert ihrer Anteile zusichern
und bei der Auflösung den etwaigen Rest ihres Ver-
mögens für die vorbezeichneten Zwecke bestimmen. Ob
diese Voraussetzungen zutreffen, entscheidet der Bun-
desrat. Er ist auch ermächtigt, solchen Vereinigungen
der vorbe geichnetenArt Steuerfreiheit zuzubilligen,
die eine höchstens fünfprozentige Verzinsung der Kapi-
lalseinlagen gewähren.
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Das Preußische Gesetz zur Förderung der Ansiedlung
vom 8. Mai 1916 — GS. S. 51— erwähnt solche Unter-

nehmungen als „Vereinigungen, die sich mit
innerer Kolonisation befassen“ und vom

Minister für diese Vorschrift als gemein-
nützige Zwecke fördernd anerkannt sind und
gibt ihnen eine privilegierte Stellung in bezug auf die

Gewährung von Zwischenkredit und die Be-

freiung von Stempeln und Gebühren —

vgl. im Auhang zu D —.

Die schon jetzt in Preußen bestehenden provinziellen
Besiedelungsgesellschaften sind vom Landwirtschaftsminister
als gemeinnützig anerkannt. Bei ihnen würde übrigens
ein „Beitritt" zum Erwerb eigenen Grund-
besitzes nicht eigentlich in Frage kommen, dem Stellen-
erwerber gegenüber sind sie lediglich Verkäufer. Ander.
ist es wohl vielfach bei den städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften, bei denen die Mitgliedschaft Voraus-
setzung für die Erlangung eines Eigen-
hauses ist.

Nach den Ausf.-Best. zu 3 — Anhang zu A — ist zur
Entscheidung über die Frage der Gemeinnützigkeit des

Unternehmens,dem der Antragsteller beizutreten wünscht.
eine Bescheinigung der Zentralbehörde
oder der von ihr bestimmten Stelle bei-
Sufügen. Für Preußen sind dafür der Regierungs-
präsident und der Oberpräsident bestimmt, je nachdem es

sich um ein gemeinnütziges Bauunternehmen oder ein
gemeinnütziges Siedelungs unternehmen handelt.
Vgl. Pr. Auef.-Anw. zu 7 — Anh. C. Die Einholung der

Bescheinigung liegt der Zivilstelle (Prüfungsstelle) ob.
Vgl. beim Abschnitt Verfahren unter 1 bei den Aufgaben
der Zivilstelle, dort unter d.

Die Zahl solcher Gesellschaften dürfte sich infolge dieses
Gesetzes nicht unwesentlich steigern, besonders auch für die
städtischen Besiedelungszwecke, und bei den großen Vor-
teilen, die den gemeinnützigen Gesellschaften vorbehalten
sind, wird es für ihr Wirken sehr wesentlich sein, sich so-
bald als tunlich die Anerkennung ihrer Gemein-
nützigkeit — unter Vorlage ihrer Satzungen — bei den
maßgebenden Behörden zu sichern.



26 Erlduterungen. 82.

8. Oberste Militärverwaltungsbehörde ist das
Kriegeministerium des Kontingents, für
die Marine das Reichsmarincamt, für die
Kaiserlichen Schutztruppen das Reichs-
kolonialamt. Ausf.-Best. d. B. zu 9, vgl. auch den

Abschnitt Verfahren.
Indessen ist in den Ausf.-Best. — zu 3 — zunächst ein

Vorbescheid des Generalkommandos vorge-
sehen, der — wenn er ablehnend ist — endgültig bleibt,
sofern der Antragsteller sich dabei beruhigt. Das Weitere
vgl. beim Abschnitt Verfahren.

82.
Eine Kapitalabfindung kannt) bewilligt werden,

wenn

1. die Versorgungsberechtigtendas 21. Lebensjahr:)
vollendet und das 55. Lebenejahrnoch nicht

zurückgelegt.haben; ausnahmsweise kann auch
nach dem 55. Lebensjahrs) eine entsprechende Ab-
findung gewährt werden,

2. der Versorgungsauspruch anerkannt ist“),
3. nach Art des Versorgungsgrundes ein späterer

Wegfall der Kriegsversorgung nicht zu er-

warten ists),
4. für eine nützliche Verwendung des Geldes Ge-

währ besteht").
Hält die oberste Militärverwaltungsbehörde eine

nützliche Verwendung des Geldes nicht für gewähr-
leistet, soist dem Antragsteller vor der Entscheidung
schriftlich Kenntnis von den Gründen') und Gelegen-
heit zur Außerung zu geben?).

1. Kann bewilligt werden. Ein Zwang zur Her-
gabe des Kapitals besteht für die Militärbehörde nicht.
Diese „Kann--Vorschrift gilt mit wenigen Ausnahmen
für alle Entschließungen der Behörde. Vgl. 88 8, 6. 7, 8, 9
und 11 und die Einleitung dieser Schrift.
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2. Doch muß es zulässigsein, daß ein 20jähriger In-

zulide,unter heiteit,seinesVormundesdieForderungauf
pitalgewährung für den Zeitpunkt, woer 21 Jal

wird,a###das i..!m* bollendet, # on3anmeldendarf. Denn sonst hätte die Feftsgchund*18½fachenAbfindungfür das 21. Lebensjahr=—

in Verbindung mit § 4 — keinenSinn. So L"iEitan
Ausf.Erlaß des Preußischen Kriegsmintstersvom
26. Juli 19#6 zu Punkt8 — rmee· Verordn.vi.S. 320 —
vorgesehen.

»-

3. WelcheAbfindungdannch werdenson,darüberergibt das Gesetznichts. Nach § 4 Abs. 3 der
Ausf.-Best. ist für siedie Abfindungssummederart zu be-
messen,daß sichdas im § 5 des Gesetzesbei dem 55. Lebens-

sahre6*§*95riessacherder Versespngeshrols,für
H5 EEI“l“ 1

wirdver-

4 Esmut olso,eine Invalidenrente(minm*
zulageoder Verstümmelungszulage)schon Wsnlsei

#
vgl. § 1 Anm. 2 und die Anmerkungen2 bis 4

zum

zktfehursu erden
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Kriegsminist.Erlaß vom 16.N 1#4 im Armer-— l rt S.4. — —

.F # —.——55#l'*“SE—
½

—5*·*D*1t*

ui der d und wo dies fensbauwäre,
innte eine Kapitalabfindung richt gewährt werden, da

die einmal gewährte Kapitalabfindung —

abgesehenvon den in diesemGesetz vorgesehenen.Fällen
der Nichterfüllungdes Zwecksder #alisierung oder der
Vereitelung — ni me zurückgefordert
werden dü.P e. Fürdie!25 geeler353

von

ane

86 bierr9und11sind-nohzum“ —ku E

7. DieFekanntgalederGründeder Ablehnungbe-
zweckt, daß der Antragsteller die Möglichkeiterhält, sich
nochmals zu äußern und etwaige Irrtümer,)die bei dem
ablehnendenBescheideuntergelaufen sein könnten, auf-

zuklären Eine eschwerde gegen die Entscheidung ist
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ausgeschlossen, wird sie, auf die Aeußerung des Antrag-
stellers hin, nicht geändert,so bleibt es dabei.

Es ergeht zunächst ein Vorbescheid des General-
kommandos, ist dieser bereits tblehnend, so darf der

Antragsteller die endgültige Entscheidung des Kriegs-
ministeriums anrufen — Ausf.-Best. zu 2—. Ist der Be-

scheid zustimmend, so erfolgt erst die eingehendere
Prüfung des Zwecks durch die Zivilbehörde und

dann der endgültige Bescheid des Kriegs-
ministeriums — val. Ausf.-Best. zu 2 und den Ab-
schnitt Verfahren.

Die Kapitalabfindung kanut) umfassen:
Die Kriegszulage (§ 14 des Mannschaftsversor-

Mungsgesetzesvom 31. Mai 1906 — Reichs-Gesetzbl.
1906 S. 593ff. —), die Verstümmelungszulage (§ 13
des Mannschaftsversorgungsgesetzes vom 31. Mai
1906 — Reichs-Gesetzbl. 1906 S. 593 ff. —) und die
Tropenzulage in Höhe der Kriegszulage (88 67 und 69
des Mannschaftsversorgungsgesetzesvom 31. Mai 1906
— Reichs-Gesetzbl.1906 S. 593 ff. —)5-) sowie die auf
Grund des Militärhinterbliebenengesetzes vom 17. Mai
1907 — Reichs--Gesetzbl.1907 S. 214 ff. — zustehenden
Bezüge für die Witwes) eines Feldwebels, Vizefeld-
webels, Sergeanten mit der Löhnung eines Vizefeld-
webels oder eines Zugführers der freiwilligen Kriegs-
krankenpflege bis zur Höhe von 300 Mark, für die
Witwe eines Sergeanten, Unteroffiziers,Zugführer-
stellvertreters oder Sektionsführers der freiwilligen
Kriegskrankenpflege!)bis zur Höhe von 250 Mark,
für die Witwe eines Gemeinen oder einer jeden
anderen Person des Unterpersonals der freiwilligen
Kriegskrankenpflege bis zur Höhe von 200 Mark).

Die Abfindung kann auf einen Teilbetrag dieser
Versorgungsgebührnisse beschränkt werden.

1. Kann — nicht muß, die nachbenannten Sätze
stellen die Höchst grenze dar, die Abfindung kann
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darunter bleiben, wenn der Verwendungszwecknur
ein Ueineres Kapital nötig machtoder gonstihe.ründe es
bedenklich erscheinen lassen, die“é 4 “3V- der

o“ zugrundezu le
--

Bal.auchden Schluß-z

absatzde
2. Für Ost ziere

und Offiz ierswitweneiltdasGesetznicht, sond nur l#n.Unteroffiziere und
Mannschaftenund derenWitwen. — Bal.aber ierzudie
Einleitungauf S. 7. E

Die Kriegsver fo rgung derAtienbeschaigtenbesteht- -j;j

a) in einer Inva lidenrente. Diese darf der gitelisierung'nicht zugrundegelegtwerden,sie ist
aber

die Voraussetzungfür die Gewöhrung T. ;
-

J- ushjz its-un
#

41•#nannten Zulagen, didi rihohne
«

berrhauptnichtdenkbarfi

76)ie54 4.
Die Verstümmelungszulagevon je 27 X kann
ferner bewilligt werden bei Störung der Be-
weg'ngs= und Gebrauchsfähigkeiteiter Hand.

eines Armes, eines Fußes oder eines Beines,
wenn die Störungso hochgradigist, daß sie dem

Verlufte des Gliedes gleichzu achten ist, bei Ver-
luft oderErblindungeines Augesim Falle nicht

-.... volltgcc Gebrauchsfähigkeit des anderen Auges,
bei anderen cnneren 23 wennsie fremdePflege und Wartungnötig machen

—
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Wird durch eine der vorstehend angegebenen
Gesundheitsschädigungenschweres Siechtum ver-

ursacht in dem Grade, daß der Verletzte dauernd
an das Krankenlager gefesselt ist, oderbestehtdie
Gesundheitsschädigung in Geisteskrankheit, so
kann die einfache Verstümmelungszulage bis zum
Betrage von 54 A monatlich erhöht werden.

e) In einer Kriegszulage. Sie beträgt 15 M
monatlich. Anspruch darauf habenUnteroffiziere und
Gemeine, deren Erwerbsfähigkeit infolgeeiner durch
den Krieg herbeigeführten Dienstbeschädigung auf-
gehoben oder geminert ist. Der Anspruch auf die

riegszulage bestehtgleichfalls neben dem An-
spruch auf Invalidenrente — § 14 des Mannsch.=

Vers.-Ges. —

d) In einer Tropenzulage für diejenigen Personen
der Unterklassen der Kaiserlichen Schutztruppen, welche
entweder infolge außerordentlicher Einflüsse des
Klimas während eines dienstlichen Aufenthalts in den

Schutzgebietenoder infolge der besonderen Fährlich-
keiten des Dienstes in den Schutzgebieten renten-

** geworden sind — § 67 des Mannsch.-Vers.

Die Tropenzulage wird neben der Lriegszulagenicht gewährt, sondern tritt für die Kolonialkrieger
an deren Stelle — & 67 des Mannsch.-Vers.-Ges.— Sie
beträgt monatlich 25M. Für die Kapitalifierung
kommt sie aber nur „in Höhe der Kriegs-
zulage“ in Betracht, es können davon also nur

monatlich 15 A4 für die Kapitalisierung heran-
gezogen werden.

In den Kommissionsberatungen ist von dem Ver-
treter des Kriegsministeriums erklärt worden, daß in Aus-
sicht genommen sei, sämtlichen Kriegsbeschädigten, bei

denen auf Grund der ärztlichen Unte uchungmit ziem-
licher Sicherheit angenommen werden könne, 5 sie
wenigstens 105 erwerbsun fähig blieben,
auf ihren Antrag eine Sescheinigungauszustellen,die un-
gefähr dahin laute, daß sie lebenslänglich im Besitz einer
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Rente bleiben würden. Es seienErgänzungendes Mann-

schafts-Versorgungs-Gesetzesin dieser Richtung geplant.
Darin liege dann auch eine Gewähr für den Fort-

bestand der Kriegszulage.Der Regel nach werde auch ein
Wegfall der Verstümmelungs*½ nicht zu besorgensein,
es käme hier mur der § 13 Abs. 3 in Betrachtund auch nur
in seltenen Fällen.

3. Die im § 3 des GesetzesgenanntenBeträge um-

fassendie Hälfte der den kriegs versorgungsberechtigten
Witwen nach § 20 zu 4, 5 und 6 des Militärhinterbliebene#-
gesetzesvom 17. Mai 1907zustehenden Witwenrenten.

4. Für das Personal der freiwilligen
Krankenpflege kommt das Gesetzuu#urin Betracht,
soweit seine Verwendung auf

dem

egs schauplatzder
Anlaß für die Priegversorgungbavol. hierzuaber die Anm. 2 zum 81.

5. Val. auchdie TafelnamSchlußdiesesAbschnitts.
84.

Der Berechnung der deinduntesumg· wirddLebensjahr)zugrunde gelegt, das der Antr

in demjenigen Jahre, welches auf W—*!TagderAr-kragstellnngfolgt, vollendet.
Der Anspruch auf die Gebührnisse,an deren Stelle

die Kapitalabfindung tritt, erlischtmit dem Ersten
des auf die Auszahlung der Abfindungssummefol-
gendenMonats.

1. Nicht des Kalenderjahres, sondern eines
Zeitraumes von 365 Tagen Ein Versorgungsberechtigter,
der am 1. Juli 1917 den Antrag auf Kapitalabfindung
stellt und der am 15. Oktober 1917 26 Jarealt wird,
vollendet innerhalb des im Gesetz vorgesehenen Zeit-
raums von einem Jahr nach der Antragstellung sein

“* Lebensjahr,erhält also nach § 5 das für dieses — das

S# Lebensjahr 5 # Vielfaches-- 1. itali.renden ache —

bol. dieTafelam BeisFunheitts.
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& 5.

Als Abfindungssumme ist unter Berücksichtigung
des Lebensalters das aus der nachstehendenAufstellung
ersichtliche Vielfachei)der Versorgungsgebührnissezu
zahlen, und zwar bei den

21. Lebensjahrer das 181 fache
22. „ 18„57 ««·.««l·" .

23. « —".-·-:«·T-T·sz-"IT!««- «

24. „ s»:s-..Z.;:-J.;sz» “

25. „ *• 4 7 «

26. 2 * 7, ¾l“

27. 7 4 · 4 r* 7# L

38. · · « «

29. 7½72 " " «

30. s *½%½ 7“

31. 5 s » ?-
32. „ " i1
83. !r**2

„ 4 *1m#6
l —2 »

84 7½ 55 72 7

35. - - " 77 7

86. » sO » «

37. 5 m— 44 7.

38. :

".......... .......... „

40. 1 2 2 kt «

41. „ " 7 5%

4. 7“ «

43. *# 77 77

44. * * 7) *%

45. 7“ ½% 7

46. /1 7“ J7
47. 7° " ". 1 7“

48. 7“ " 7“. 4½

m-
51. J

« o«o . o

Meyer, K pit
1

b *ßf — —
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52. Lebensichren das 936fache
53. „ .. 9¼ „

54. 5½% *I*DDBWW.! . J7“. 834 77

55. „Q x „ 3¼ „

des Jahresbetrags der betreffendenBezüge oder
eines Teiles derselben:).

1. Für die Art der Kapitalisierung waren die ver-

schiedensten Vorschläge gemacht worden, so z. B. die Ge-
währung des bestimmten Vielfachen eines Teils der In-
validenbezüge für jeden Kriegsbeschädigten. In der Schrift:
Die ländlichen Invaliden zurück auf das
Land — seeheEinleitung — habe ich darauf hingewiesen,
daß die Lösung der Aufgabe in gerechter Weise und ohne
schwere Belastung des Reichs nur bei Berücksichtigung des
Lebensalters und auch des Gesundheitszustandes des
Kriegsbeschädigten durchführbar sei, und zwar nach den

Grundsätzen des Leibrentenkaufs in umge-
kehrter Richtung — dort Hingabe eines Kapitals
gegen Gewährung einer Rente, hier Gewährung eines

Kapitals gegen Hingabe eines Rentenrechts —.

Diesen Vorschlägen ist das Gesetzgefolgt.
Für die Entschließung der Behörde auf Gewährung

des Kapitals daf die Prüfung des Gesundheitszustandes
des Bewerbers nicht völlig ausgeschaltet werden, wenn

nicht schwere Schädigungen des Reichsfiskus hervortreten
sollen. Die Ausf.-Best. — Punkt 2 das. — sehen denn auch
ausdrücklich die Untersuchung des Antragstellers durch
einen beamteten Arzt vor, der sich dahin zu äußern hat,
ol vom ärztlichen Standpunkt aus Bedenken gegen die
Kapitalabfindung bestehen.

Dem Arzte liegt die doppelte Aufgabe ob, zu begut-
achten:
a) ob das Leiden nochheilbar ist — was einen Fortfall

der Zulagen bedingenund damit der Kapitalisierung
hinderlich sein könnte —val. Anm. 5 zum 92;

d) ob eine Gewähr dafür vorhanden ist, daß der Kriegs-
beschädigte noch eine längereZeit am Leben sein wird.
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Die Erfüllung dieser Aufgaben ist nicht leicht, zumal
der zu a genannten, wenn innere Leiden in Fra
stehen. Denn bei diesen kann zuweilen — traumatische
Neurose — gerade durch die Kapitalgewährung die Hei-
lung befördert werden. Die Aufgabewird sich aber
stets aus dem Gesichtspunkt lösen lassen, daß das Gesetz ein
Versorgungsgesetz sein soll. In seiner Beurteilung
steht der Arzt ganz frei da und ist durch eine Sterblichkeits-
statistik nicht eingeengt. Im Zweifel wird er sich ohne
weiteres zugunsten des Kriegsbeschädigtenentscheiden
dürfen. Vgl. hierzu die vortrefflichen Ausführungen in der
Schrift von Oberstabsarzt Dr. Martineck — das Kap. Abf.=
Gesetzin sozialmedizinischer Beleuchtung — Jena — Verlag
von Gustav Fischer.

2. Die Sätze beruben auf den Erfahrungen der Unfall-
verficherung, namentlich auf dem für die österreichischeUn-
fallversicherung gegebenen sehr guten Material. Sie
waren im ersten Entwurf geringer, sind aber in der Kom-
mission erhoht worden, indem man die 4%ige Kapitali-
sierung statt der ursprünglich vorgesehenen 50igen zu-

grunde legte. Vgl. im übrigen die Tafeln am Schluß
dieses Abschnitts.

61.
Die bestimmungsgemäße Verwendung des Kapi-

tals ist durch die Form der Auszahlung und in der
Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung als-
baldiger Weiterveräußerung des — oder des
an ihm bestehenden Rechtes zu sichern“). Zu diesem
Zweckekann die oberste Militärverwaltungsbehörde
insbesondere anordnen, daß die Weiterveräußerung
und Belastung des auf Grund der Kapitalabsindung
erworbenen Grundstücks innerhalb einer Frist von
nicht über zwei Jahren nur mit ihrer Genehmigung
zulässig ist. Diese Anordnungs) wird mit der Ein-
tragung in das Grundbuch wirksam. Die Eintragun
erfolgt auf Ersuchen der obersten Milltärventwat
tungsbehörde.

·
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1. Der § 6, der im ursprünglichen Gesetzentwurfnicht
vorgesehen war, beruht auf den Beratungen in der Kom-
mission. Insoweit darin die Möglichkeit vorbehalten
ist, die Weiterveräußerung und Belastung für einige Zeit
zu beschränken, stellt sie ein bescheidenes Zugeständnis an

die — viel weitergehenden — bodenreformerischen
Wünsche dar — bal. die Einleitung —, die das Gesetz
im übrigen glücklicherweise abgelehnt hat. In dieser be-
schränkten Form können die Bestimmungen des § 6 iel-
leicht dazu beitragen, eine ungesunde Spekulation mit
den erworbenen Grundstücken in etwas zu unterbinden und
insoweit läßt sich dagegen nicht allzuviel einwenden. Für
die Durchführung des Gesetzes werden auch diese Bestim-
mungen noch eine wesentliche Hemmung bedeuten,
manchem tatkräftigen Manne werden gerade sie den Erwerb
eines Grundstücks in der durch das Gesetz gebotenen Form
verleiden und die Behörden werden dadurch mit einer Last
von Kontrollmaßnahmen und Schreibwerk überbürdet

werden, die zu dem erstrebten Ergebnis kaum im richtigen
Verhältnis stehen dürfte. Doch wird die Praxis sich dann
wohl darüber in unbedenklichen Fällen hinwegsetzen
lönnen, wozu der Wortlaut des Gesetzes sie ermächtigt.
Vaterländische Pflicht istes, unseren Kriegern auf ihren
Wunsch die Möglichkeit zu bieten, sich ein Grundstück
als Grundlage für ihren Erwerb — ländliche oder
Gärtnerstelle — oder als Eigenheim — Wohnstelle — zu
schaffen, wird ihnen diese Wohltat nur gegen eine
dauernde Bindung an ihre Scholle erzeigt, so
werden sie anderen Grundbesitzern gegenüber in eine ge-
ringere Klasse gewiesen.

2. Ist zu sichern. Diese Vorschrift ist also zwin-
gend! Welcher Art diese Sicherung sein soll, darüber
haben sich nach den Ausf.-Best. — zu 3 — die von der

Landeszentralbehördebezeichneten Stellen — Zivil-
stellen — zu äußern und diese Aeußerung, die fast stets
für die Militärbehörde maßgebendsein wird, tritt hier,
sofern die Militärbehörde ihr beipflichtet, inWirkung. Die

Bestimmungdarüber kann nur erfolgen, wenn die Zivil-
behördebereits genauere Kenntnis von den Absichten des
Kapitalempfängers hat und dürfte der Regel nach dahin
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gehen, daß der Betrag ganz oder zu einem großen Teile
nicht an diesen selbst, sonderngleich an diejenigen Stellen
abzuführen ist, denen gegenüber der KriegsbeschädigteVer-

tragspflichten aus dem Stellenerwerb übernommen hat,
z. B. an den Landverkäufer, den Bauunternehmer, die ge-
meinnützige Siedelungsgesellschaft, die den Stellenverkauf
vermittelt oder der der Kriegsbeschädigte mit einem Anteil
als Mitglied beitreten will, um ein Eigenhaus zu er-

werben, die Bank, die den Zwischenkreditfür das Siede-
lungsunternehmen gewähtrt.vielleicht auch — für die
Fälleder Stärkungeigenen Grunbbesitzes—den

Hypothekengläubiger, dessen Hhpothek er abstoßen will.

Gerade diese Bestimmung über die Zahlstelle ist von

großer Wichtigkeit, da sonst eine anderweitige Verwendung
des Kapitals oder dessen Verlust denkbar ist und jede Ge-
währ dafür fehlen würde, daß der von dem Gesetz
gewollte Zusammenhang zwischen Kapi-
talgenährung und Grundstückserwerb ge-
wahrt bleibt. ·

Außer der Form der Auszahlung sollen in der Regel
noch andere Sicherungsmaßnahmen getroffen werden
können. Welcher Art fie sind und ob sie überhaupt
nötig sind, ist Tatfrage. Auch dieserhalb muß ja zu
dem Zeitpunkt, wo die Frage wegen der nötigen Siche-
rungsmaßnahmen auftaucht, die Kußerung der
Zivilstelle schon vorliegen. Tie weiterhin in diesem
Paragraphen erwähnte Sicherung durch Grundbuch-
eintragung bildet nur eines der besonders hervorge-
bhobenenMittel, das angewendet werden kann,
nichtaber notwendig angewendet zuwerden
braucht. Denkbar wäre z. B. auch: Hinterlegung
einer Kaution in Wertpapieren, Bürg-
schaft u. dal oder — im Falle es sich nicht um Grund-
stückserwerb, sondern um Hypothekenabstoßung zur Stär-
kung des Grundbesitzes handelt — die Anordnung,
daß die Hypothek zu löschen ist, und nicht als Eigen-
tümer-Hypothek, als Recht an dem Grundstükk“, be-
stehen bleiben darf. Vgl. hierzu auch die Beispiele — Bei-
spiel II — am Schluß des Abschnitts Verfahren und die
Pr. Ausf.-Anw. zu 6 — Anhang C —.
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Aus dem Gesamtinhalt des Paragraphen ist zu
schließen, daß keine der Sicherungsmaßnahmen— auch
wenn sie anderer Art sind, als die Eintragung im

Grundbuche — ihre Wirksamkeit auf einen über 2 Jahre
hinaus reichenden Zeitraum erstrecken darf.

3. Die Anordnungen müssen in dem Bescheide des

Kriegsministeriums enthalten sein. — Vgl. Ausf.=
Best. zu 4 —. Die überwachende Zivilstelle hat der

obersten Militärbehörde Mitteilung zu machen, wenn der

Zweck der Kapitalabfindung gefährdet oder ver-

eitelt wird.

8 7.
Die Abfindungssumme ist auf Erfordernt) inso-

weit zurückzuzahlen:), als sie nicht innerhalb einer
von der obersten Militärverwaltungsbehörde be-
messenenFrist bestimmungsgemäß verwendet ists.)

1. Auf Erfordern. Eine Verpflichtung dieses Er-
fordern zu stellen, besteht nicht, es wird überall da unter-
bleiben können, wo es sich nur um unwesentliche
Teile des gewährten Kapitals handelt und der Zweck im
ganzen erfüllt ist. — Praktische Bedeutung wird diese
Bestimmung nur selten gewinnen, denn wenn der Kriegs-
beschädigte überhaupt ein Grundstück erwirbt, wird er in
der Regel das gewährte Kapital nicht nur notwendig
Aanz dazu brauchen, sondern auch noch eigene Mittel oder
Rentenbankkredit u. dgl. in Anspruch nehmen missen.
Anders jedoch im Falle des § 8.

2. Auf die Möglichkeit der Zurückforderung muß im Be-
scheide des Kriegsministeriums von vornherein hingewiesen
werden — Ausf.-Best. zu 4 —. Die Kontrolle liegt bei der

Zivilbehörde — vgl. Ausf.-Best. zu 6 und beim Abschnitt
Verfahren —

3. Nach der Pr. Ausf.-Anw. soll die Zivilstelle die Ver-

längerung der Frist auregen, falls sie nicht ausreichend be-

messen ist — vgl. zu 11 Abs. 2 das. — Anhang C.
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L—
Wird der Zweck der Kapitalabfindung vereitelt#),
so ist auf Erfordern:) der oberstenMilitärverwal-
tungsbehörde die Abfindungssumme zurückzuzahlen.

Zur Sicherung der Rückzahlungder Abfindungs-
summe kann") die oberste Militärverwaltungsbehörde
die Eintragung einer Sicherungshypothek") verlangen.

Die Verpflichtung zur Rückzahlungbeschränkt sich
auf den Betrag, auf den die Abfindungssumme fest-
zusetzen gewesen wäre, wenn der Abgefundene den
Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der Rück.
forderung gestellt hättes).

1. Es genügt, daß sich herausstellt, daß der bei dem
Antrage auf Kapitalabfindung angegebene Zweck nicht.er-
reichbar ist. Eine Schuld des Bewerbers braucht dabei
nicht vorzuliegen. Beispiel: Es stirbt die Frau oder
ein erwachsenes Kind, auf deren Hilfe bei dem Plane, ein
Grundsiück zu erwerben, gerechnet war. Der Vertrag mit
der Siedelungsgesellschaft wird deshalb rückgängig gemacht.

2. Auf Erfordern, ein Zwang liegt also für die
Militärbehörde auch hier nicht vor.

3. Kann: nicht muß.
4. Bei den Vorberatungen zu dem Gesetz traten, in

einer sehr weitgehenden Besorgnis, Erwägungen hervor.
die dahin gingen, das Gesetz möchte zu Landspekulationen
ausgenutzt werden, oder es möchte den Kriegsbeschadigten
ihr Kapital in Verlust geraten. Diese Besorgnisse er-

scheinen kaum begründet, der Fall der „Vereitelung“
dürfte nicht allzu häufig eintreten, die Sicherungs-
hypothek als Schutzmittel dagegen aber noch seltener
zur Anwendung gelangen können.

Es sind folgende Fälle denkbar:

a) Freihändiger Kauf eines bebauten
Grundstücks. Hierist., sobald das Grund-
stückgekauft und die Auflassunggegeben
ist — was doch immer schon geschehensein muß, bevor
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an die Eintragung der Sicherungshypothek überhaupt
gedachtwerden kann — der Zweck erfüllt, eine
Vereitelung kommt nicht mehr in Frage, die
Sicherung kann sich bochstensauf die Veräußerungs-
und Belastungsbeschränkungfür den Zeitraum von
2 Jahren — § 6 des Ges. — richten.
Kaufeines Landstücks mit der vorher ge-
äußerten Absicht der Bebauung. Hier wird
der Bewerber, wenn er aus irgend welchen Gründen
seine Absicht nicht ausführt, in der Regel von dem
ganzen Unternehmen abstehen und auch das Landstück
wieder loszuwerden suchen. Meist wird, sofern
eine Besiedelungsgesellschaft mit-
wirkt, zu diesem Zeitpunkt das Eigentum auf den
Bewerber noch gar nicht übertragen sein, da dies erst
nach dem Aufzug des Ansiedlers auf die bebaute Stelle
zu geschehen pflegt, und zwar — wegen der Vermessung
und Katasterberichtigung usw. — meist erst 1 bis
1# Jahre danach. Für eine Sicherungshypothek ist
dann also vorher noch kein Objekt gegeben. Die Rück-
zahlung wird in solchen Fällen besser dadurch zu sichern
sein, daß die Besiedelungsgesellschaft das Grundstück
anderweitig verwertet und die bis dahin etwa schon auf
das Unternehmen seitens des Reichs geleisteten Kapi-
talbeträge dem Reich zurückerstattet, wozu sie sich von
vornherein verpflichten müßte, wenn das Kapital nicht
an den Kriegsbeschädigten direkt, sondern etwa an

sie gezahlt wird und das wird vielleicht die Regel sein.
Nur wo der Bewerber ein Landstück direkt kauft

und zu dessen Bezahlung das gewährteKapital in An-
spruch nimmt, könnte — gleichzeitig mit der Eintragung
des Bewerbers im Grundbuche und der zu diesem
Zeitpunkt eintretenden Zahlung des Kapitals an ihn
— die Sicherheitshypothek eingetragen und er könnte
später zur Rückzahlung angehalten werden, wenn
er seine Bebauungsabsicht nicht aus-
führt.

Aber auch hier braucht noch nicht immer eine
„Vereitelung“ angenommen zu werden. Es ist
sehr wohl denkbar, daß der Bewerber „den eigenen
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Grund und Boden, den er erworben hatt,
entgegen seiner ursprünglichen Absicht,
vielleicht weil er seine körperlichenKräfte oder seine
Kapitalkraft überschätzthat, zunächstnoch nicht mit
Gebäuden besetzen, sondern von seinem bisherigen
Wohnsitz aus nur landwirtschaftlich bewirtschaftenwill
— Vorstadtgarten, Ackerbürger-Wirt-
schaft in Städten, Häusler= oder Ein-

liegerwirtschaft mit etwas Eigenland
in Dörfern —. Derartige Wirtschaften würden dem

Zwecke des Gesetzes an sich auch nicht entgegenstehen,
sie können sogar eine durchaus gesunde Entwick-

lung anbahnen, nämlich den vorsichtigen und allmäh-
lichen Aufstieg, der sich der steigenden Kräftigung des

Besitzers in bezug auf sein Vermögen anpaßt. Es
wird daber auch in einem solchen Falle nicht immer

nötig sein, schlechthin eine „Vereitelung“ anzu-
nehmen, es ist sogar denkbar, daß der An-

trag sich von vornherein nur auf eine
solche Absicht stützt. Die Pr. Ausf.-Anw.
— 3 Abs. 4 — geht aber, wie bemerkt werden soll,
dabon aus, daß in dem Begriff der „Seßhaft-
machung“ die Forderung der Errichtung eines
eigenen Wohnhauses zu finden sei, dann würde dieser
Fall also überhaupt ausscheiden.

Unbestreitbar bietet gerade der Fall eines
bloßen Landkaufs ohne Haus ja in der Tat
am ebesten Gelegenheit, das Gesetz zu umgehen, um
— auf dem Wege des Grunderwerbs — zu einem
kleinen Kapital zu gelangen, das eben auf anderem

Wege nicht erreichbar ist. Hier würde also, bei Würdi-
gung des Einzelfalles. vielleicht die Vorsicht einzu-
setzen haben, um der Spekulation zu begegnen.
Allerdings müßte ein Mann, der sich dem immerhin
uHmständlichen Weg der Kapitalbeschaffung, der ärzt-
lichen Untersuchungusw. in der Form des für das
Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens unterwirft, soviel
Klugheit, Geduld, Energie, Wagemut und Umsichtent-

wickeln, daß die Frage berechtigt erscheint, ob nicht die
Förderung eines solchen Staatsbürgers für das

Staatsganze beinahe auch einen Gewinn darstellen
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würde. Am Regierungstisch stand man diesen Fragen
viel weniger ängstlich gegenüber, als in den Kreisen
der Abgeordneten.In der Kommission erklärte der

Kommissardes Reichsschatzamts bei der Beratung über
die Rückzahlungspflicht aus dem § 6:

Eine solche Rückzahlungspflicht habe die Re-
gierung in ihrem Gesetzentwurf nicht konstruieren
wollen, weil sie den Standpunkt vertrete, von dem
Augenblick an, wo der Mann das Geld im Sinne
des Entiourfs nützlich verwendet hat, also das
Grundstück besitzt, solle er nicht mehr beaufsichtigt
werden. Natürlich könnten Fälle von Leichtsinn
und Verschwendung vorkommen, aber die Re-

gierung habe geglaubt, daß diese immerhin wenig
zahlreichen Fälle wohl in Kauf genommen werden
könnten gegen die große Zahl von Fällen, in denen

emanneine solche Bevormundung lästig empfinden
müßte.

Es wird nicht allzuviel Schaden entstehen, wenn

man diesem Grundsatz bei der Durchführung des

Gesetzes überhaupt ein wenig Rechnung trägt.
Val. hierzu auch die Pr. Ausf.-Anw. — Anfang C zu 6.

c) Für die Stärkung eigenen Grundbesitzes kämen
noch etwa die Löschung von Hypotheken und der Kauf
von Inventarstücken in Betracht. Der Zweck ist er-

füllt, wenn die Hypothek bezahlt und gelöscht oder
das Inventarstück beschafft ist. Will man die Be-

vormundung nun noch weiter treiben, so müßte man

fordern, daß der Kriegsbeschädigte keine neue Hypo-
thek eintrag. n läßt, oder daß er das Inventarstück nicht
wieder veräußert. Wenn man nicht eine dauernde,
höchst lästige Kontrolle aus dem Gesetz herleiten will,
so wird hier kaum eiwas anderes zu tun sein, als es

ruhig auf die „Vereitelung“ ankommen zu lassen. Die
Sicherheitshypothekwird hier jedenfalls nicht das ge-
gebene Mittel sein, um ihr vorzubeugen.

Gegen die Sicherungshypothek ist endlich
in den Kommissionsberatungenallgemein und nicht mit

Unrecht geltend gemacht worden, daß sie der Renten-
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bank oder der Siedelungsgesellschaftden Platz weg-
nehmen könnte, den diese für die Finanzierung der

Anjiedelung nötig habe. Indessen dürfte — bei zeit-
licher Beschränkungder Hypothekauf 2 Jahre — dies
Bedenken in der Praxis sich durchBestimmungen über
den Rang der Hypothek überwinden lassen.
5. Wenn der Zweck der Kapitalabfindung gefährdet

oder vereitelt wird, hat die überwachende Zivilstelle der

Meilitärbehörde, die die Entscheidung zu treffen hat —

Kriegsministerium, Reichsmarineamt, Reichskolonialamt —

Mitteilung zu machen, auch hat sie ihr auf Erfordern Aus-
kunft zu erteilen — Ausf.-Best. zu 6.

Der zurückzuzahlende Betrag ist regelmäßig ge-
ringer als der, den der Kriegsbeischädigte empfang. u hat.
— Vgl. § 5 und die Tafeln am Schluß dieses Abschnitts.
Fuür die notwendig werdende Neuregelung der Ver-
sergungsgebührnisse finden die für das Mannschafts-Vers.=
Ges. vom 31. Mai 1906 ergangenen Ausf.-Best. des Bun-
desrats vom 19. Juni 1900 (Zentral-Bl. für d. D. Reich
S. 662) entsprechende Anwendung. Vgl. auch den Abschnitt
Verfahren.

§89.

Dem Abgefundenen können auf Antrag die durch
die Kapitalabfindung erloschenen Gebührnisse gegen
Rückzahlung der Abfindungssumme wieder bewilligt
werden, wenn er zur Erlangung einer anderen Er-
werbsmöglichkeit das Grundstückweiterveräußertoder
wenn andere wichtige Gründe vorliegent).

Die Vorschrift des § 8 Abs. 3 findet entsprechende
Anwendung;der Berechnung ist der Zeitpunkt der
Rückzahlung zugrunde zu legene).

1. Zur Erlangung einer anderen Erwerbsmöglichkeit
— also nicht schlechthin.

mos

2. Die Entscheidungtrifft das Kriegsministerium oder
die ihm gleichgestellten Behördennach Anhörung der Zivil-
stelle —Ausf.-Best. zu 8 in Verbindung mit 7 und beim
Abschnitt Verfahren.
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8 10.
Der nach § 4 Abs. 2 erloschene Anspruchlebt mit

Wirkung vom Ersten des Monats wieder auf, in dem
die Abfindungssumme zurückgezahlt istt).

1. Vgl. Anm. 5 zu §88 am Schluß.

8 11.

Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere
Ehe, so ist die Abfindungssummebinnen drei
Monaten nach der Eheschließung insoweit zurückzu-
ahlen, als sie den Gesamtbetrag der bei ihrer Fest-
jetungberücksichtigten und bis zu ihrer Wiederver-
heiratung fällig gewesenen Versorgungsgebührnisse
übersteigt. Von dem hiernach zurückzuzahlenden Be-
trag ist der Witwe der dreifache Betrag desjenigen
Versorgungsteils zu belassen, welcher der Kapital-
abfindung zugrunde gelegt istt).

Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Ein-

tragung einer Sicherungshypothek oder eine andere
Sicherheit verlangt werdens:).

„Liegen besondere Umständevor, so kann von der
Rückzahlung ganz oder teilweise abgesehen werden).

1. Die Vorschrift ist zwingend.
Nach dem Militärhinterbliebenen-Ges. vom 17. Mai

1907 — 8 30 — erlischt bei der Wiederverheiratung der
Witwe das Recht auf den Bezug des Witwengeldes. Dies
gilt natürlich für den nicht kapitalisierten Teil ihrer Be-
züge nach wie vor und die Rückzahlung des Kapitals folgt
gleichfalls aus jener Bestimmung. Doch liegt in der Be-
lassung der dreijährigen der Kapitalisierung zugrunde ge-
legten Versorgungsgebührnisseeine besondere Vergünsti-
gung.

Da hierdurch eine Vorzugsbehandlung gegenüber den-
jenigen Witwen eintreten würde, die von dem Recht auf
Kapitalisierung keinen Gebrauch gemacht haben, so wird
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diese Begünstigung wohl baldigstverallgemeinert werden —

Vgl. die Ausführungen in der Einleitung.
2. Die Pensionsregelungsbehörde hat an

das Kriegsministerium über die Wiederverheiratungzu be-
richten und sich gutachtlich über die angebrachteArt der
Rückzahlung zu äußern. Ueber die Bedingungen der Rück-
zahlung und darüber, ob sie erfolgen soll oder unterbleiben
darf, entscheidet das Kriegsministerium — Reichsmarine-
amt, Reichskolonialamt — nach Anhörung der
Zivilstelle im Einvernehmen mit dem

sleiich#schabamt
— Ausf.-Best. zu 7 Abs. 5 und Ver-

ahren.
3. Das zu Anm. 2 Gesagte gilt auch hier.

* 12.
Aus der Bewilligung der Abfindung kann nicht

auf Auszahlung geklagt werdent).
Innerhalb der im § 7 vorgesehenen Frist ist ein

der ausgezahlten Abfindungssumme gleichkommender
Betrag an Geld, Wertpapieren und Forderungen der
Pfändung nicht unterworfene).

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen
Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptauartier, den 3. Juli 1916.
1. Vgl. beim Abschnitt Verfahren zu 5 das.
2. Die Versorgungsgebührnisse und die Inovaliden-

bension der Unteroffiziere und Soldaten und die Witwen-
und Waisenpension sind nach § 40 des Mannschafts-Ver-
sergungs-Gesetzesund des § 850 der Zivil-Prozeßordnung
der Pfändung nicht unterworfen.

Dieser Vorschrift wird hier Rechnung getragen. So-
lange noch eine Rückgängigmachungder Kapitalisierung in
Frage steht, darf sie auch nicht dadurch vereitelt werden,
daß das Kapital dem Zugriff Dritter ausgesetzt wird. Dies
ist in der Begründung des Gesetzes ausdrücklich hervor-
gehoben.
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Tafel!
für dieBerechnungder Kapital-Abfindung eines Kriegs
beschädigten, wenn die ganze Kriegszulage und die
einfache Verstümmelungszulage) zugrunde gelegt wird.

— — — — —

Mit Das Einfache
Vollendung Vielsache, KriegszulageVerstümmelungs-

der ver lãhruch 160 M. rbal V,
Lebensjahres Zulage Mk. Mt.

21 18 ⅛ 8880 5904

22 18¼ 3285 5913

23 18 3240 5832

24 17 ¾ 3195 5751

25 17 / 8150 5670

26 17¾ 3105 5589

27 17 3000 5508.

28 16¾ 3015 5427

29 16 ½ 2970 6846

80 16 ¼ 2925 5205

81 16 2880 5184

32 15 ¾ 2835 5103

33 15 ½ 2790 5022

34 15 ¼ 2745 4941

86 15 2700 4860

1 )Es ist nicht ausgeschlossen, daß eine noch höhere Ver-
stummelungszulage gemäß § 13 Abs. 2 und 4 des Mann-

schaftsversorgungsgesetzesgewährt werden kann — Höchst-
grenze 54 A monatlich. In einem solchen Falle würden
dann also die Kapitalbeträge aus der Spalte Verstüm-
melungszulage bis zur doppelten Höhe gewährt werden
können.
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——— ——— —— —
Das

ollkkunBielfache KriegszulageLerssklasachnnv#
des der jährlich 180 Mk. lährk , M.

Lebensjahres Zulage Mk. Mk.

36 14¾ 2655 4779
37 14 ½ 2610 4698

388 14¼ 2565 4617
39 14 2520 4536
40 13¾ 2475 4455

41 13 ½ 2430 4374
4 13¼, 2385 4293
43 13 2340 4212
44 12 ¾ 2295 4131

45 12 ½ 2250 4050

46 12 ¼ 2205 8969
47 12 2160 3888
48 11 ¼ 2115 3807
49 11 ¼ 2025 3645

50 10 ¼, 1935 8483

51 10 ¼ 1845 8321

52 9¾ 1755 8159

53 9¼ 1665 2997

54 8¾ 1575 2835

55 8 ¼ 1485 2673

56 7¼. 1395 2511
57 7½¼. 1305 2349

58 6 ¾¼ 1215 2187
59 6 ¼ 1125 2025
60 5¾% 1035 1868

47
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Tafel II
für die Berechnung der Kapitalabfindung der kriegsver-
sorgungsberechtigten Kriegs-Witwen, wenn die hier-
für nach § 3 des Kapital--Abfindungs-Gesetzeszugelassenen
Teile der Witwen-Rente in ganzer Höhe zugrunde
gelegt werden.

Mit Das von von von

VolendunWi- aoo Mr..) 250 Mkr.)00 Mr.))

Lebens jahres Rente Mk. Mk. Mk.

21 18 ⅛½ 5550 4625.— 89700

22 18 ¼ 5475 4562,50 8650

23 18 5400 4500.— 8600

24 17¾, 5325 4437,50 3550

25 17 ½/ 5250 4375.— 3500
26 17¼. 5175 4312,50 8450

27 17 5100 4250,.— 3400

28 16 ¾ 5025 4187.,50 8350

29 16 ⅛½ 4050 4125.— 8300
30 16 ¼ 4875 4062,50 3250

31 16 4800 4000.— 3200

32 15 / 4725 3937,50 3150

33 15 ½ 4650 8875.— 8100

34 15¼¼ 5 150%0
35 15 4500 3750,.— 3000

1) Für die Witwe eines Feldwebels, Vizefeldwebels,
Sergeanten mit der Löhnung eines Vizefeldwebels oder
eines Zugführers der freiwilligen Kriegskrankenpflege.

») Für die Witwe eines Sergeanten, Unteroffiziers,
Zugführerstellvertreters oder Sektionsführers der frei-
willigen Kriegskrankenpflege.

*) Für die Witwe eines Gemeinen oder einer jeden
anderen Person des Unterpersonals der freiwilligen Kriegs
krankenpflege.

»
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WMeyer, Kaptkolabstadungsgesetz.

Mu Dar von von von
ache

VollendungBielsachsoo Mk.1) 250 Mk.)0 Mt.)

Lebensjahres Rente Mk. Mk. Mk.

36 14 "½ 4425 3687.,50 2950

37 14 ½ 4350 3625.— 2900

88 14⅛¼ 4275 3562,.50 2850

39 14 4200 8500.— 2800

40 13¼ 4125 3437,50 2750

41 13 ½ 4050 3375.— 2700

42 13 ¼ 8975 3312,50 2650

43 13 3900 3250,.— 2600

44 12¾ 3825 3187,.50 2550

45 12 ½ 3750 3125.— 2500

46 12 ¼ 3675 3062,50 2450
47 12 3600 3000— 2400

48 11 / 3525 2937,50 2350

49 11 ¼ 8375 2812,50 2250

50 10¾ 3225 2687,50 2150

51 10 ¼ 3075 2562,50 2050

52 9¾ 2925 1437,50 1950

53 9¼⅛¼ 2775 2312,50 1850

54 8¾, 2625 2187,50 1750

55 8¼ 2475 2062,50 1650

56 7% 2325 1937,50 1550

57 7½¼ 2175 1812,50 1450

58 6¼ 2025 1687,.50 1350

590 6¼ 1875 1562,50 1250

60 5¼ 1725 1437,50 1150
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Das Verfahren.
Das Verfahren für die Durchführung der Auf-

gaben des Kapitalabfindungsgesetzes ist durch die
Ausführungsbestimmungen des Bundesrats vom
8. Juli 1916 — Reichsges.-Bl. S. 684 ff. gegeben, die
im Anhange A dieser Schrift zum Abdruck gebracht
sind, die aber durch die Ausführungsbestimmungen
der Bundesstaaten und der Kriegsministerien der
einzelnen Kontingente noch in mehrfacher Hinsicht
eine Ergänzung erfahren werden. Der Ausführungs-
erlaß des Preußischen Kriegsministers vom 3. Juli
1916 — Anhang B — und die am 29. September
ergangene Preußische Ausf.-Anweisung— Anhang C—

sind hier schon berücksichtigt worden.

Die Aufgaben, die sich ergeben, beziehen sich:
1. auf die Prüfung und Erledigung der gestellten

Anträge auf Kapitalabfindung und
die Auszahlung der Abfindungs-
summe,

2. die überwachung der Verwendung
des Kapitals,

3. die Rückforderung der Abfindungs-
summe im Falle der Nichterfüllung
oder der Vereitelung des Verwendungs-
zweckes,
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4. die Wiederbewilligung der erlosche-
nen Gebührnisse.

In den Fällen zu 1, 3 und 4 folgt aus der Durch-
führungdeßAufgaben auch noch die anderweitige
Regelung der Versorgung und der Pensionsgebühr-
nisse. Endlich wird:

5. die Erledigung der in dem Ver-

fsahren möglichen Einsprüche noch
einer besonderen Betrachtung bedürfen.

Zur Mitwirkung an diesen Aufgaben,bei denen

der Antragsteller selbst sich erheblich zu beteiligenhat,
sind folgende Dienststellen und Behörden
berufen: der Bezirksfeldwebeliy) oder — für
die Witwen — die Ortspolizeibehörde, das

Bezirkskommando, das Generalkom-
mando, an dessen Stelle für Marineangehörige das

karine--Stationskommando, für Schutz-
truppenangehörige das Kommando der Schutz
truppen im Reichskolonialamte) treten,
eine oder mehrere Zivilstellen, die von der
Landeszentralbehörde besonders zu ernennen sind, die

oberste Militärverwaltungsbehörde — Kriegs-
ministerium des Kontingents, für die.

KaiserlicheMarine das Reichsmarineamt, für
die Kaiserlichen Schutztruppendas Reichskolo-
nialamt. Ferner noch die Pensionsrege-
lungsbehörde und für gewisse Fälle auch das
Reichsschatzamt.

*) Der Bezirksfeldwebel ist zwar in den Aus-

führungsbestimmungenals besondere Stelle genannt. Da
er aber nur die beauftragte Dienststelle des Bezirks-
kommandos ist, müssen alle bei ihm angebrachten An-
träge stets über diesesgehen,gleichviel welche Stelle für
die Entscheidung zuständig ist — PV. zu Siffer 46.

:„) Ausf.-Best. zu 9.

4
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1.
Die Erledigung des Antrages auf Kapitalabfindung

und Auszahlung der Abfindungssumme.,)
Der von dem Bewerber einzubringendeAntrag,

der an keine Frist gebunden ist, muß in jedem
Falle enthalten:

a) die Angabe des Lebensalters des Ver-
sorgungsberechtigten,

b) die Angabe, daß der Versorgungsan-
spruch anerkanntt ist,

e) eine allgemeine Angabe über die Absicht,
die dem Wunsche nach Kapitalisierung zugrunde
liegt, den Verwendungszweck.

Die genaueren Angaben können der späteren
Darlegung vorbehalten werden, die noch erforderlich
ist, nachdem der Vorbescheid des Generalkommandos —

vgl. unten — erteilt ist. Immerhin wird einer Ab-
lehnung von vornherein um so eher vorgebeugt
werden, je besser der Zweck schon von Anfang an dar-
gelegt ist.

Der Antrag muß ja auch eine Angabe darüber
enthalten, in welcher Höhe die Kapitalisierung
der Zulagen gewünscht wird und dies bedingt schon
ein etwas näheres Eingehen auf den Zweck.

d) für den Rentenempfänger auch noch die
Angabe, daß und weshalb nachder Art des Ver-
sorgungsgrundes ein späterer Wegfall der
Kriegsversorgung nicht zu erwarten ist. Eine
Schwierigkeit bietet diese Vorschrift auch für den
Rentenempfängerhöchstensdann, wenn es sich
um innere Krankheiten handelt, da bei einer Ver-
stümmelung — dem Fehlen eines Gliedes — ein
Wegfall der Zulagen ausgeschlossen ist.

:) Ausf.-Best. zu 1 bis 5.
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Für die Witwen fällt dies Erfordernis fort.
Der Antrag kann schriftlich vorgebracht — val.

dafür die Beispiele am Schluß dieses Abschnitts —

oder zu Protokoll gegeben werden, er ist an den
Bezirksfeldwebel)) zu richten, bei Witwen
an die Ortspolizeibehörde, soweit nicht durch
die Landeszentralbehörde eine andere Stelle dafür
bestimmt wirds).

Der Bezirksfeldwebel oder die
Ortspolizeibehörde

haben den Antrag, soweit dies nötig ist, zu ergänzen

unddann an das Bezirkskommandoz) abzu-
geden.

) Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers zu 1

Abs. 2 ist zuständig für die Annahme des Antrages der
Bezirksfeldwebel,dessen Kontrolle der Antragsteller unter-
liegt. Für die Anmeldung des Antrages sind die in

Ziffer 39 bis 41 und 44 bis 46 der P. erlassenen Be-
stimmungen insoweit maßgebend, als die Anträge an die
Militärbehörde zu richten sind. Diese Vorschriften sind im
Anhang unter B abgedruckt

*) Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers zu 1
Abs. 2 — Anhang B — und der Pr. Ausf.-Anw. zu 1

— Anhang C — die Ortspolizeibehörde des Wohnortes
oder, in Ermangelung dieses, des Aufenthaltsorts
der Witwe.

# **1•

*') Soweit es sich um Witwen von Angehörigen
der Marine oder der Schutztruppen handelt,
muß die Weitergabe unmittelbar an die oberste Behörde
erfolgen, also an das Reichsmarineamt dder das

Reichskolonialamt, die für die Witwen der

Marine-Angehörigen und der Schutztruppen ebenso zu-
ständigsind wie für die „Angehörigen selbst. — Vgl.
8 39, 48 des Militärhinterbliebenengesetzesvom 27. Mai
1907. Der Weg, den der Antrag durchläuft, ist aber nicht
derselbe. Für die Ungehörigen selbst geht der Antrag
durch das Bezirkskommando, und dann zu-
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Das Bezirkskommando
hat eine Nachprüfung darüber vorzunehmen, ob die
Angaben über das Lebensalter'’) zutreffen und ob die
Voraussetzungen des Gesetzes zu § 2 Nr. 2—3 gegeben
sind — vgl. oben zu b bis d — und dann die ärzt-
liche Untersuchung des Antragstellers durcheinen be-
amteten Arzt“) zu veranlassen,der sich darüber zu
äußern hat, ob vom ärztlichen Standpunkt aus Be-
denken gegen die Gewährung der Kapitalabfindung
bestehen.

Demnnächstlegt das Bezirkskommando den Antrag
mit einer Außerung über seine Stellungnahme#)dem
Generalkommando zur Entscheidung vor.

nächst an die Marine-Stationskommandos oder das Kom-
mando der Schutztruppen. (Vgl. im übrigen am Schluß
dieses Abschnitts.)

*) Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers zu 2

hat sich die Nachprüfung des Bezirkskommandos insbeson-
dere auf Jahr und Tag der Geburt des Antragstellers zu
erstrecken, die einwandsfrei festzustellen sind. "

4) Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers ist
für die ärztliche Untersuchung der bei dem Bezirkskommando
diensttuende Arzt hinzuzuziehen. Hierzu find ihm die Ver-
sorgungsakten der Rentenempfänger zuzustellen. Die ärzt-
liche Untersuchung der Kriegerwitwen kann auf Antrag
auch einem anderen beamteten Arzt (Kreisarzt) übertragen
werden. über die bei der ärztlichen Untersuchung zu be-

obachtenden Grundsätze ist von der Medizinal-Abteilung
des Pr. Kriegsministeriums eine besondere Anweisung
erlassen worden. Wegen Ueberweisung des Arztgutachtens
an das Kriegsministerium vgl. Anm. 17.

Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers zu 6

ist bei Vorlage des Antrags an das Generalkommando die
Stellungnahme des Bezirkskommandos zum Ausdruck zu

bringen. Außer den Versorgungsakten sind alle Beweis-
tücke, die für die Prüfung des Antrags nach 8 2 Nr. 1 bis

des Gesetzes noch erforderlich sind, sowie eine beglaubigte
Abschrift der Seite 4 der Rentenliste oder Rentennachliste
beizufügen.
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Das Generalkommando
— Marine-Stations-Kommando oder

Kommando derKaiserlichen Schutz-
truppen im Reichs-Kolonialamt —

das die Unterlagen noch einmal selbständignach-
prüfen muß, hat darauf einen Beschei die) an den

Antragsteller zu erlassen, der aber nochnicht end-
gültig und auch nicht unbedingt ist. Das Vor-
gehen ist verschieden, je nachdem das General-
kommando — Marine-Stations-Kommando oder
Kommando der Schutztruppen, — die Voraussetzungen
des Gesetzes für er füllt erachtet oder nicht.

A. Sieht es diese Voraussetzungen
kür erfüllt an, so gibt es dies in dem Bescheid
kund und muß dabei angeben:
a) bis zu welcher Höhe bei nachgewiesener

nützlicher Verwendung die Kapitalabfindung ge-
währt werden könnte,

b) an welche Stellen — Zivilstellenu) — sich
—.–

Nach dem Ausf.-Erlaß des Pr. Kriegsministers zu 7
ist dem Bescheide die in Anm. 9 erwähnte Abschrift der
Seite 4 der Rentenliste oder Rentennachliste beizufügen.

Die übersendung der Versorgungsakten an die Zivil-

seuedarf nach Punkt 7 des Ausf.-Erlasses nicht statt-
inden.

) Die Ausf.-Best. des Bundesrats zu 2 — Anh. A—

brauchen hierbei die Worte „soweit möglich"“. Die Be-
zeichnung der Zivilstelle aber muß immer möglich sein,
denn sonst würde das ganze weitere Verfahren stocken.

Für Preußen sind durchdie Pr. Ausf.-Anw. zu 2 — An-
hang C — als die Zivilstellen der Landrat (im Re-

gierungsbezirk Sigmaringen der Oberamtmann) in Stadt-
kreisen der Bürgermeister desjenigen Kreises (Stadt-
kreises) bestimmt, in dem der mit zustimmendem Bescheide
der Militärbehörde versehene Antragstellerzur Zeit der An-

bringung seines Prüfungsgesuchs seinen Wohnort oder,
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der Antragsteller wegen der weiteren Behandlung
des Antrags zu wenden hatu),

o) einen Hinweis auf die 88 6 und 8 des
Gesetzes — also auf die Pflicht des Be-
werbers, das Kapital bestimmungsgemäß
zu verwenden, darauf, daß die Zahl-
stelle ihm mitgeteilt werden würde, daß er sich
den vorzuschreibenden Sicherungsmaß-
nahmen unterwerfen müsse und daß im Falle
der Nichtverwendung des Kapitals oder Ver-
eitelung des Zwecks er die Rückfor-
derung zu gewärtigen habe,

d) einen Hinweis darauf, daß der Antragsteller,
sofern ihm der Bescheid nicht genügt, die
endgültige Entscheidung des Kriegs-
ministeriums — Reichsmarineamts

ederReichskolonialamts — anrufen
önne.

Von diesem Bescheide hat das Generalkommando
Abschrift dem Kriegsministerium — Reichs-
marineamt oder Reichskolonialamt —

vorzulegen.
B. Wenn das Generalkommandooder die ihm

gleichgestellte Marine= oder Kolonialbehörde die
Voraussetzungen nicht für erfüllt anfieht, oder wenn
Bedenken wegen des Gesundheitszustandes bestehen,

in Ermangelung dieses, seinen Aufenthaltsort hat.
Liegt der Grundbesitz in einem anderen Kreise, so sind die
weiteren Bestimmungen zu 9 daselbst zu beachten.

) Für Preußen ist durch den Ausf.-Erlaß des Kriegs-
ministers zu 8 Abs. 2 vorgeschrieben, daß das General=
kommando dem Antragsteller aufzugeben hat, sich
unter Vorlegung der Vertragsunterlagen und des Be-
scheides mit der Abschrift der Seite 4 der Rentenliste oder
Rentennachliste an die Zivilstelle mit seinem Prüfungs-
antrage zu wenden.

«
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so erteilt es dem Antragsteller einen entsprechen-
den Bescheid, mit dem ausdrücklichenHinweis
darauf, daß er die endgültige Entscheidung des
Kriegsministeriums — Reichsmarineamts oder
Reichskolonialamts — anrufen könness).

Für die Zustellung der ergehenden Bescheide sind
die für das Verfahren in sonstigen Versorgungs-
angelegenheiten gegebenen Bestimmungen maß-
gebendt0.

½] Der häufigste Fall eines Einspruchs wird wohl nur

die Frage betreffen, ob der Gesundheitszustand des An-
tragstellers einen künftigen Fortfall der Zulagen möglich
erscheinen läßt. Steht der Fortbe zugder Zulagen außer
Zweifel, so können Bedenken gegen die Gewährung des

apitals eigentlich nur noch aus der Frage entnommen
werden, ob der Zweck dem Gesetz entspricht und ob der

ewerber geeignet erscheint, den Zweck zu erfüllen und

urchzuführen. Hierüber aber hat das Kriegs-
ministerium nach Anhörung der Zivilstelle zu be-

finden. Ausgeschlossen erscheint es daher auch durchaus
nicht, daß das Generalkommando eine Zusage — die ja
nur unter Vorbehalt gegeben werden kann — erteilt, der
Kriegsminister dann aber später doch einen ablehnen-

er-Veicheid erläßt. Vgl. hierzu aber § 5 Anm. 2 am

uß.

½) Die Preußische PV. bestimmt — zu § 92 — über
die Zustellungen: . «

1. Sämtliche Bescheide sind den Gesuchstellerngegen
Empfangsbescheinigung auszuhändigen und im Ent-

wurf oder in Abschrift zu den Akten zu nehmen.
Bei Urlaub und nach der Cntlassung des Mannes
hat die Zustellung entweder durch die Post gegen
Rückscheinoderdurch Vermittelung der Orts= und
Polizeibehörden oder auf anderem geeigneten Wege
zu erfolgen. Kann der Bescheid dem Betreffenden
persönlich nicht übergeben werden, weil er ab-
wesend ist, ohne einen Zustellungsbevollmächtigten
dem Bezirkskommando namhaft gemacht zu haben,
so gilt als Zeitpunkt der Zustellung derjenige Tag,
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Nach dem zustimmenden Bescheide des General-
kommandos — Marine-Stations-Kommandos oder
Kommandos der Kaiserlichen Schutztruppen — muß
zunächst «

der Antragsteller selbst
wieder tätig werden.

Er muß sichauf Grund des ihm erteilten Bescheides
an die von der Landeszentralbehördebestimmte
Zivilstellei#) wenden und dieser seine Absichten
für die Verwendung des Kapitals —

Grundstückskauf, Beteiligung an einer Besiedelungs-
gesellschaft zu diesem Zweck, Abstoßung von Schulden,
Inventarkauf ufw. — eingehend darlegen, die Höhe
der Summe, die er dazu braucht, genau angeben,
auch Angaben über seine persönlichen und
Familienverhältnisse machen.

Es wird ihm nur nützlich sein, wenn er dabei selbst
schon Vorschläge für die Art der Zahlung
unterbreitet, z.B. Zahlung an eine Bank oder eine
Besiedelungsgesellschaft mit der Weisung, daß das
Geld beim Nachweis der Auflassung des Grundstücks,
der Löschungder Hypothek oder des Erwerbs des
Inventarstücks gezahlt werden solle u. dgl. Je
näher er der Verwirklichung seiner
Absicht ist, desto leichter wird für die

an dem die Zustellung bei Anwesenheit des zu Be-
scheidenden erfolgt wäre.

2. Die Empfangsbescheinigungen, in denen die be-

scheidende Behörde, das Datum und die Nummer
des Bescheidessowie das Dotum der Aushändigung
angegeben sein müssen, und Post-Rückschein sind den
Akten beizufügen.

«

3. In dem Militärpaß ist der Inhalt der Bescheide
auszugsweise kurz zu vermerken.

») Für Preußen der Landrat, in Stadt-
kreisen der Bürgermeister. — Vgl. zu 2 der Pr.
Ausf.-Anw. — Anh. C —.
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Behörden die Prüfung sein und desto
wohlwollender werden sie auch dazu Stellung
nehmen können. Der Bewerber hat auf Grund
des Bescheides ja die ziemlich sichere Aussicht,
in den Besitz des Kapitals zu gelangen, wird
also daraufhin schon Verträge — wenn auch immer
mit dem Vorbehalt, daß er einen endgültig zu-
stimmenden Bescheid vom Kriegsministeriumerhält —
schließenkönnen, und damit wird die Zivilstelle sich
biel leichter auf alle ihr vorbehaltenen Fragen äußern
können, als auf noch mehr und mehr unbestimmte
Absichten hin. * · «·

Ist die Antragstellerin eine Witwe, so wird sie
auch eine Sicherheit für die Rückzahlung des Kapitals
im Falle ihrer Wiederverheiratung anbieten,
oder darlegen müssen, weshalb von dem Erfordern
einer Sicherheitsleistung abgesehen werden kann.

Der Antragsteller hat sich an die Zivilstelle
direkt zu wenden, die dann die Sache ihrer-
seits wieder zu den Militärbehörden herüberleitet.
Vgl. für einige der hauptsächlich in Betracht kommen-
den Fälle die Beispiele am Schluß dieses Abschnitts.

Die Aufgabe der

Zivilstelle
besteht in der Prüfung der Nützlichkeit der
beabsichtigten Verwendung des Kapi-
tal si#c)und der Sicherung der zweckent-
sprechenden Verwendung.

) Nach Punkt 3 der Ausf.-Best. soll die Prüfung der
Rützlichkeitnach den im Einvernehmen mit der obersten
Militär-Verwaltungsbehörde zu erlassenden Anweisungen
der Landeszentralbehörde erfolgen, soweit diese Besonder-
heiten bieten, werden fie natürlich neben den oben ge-
gebenen Weisungen noch zu beachten sein.

Für Preußen sind diese Anweisungen in der Aus-

führungs-Anweisung vom 29. September 1916 — abge-
druckt im Auhang unter C — ergangen.
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Zu diesem Zweck hat sie insbesondere die
Familien-- und Vermögensverhält-
nisse des Bewerbers, seine persönliche
Eignungu) zu der beabsichtigten Ver-
wendung und ferner zu prüfen, ob der als er-

forderlich angegebene Geldbetrag dazu nötig ist,
ferner obundwelcheSicherheitsmaßnahmen
angezeigt erscheinen, bei Witwen insbesondereauch,
ob die angebotene Sicherheit für die Rück-
zahlung des Kapitals im Falle der Wiederver-
heiratung nach Art und Umfang ausreichend erscheint
oder ob ausnahmsweise von dem Erfordern einer
Sicherheitsleistung abgesehen werden könne.

Das Ergebnis ihrer Prüfung hat die Zivilbehörde
unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Be-
zirkskommandosus) dem Kriegsmini-
sterium unmittelbarn) mitzuteilen, wobei sie
zu bescheinigen hat,

ob und unter welchen Voraussetzun-
gen und in welcher Höhe für eine
nützliche Verwendung des Kapitals

die Gewähr besteht.

*) Zu diesem Zweck kann die Zivilstelle nach der Pr-
Ausf.-Anw. — zu 5 Abs. 4 — sich eine Abschrift des bei
den Versorgungsakten befindlichen ärztlichen Gutachtens
vom Bezirbskommando einholen.

*

u) Bei Anträgen von Witwen der Angehörigen der
Marine oder der Schutztruppen unterbleibt diese Benach-
richtigung — Ansf.-Best. zu 3 —. Vagl. auch am Schluß
dieses Abschnitts unter Rubrik: Ausnahme.

Nach dem Ausf.-Erl. d. Pr. Kr.-Min. zu 9 hat das
Bezirkskommandosobald es die Nachricht von der Zivil-
stelle erhält, einebeglaubigte Abschrift des ärztlichen Gut-
achtens unmittelbar an das Kriegsministerium einzureichen.

ꝛ») Alle zur Vorlage an das Kriegsministerium be-
stimmten Schreiben sind nach dem Ausf.-Erlaß des Pr.
Kr.-Min. an das Kriegsministerium, Versorgungs-
und Justisdepartement, zu richten.
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Dabei muß sie sich
—

unter Beifügung der erforder-
lichen Unterlagen — darüber äußern:

a) ob und für welche Frist die Weiter-
veräußerung und Belastung des auf
Grund der Kapitalabfindungerworbenen Grund-

stücks zu beschränken ist,
b) ob die Bewilligung der Hapitalabfindung

von der Eintragung einer Sicherungs-
hypothek zur Sicherung des An-
spruchs auf Rückzahlung abhängig zu

machen ist, oder aus welchen Gründen von der

Eintragung oder den Maßnahmendes § 6 zu 2
des Gesetzes — Verbot der Wiederveräußerung
auf 2 Jahre und Eintragung dieser Beschränkung
in das Grundbuch — abgesehen werden kann.

e) ob die Zahlung an Dritte zu leisten ist,
d) eine Bescheinigung über die „Gemeinnützig-

keit des Unternehmens “ beifügen, wenn
es sich um den Erwerb von Grundbesitz durch
Beitritt zu einem Bau= oder Siedelungsunter-
nehmen handelt.

Die Pr. Ausf.-Anw. — Anhang zu C — gibt — zun
bis 7 daselbst — eingehende Weisungen dafür, worauf die

Prüfungder Zivilstelle sich in persönlicher und sachlicher
Hinsicht— Eignung des Bewerbers und des Grundstücks
ür den angestrebten Zweck — zu erstrecken hat, ob und

welchesonstigen Stellen etwa anzuhören oder zu befragen
sind — Landwirtschaftskammern, Handels-

ammern, Handwerkerkammern, Fachver-
eEine, bei Ansiedlung durch Rentengutsgründung die

Spezialkommissare, ferner die Vereine für
leinwohnungswesen, die Fürsorgevereine

u. dgl. — Es wird hier auf diese Bestimmungen, die sehr
zweckmäßigerscheinen und daher wohl weitere Ausdehnung

ich in anderen Bundesstaaten gewinnen dürften, ver-

iesen.
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Die Tätigkeit der Zivilstelle, die recht umfassend
und verantwortlich ist, bedingt die verschiedenstenEr-
mittelungen, die vielfach erst auf Grund eigener In-
formationen und Schriftwechsels mit anderen Be-
hörden zu erlangen sein werden, insbesonderekann
auch die Frage der körperlichen Leistungsfähigkeit des
Bewerbers für sie von wesentlichem Belang sein —

vgl. Anm. 17 und 20.

Auf Grund der so gewonnenen Unterlagen hat
dann das

Kriegsministerium
— Reichsmarineamt oder Reichs-

kolonialamt —

die endgültige Entscheidung über die Kapitalabfin-
dung zu treffen, nötigenfalls nach Ergänzung der
Ermittelungen im Benehmen mit der Landeszentral-

beherde.Der Bescheid muß folgende Angaben ent-
alten:

a) die Höhe der Abfindungs ssumme,

b) die Bezeichnung des Empfangsbe-
rechtigten,

c) den Verwendungszweck,
d) dieFestsetzung einer Frist für den Nach-

weis der bestimmungsgemäßen Verwendung
— 86 des Ges. —.

e) die Festsetzung einer Frist während der
die Weiterveräußerung oder Belastung
des zu erwerbenden Grundstücks untersagt
wird, sofern diese Sicherungsmaßnahme vor-
gesehen wird und die nähere Angabe der nach
Lage des Einzelfalls vorzuschreibenden Siche-
rungsmaßnahmen (Sicherungshypothek u.

dal.) mit den Fristen während deren
diese Maßnahmen gelten sollen

6 d. Ges.
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t) den Hinweis auf dasRückforderungs-denddes Fiskus im Falle der Nicht-
verwendung, der vorzeitigen Ver-
äußerung des Grundstücks, der Ver-
eitelung des Verwendungszwecks
und — bei Witwen — der Wiederverhei-
ratung S§ 7, 8, 11 des Gesetzes.

Eine Abschrift des Bescheideserhalten das Ge-
neralkommando — Marine-Stations-
Kommando oder Schutztruppenkomman-

o —, das Bezirkskommando,-) die Pen-
sionsregelungsbehörde#), sowie die mit

derÜberwachung der Verwendung betraute Zivil-
telle##). çl

Die Bewilligung der Kapitalabfindung ist unter

Angabeder bewilligten Behörde, des Tages der Be-
willigung, der Höhe der Abfindung und der Höhe der
durch die Abfindung erloschenen Bezüge im Militär-
paß zu vermerken.
Für die Auszahlung selbst sollen — Punkt 5 der

Ausf.-Best.— die von den Landeszentralbehörden im

*) Bei Witwen der Angehörigen der Marine und der
Schutztruppenunterbleibt diese Benochrichtigung — vgl. am

Schlusse dieses Abschnitts —.

*) Für Preußen fsind die Pensions-Regelungsbehörden
durchdie PV. — III. Teil Anl. zu 23 — bestimmt. Es
sind die zuständigen Regierungen, für die in

anderen Bundesstaaten wohnhaften Empfangsberechtigten
sind die Regierungen besonders bezeichnet,für Berlin
ommt das Polizei-Präsidium, für die inBaden

wohnhaften die Intendantur des XIV. Armee-
korps, für Elsaß-Lothringen das dortige
Ministerium, Abteilung für Finanzen, Handel und
Domänen in Betracht.
9) Die Zivilstelle muß Nachricht haben, da nun

ihre Überwachungspflicht binsichtlich der zweckentsprechenden
werwendung und der Verhinderung einer Vereitelung be-

ginnt — vgl. unten bei dem Abschnitt 2 —.
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Einvernehmen mit den obersten Militärverwaltungs-
behörden erlassenenBestimmungen maßgebendsein.
DieseBestimmungen werden in den einzelnen Bundes-

staaten verschieden sein:). Es kann daher hier im

einzelnen nicht darauf eingegangen werden,für den

Kriegsbeschädigten genügt auchdie Angabe,
die er über die Behörde in dem Bescheid des Kriegs-
ministeriums erhält.

·

Die vorstehende Darlegung bezieht sich auf den
regelmäßigen Fall. Eine

Ausnahme
gilt für die Versorgungsberechtigten, die
das 55. Lebensjahr vollendet haben und
die Witwen von Angehörigen der Ma-
rine und der Schutztruppen.

Die Anträge dieser Versorgungsberechtigten sind
direkt?) an die höchste Stelle abzugeben,
also an das Kriegsministerium — Reichsmarineamt
oder Reichskolonialamt —. Die übrigen Stellen
— Generalkommando, Marine-Stations-Kommando
und das Kommando der Schutztruppen im Reichs-
kolonialamt — werden also hierbei nur insoweit
mitzuwirken haben, als sie für das Kriegsministerium
— Reichsmarineamt oder Reichskolonialamt — die
Unterlage zu beschaffen haben werden, die zur
Prüfung durch die höchsten Stellen notwendig sind:6).

*) Vgl. hierzu besonders die unter C des Anhangs ab-
gedruckte Pr. Ausf.-Anw. zu 10.

*) Für die über 55 Jabre alten Versorgungsberechtigten
wohl aber auch auf dem Dienstwege durch das Bezirks-
kommando, soweit die Anträge beim Bezirksfeldwebel an-

gebracht sind — vgl. Anm. 1 —nicht aber für die Witwen
der Marine= und Schutztruppen-Angehörigen. Bei diesen
scheidet das Bezirkstommando aus.

*) Nachdem Ausf.-Erlaß d. Pr. Kr.-Min. zu 4 — An-
hang zu B-- sind die Anträge der über 55 Jahre alten
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Da die Zivilstelle auch hier nicht ausgeschaltetwerden
ann, so würde das Kriegsministerium — Reichs-

marineamt oder Reichskolonialamt — in solchen
Fällen mit ihr direkt in Schriftwechselzu treten haben,
sofern nicht etwa noch dieAusführungs-Bestimmungen

er Einzelstaaten hier eine Übertragung der Befug-

Aissder höchsten Stellen auf andere Stellen vor-

sehen.

Die sonst vorgesehene Benachrichtigung seitensder
ivilstelle andas Bezirkskommando unterbleibt für

die Witwen der Angehörigen der Marine und der
Schutztruppen,nicht aber für die über 55Jahre alten
Versorgungsberechtigten).

2. Die Ueberwachung der Verwendung des
Kapitals?s).

Die Ueberwachung ist lediglich Sache der Zivil-
stelle, die also, sobald sie von der Bewilligung des
Kapitals Nachricht erhält, das Tun und Lassen des

ntragstellers weiter zu verfolgen und besondere
kten dazu anzulegen haben wird. Sie wird daher

auchbefugt sein, g. F. über Ratenzahlungen u. dal.
irekte Bestimmung an die Zahlstelle — Siedelungs-

gesellschaft,Bank oder dgl. — ergehen zu lassen. Sie
muß dem Kriegsministerium und den diesem gleich-
gestellten Marine= und Kolonialbehörden auf Er.
ordern Auskünfte erteilen und ist verpflichtet, ihnen

—

Antragstellerunter Angabe der besonderen
ründe, die ausnahmsweise die Berück-

sichtigung gerechtfertigt erscheinenlassen,demKriegsministerium vorzulegen. .·7:

"")Augf..B3st.PunktäzusnndPunktsAbs.5.
*) Ausf.-Best. zu 6.

Menyer, Kapltalabsindungsgeseß. 5
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Mitteilung zu machen, wenn der Zweckder Kapital-
abfindung gefährdet oder vereitelt wird#).

3. Die Rückforderung der Abfindungssummeo).
Für die Rückforderung der Abfindungssumme

kommen die Fälle der Nichtverwendung oder
Gefährdung der Abfindungssumme,
der Vereitelung des Zwecks und — bei
Witwen — der Fall der Wiederverhei-
ratung in Betracht.

Über die Rückforderung entscheidet das Kriegs=
ministerium — Reichsmarineamt,
Reichskolonialamt — auf die Anzeige der
Zivilstelle oder — im Falle der Wiederver-

heiratung einer Witwe — auf den Bericht und eine
gutachtliche Außerung der Pensionsregelungs-
behörde, der dafür vorgeschrieben ist und der sich
auch über die angebrachte Art der Rückzahlung und
darüber verhalten muß, ob besondere Gründe für
einen noch über die dreijährigen Bezüge hinaus-
gehenden Verzicht auf die Rückzahlung vor-
liegen. Das Kriegsministerium entscheidet „nach
Anhörung der Zivilstelle“ und „im Ein-
vernehmen mit dem Reichsschatzamt“.

Die Neuregelung der Versorgungsgebührnisse er-

folgt dann nach den zum Mannsch.-Vers.-Ges. er-
gangenen Ausf.-Best. des Bundesrats vom 19. Juli
1906 — Zentral-Bl. f. d. D. Reich S. 66221) —.

*) Ausf.-Best. zu 6 — val dazu auch die Pr. Ausf.-Anw.
zu 11 — Anhang C —.

½) Ausf.-Best. zu 7.

)Vgal. hierzu Anm. 22 und 24. Die Witwenrente
fällt bei der Wiederverheiratung fort, etwaige Waisengelder
bleiben bestehen.
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4. Die Wiederbewilligungder erloschenen
Gebührnisse).

Die fortlaufenden Bezügeder Kriegsversorgungs-
gebührnisse können wieder aufleben, wenn das
Grundstück zur Erlangung einer
anderen Erwerbsmöglichkeitveräußert
wird oder wenn andere wichtige Gründe
vorliegen und das dafür gegebene Kapital zurück-
gezahlt wird. Ueber die hierauf gerichteten Anträge
entscheidet gleichfalls das Kriegsministerium
oder die ihm gleichgestellten Behörden — Reichs.
marineamt und Reichskolonialamt —,

und zwar auch hier nach Anhörung der Zivil.
stelle und im Einvernehmen mit dem
Reichsschatzamt.

Das zu 3 Gesagte gilt auch hier.
Ein besonderer Weg für diese Anträge ist nicht

vorgeschrieben; der Antragsteller wird die Wahl
haben, ob er sie, unter gehöriger Begründung, durch
den Bezirksfeldwebel oder durch die Ortspolizeibehörde
anbringen soll, wie bei dem ersten Antrage auf Kawvi-
talbewilligung oder ob er sich direkt an das Kriegs-
ministerium wenden will, soweit nicht die Ausf.-Best.
der einzelnen Bundesstaaten hier noch Vorschriften
geben sollten.

5. Die Erledigung der in dem Verfahren
möglichen Einsprüche.

Ein klagbares Recht auf die Kapital-
gewährung bestehtnach dem Gesetze nicht und
ebensowenig kann die Rückgewähr der ent-
gangenen Gebührnisse — gegen das An-

) Ausf.-Best. zu 8.

##
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gebot der Rückzahlung des Kapitals — als ein Recht
gefordert werden. Eigentliche Rechtsmittel
gegen die Versagung der in diesen Richtungen er-

hobenen Ansprüche gibt es daher auch nicht. Sogar
die Bestimmung im letzten Absatz des § 2 desGesetzes,
wonach die oberste Militär-Verwaltungsbehörde, wenn

sie den Antrag auf Kapitalgewährung ablehnt,
dem Antragsteller schriftlich Kenntnis von den
Gründen und Gelegenheit zur Aeußerung zu geben
hat, fehlte in dem ersten Entwurf des Gesetzesund
ist erst bei den Kommissionsberatungen eingefügt
worden, um Härten vorzubeugen und wohl auch um

einheitliche Grundsätze für die Durchführung des
Gesetzes zu gewährleisten.

Da aber durch die Ausf.-Best. — zu 2 daselbst —

auch den Generalkommandos — Marinestations-
kommandos und Kommando der Schutztruppen im
Reichskolonialamt — in beschränktem Umfange eine
Entscheidungsbefugnis eingeräumt ist, mit der aus-
drücklichen Verpflichtung zum Hinweis auf die Be-
fugnis des Antragstellers, die Entscheidung der
höheren Stelle anzurufen, so stellt sich diese Anrufung,
wenn sie erfolgt, als eine Art der Beschwerde
dar, über die das Kriegsministerium —

Reichsmarineamt, Reichskolonialamt — zu ent-
scheiden hat.

Dagegen gibt es gegen die Entscheidungendes
Kriegsministeriums irgendein weiteres Rechtsmittel
nicht, gleichviel, ob sie auf die eingelegte Beschwerde
des Antragstellers oder ohne eine solche vom Kriegs-
ministerium oder den ihm gleichgestellten Behörden,
auf Grund der ihnen allein vorbehaltenen Ent-
scheidungsbefugnis — endgültiger Bescheid über die
Gewährung der Kapitalabfindung und die Be-
dingungen dafür — ergehen.
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Gegen diesen Bescheidbleibt dem Antragsteller
lediglich noch eine „„ußerung“ offen, durch die
er etwaige Irrtümer in bezugauf die im Bescheide
angenommenen Tatsachen richtigstellen oder auch den
daraus ergangenen Folgerungen begegnen mag.
Nur dies wird auch gegenüber allen sonstigen Ent-
schließungen der Militärbehörden Platz
greifen dürfen, die im Laufe des Verfahrens ergehen
könnten und mit denen der Antragsteller nicht ein-

verstanden ist — Rückgewähr der Bezüge,
Erlaß der Rückgewähr bei Witwen,
andere Bedingungen für die Zeit der
Zahlung u. dgl. —, immer kann es sich hierbei
nur um eine „Vorstellung“, eine „Bitte“ und
niemals um eine eigentliche „Beschwerde' handeln.
Die Entschließungen der Zivilstelle in irgend-

einer Form anzugreifen, dafür bietet das Verfahren
eine Möglichkeit nicht. Ihre ganze Wirksamkeit er-
scheint als eine begutachtende mit daran-
geknüpften Vorschlägen, und ihr Gutachten wird sich
im Beschwerdewege — insbesondere etwa durch
Beschwerden bei der vorgesetzten höheren Zivil-
behörde — kaum angreifen lassen, zumal ihr Gut-

achten auch äußerlich nur insoweit in die Erscheinung
treten kann, als die Militärbehörde ihre Ent-
schließungendarauf stützt. Inwieweit die Militär-
behörde auf Beschwerden oder Außerungen
des Antragstellers eine weitere Rückäußerung im
Wegedes dienstlichen Schriftwechsels herbeiführen
will, bleibt ihr allein überlassen.
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Beispiel!
für den ersten Antrag.

Frankfurt (O.), d. 19.IX. 1916.

An
den Herrn Bezirksfeldwebel

des Bezirkskommandos!)
in

Antrag
des Kriegsrentenempfängers,) früh.
Grenadiers Karl Lehmann, z. Zt.
in Frankfurt a. O. wohnhaft, auf
Kapitalabfindung an Stelle eines
Teils der fortlaufenden Renten-

bezüge.))

Ich bin am 22. August 1892 ges
boren. Geburtsurkunde liegt bei.

Ich beziehe nebenmeiner In'
validenrente n Mlo.

!1) Bei Witwen: An die Ortspolizeibehörde (im
den Stadten: die Polizeiverwaltung oder der Bürger“
meister; auf dem Lande: der Amtsvorsteher, Distrikts-
kommissar usw.). ·

*?) Bei Witwen: Antrag der Kriegerwitwe Emilft
Schulze in Frankfurt a. d. O. auf Kapitalabfindung am
Stelle eines Teils ihrer Kriegswitwenrente. 6

*') WeitereMusterbeispiele— ouch für den Fall eine-
Einspruchs — bietet die kleine Schrift von F. Meier, Majol
im Kgl. Pr. Kriegsministerium: Wie erhalte ich alf-
Kriegsbeschädigter oder als Kriegerwitwi
eine Kapitalabfindung an Stelle von Kriegs
versorgung? Verlag des Deutschen Offizierblattes.
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b) eine Verstümmelungszulagevon

monatlich ......... . 27 Mk.
DieseVersorgungsgebührnissesind

anerkannt durch den Rentenfest-
setzungs-Bescheidvpr. W.

den ich beifüge.
Ein späterer Wegfall der Kriegs-

versorgung ist ausgeschlossen,da die
Verstümmelung auf dem Fehlen des

Fall 4. Ich will mir ein kleines Haus
d Wege mit etwa 1 Morgen Garten von einem

hiesigen Bürger kaufen, um darin
eine gesundeWohnung zu haben und

durch Gartenwirtschaft etwas neben-
——

) Bei Witwen hätte die Einleitung etwa zu
lauten:

Ich bin am 22. August 1892 geboren.
Als die Witwe desa vor Verdun ge-
fallenen Unteroffiziers Fritz Schulze, Leibgrenadier-Regi-
ments Nr. 8 beziehe ich ein Kriegswitwengeld von 600 .

Meine Geburtsurkunde und den Festsetzungsbescheid
für meine Witwenrente vom 8. März 1916, durchden mein

Versorgungs-Anspruch anerkannt ist, füge ich bei. — Dann
weiter wie oben im Text.
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Fall B.
Bellritt zu einem ge-
melnnützig. Siedelungs-
Unternehmen zumZweck

des Grunderwerbs.

Fall C.

Erwerb eines NRenken-
gutes durch Dermitte-
lung elner gemelnnützig.
Siedelungsgesellschaft.

Fall D.

Stärkung eigen. Grund-
besitzes durch Schulden-

tllgung.

VDasVerfahren. Belsptel 1.

bei zu verdienen, wozu ich nach
meinen Kräften imstandebin,

oder:

Ich beabsichtige,mit diesemKa-
pital Mitglied der gemeinnützigen
Wohnungsgesellschaftm. b. H., Eigen-
heim bei Berlin, zu werden, um durch
diesezu einem Hausbesitzmit Garten
und zu einer gesundenWohnung zu
gelangen. Die Gesellschaftbaut der-

artige Häuser für ihre Mitglieder,
oder:

Ich will mir durch Vermittelung
der PommerschenAnsiedelungs-Ge-
sellschaft,e. G. m. b. H., in Stettin,
in meiner Heimat Pommern ein

Rentengut von etwa 22 Morgen
Größe kaufen und bedarf dazu etwa
3000 Mk. zur Anzahlungund 1000Mk.
zur erstenEinrichtung der Wirtschaft
und zur Inventar-Ergänzung. Nach
meinen Kräften bin ich zur Bewirt-
schaftung eines solchenGrundstücks,
ungeachtet meiner Invalidität, in
der Lage, zumal meine Frau vom
Lande stammt,

oder:

Ich will auf meinem kleinen An-
wesen,hierselbst,das die Grundbuch-
bezeichnungFrankfurt Vorstadt Nr. 96

führt und ein Haus mit einem Morgen
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Garten umfaßt, eine Hypothekvon

4000 Mk., für die ich 6 % bezahlen
muß, abstoßen, um so besserund vor-

teilhafter wirtschaftenzu können. Ich
lebe außer von den Invaliden-Be-
zügen hauptsächlichvon den Miets-

erträgnissendiesesHauses und die

Verwaltung des Hauses, in dem ich
selbstmeine Wohnung habe, und die

Tätigkeit in dem großen dazu ge-
hörigen Garten füllen meine Kräfte
vollständig aus,

oder:
Fall E. Ich muß auf meiner bäuerlichen

Setungetten.Hrund. Besitzung in Kunersdorf — Sie
beschaffung.buchbezeichnungBd. I. Bl. 6 —, die

ich mit Hilfe meiner Familie selbst
bewirtschafte, den Inventarbestand
ergänzen, der durchden Krieg sehr
heruntergekommenist, und muß mir
dazu mindestens noch 3 Kühe an-

schaffen,wozu ich 4000 Mk. brauche.
Ich bitte, die Kriegszulageganz

und die Verstümmelungszulageso
weit zu kapitalisieren, als erforder-
lich ist, um mir ein Kapital von

4000 Mk. zu gewähren5).

(Unterschrift.)

*) Wieviel dazu nötig ist, kann aus den Tafeln am

Schluß des Abschnitts ersehenwerden. Dieser Schlußsatz
ist dann bei allen Fällen hinzuzufügen.
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Beispiel II
für den Antrag an die Zivilstelle.

Frankfurt (O.), d. 22.XlI. 1916.

An
den Herrn Bürgermeister

Landrat
in

Auf meinen Antrag vom 19.1IX.
1916 um Gewährung eines Kapital=

*") Zuständig ist der Landrat des Kreises, in dem der
Antragsteller seinen Wohnort oder — in Ermangelung
dieses — seinen Aufenthaltsort hat, in Stadtkreisen der
Bürgermeister.

Falls der Grundbesitz nicht im Kreise (Stadtkreise)
liegt, in dem der Antragsteller wohnt, oder sich aufhält, so
hat nach der Pr. Ausf.-Anw. zu 9 der Landrat (Bürger-
meister) des Wohnorts oder Aufenthaltsorts, nachdem er
die Fürsorgeorganisation — gemäß Nr. 7 Abs. 2c der An-
weisung — gehört hat, den Antrag mit seinem Gutachten
über die persönlichen und bisherigen wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Antragstellers und mit dem Gutachten der
Fürsorgeorganisation an den Landrat (Bürgermeister) der
belegenen Sache abzugeben. Dieser übernimmt die weitere
Prüfung, insbesondere auch die Anhörung nach Nr. 7

Abs. 2 a und b, erteilt die Bescheinigung — nämlich über
die Voraussetzungen, unter denen eine Gewähr für die
nützliche Verwendung des Kapitals besteht — und ver-

fährt in der Nr. 8 vorgeschriebenen Weise. — Vgl. An-
hang C zu 8 und 9 —.

Wenn also z. B. im obigen Beispiele zu B der Be-
werber noch nicht von Frankfurt a. d. O. nach Berlin ge-
zogen sein sollte, würde sich zunächst der Oberbürger-
meister von Frankfurt a. d. O. äußern und dann die Sache
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betrages von 4000 Mk. auf meine

Invalidenbezüge habe ich von dem

stellvertretendenKöniglichenGeneral-
kommando des .... ten Armeekorps
am 20. XI. 1916 einen zustimmenden
Bescheiderhalten, den ich gleichzeitig
mit einer Abschrift der Seite 4 der

Rentenliste (Rentennachliste)beifüge.
— Wegen des Zwecks, zu dem ich

das Kapital verwenden will (hier
ist mit einem kurzenWort das Nötige
für den Fall A, B, C, D oder E

einzufügen),also:
A: Hauskauf,

oder

B: Beitritt zueinemgemeinnützigen
Siedelungsunternehmen,
oder

C: Erwerb eines Rentenguts,
oder

D: Hypothekenlöschungzur Stär-

kung eigenen Grundbesitzes,
oder

E: Inventarbeschaffung
(sieheBeispiel zu 1)

an den Oberbürgermeister von Berlin abgeben müssen, im

Falle zu C an den Landrat in Stolp, im Falle zu LD an

den Landrat des Kreises Weststernberg, zu dem das Dorf
Kunersdorf gehört. Ist der Umzug schon bewerkstelligt,so
ist der Antrag gleich an den Oberbürgermeister in Berlin
oder die genannten Landräte zu richten.
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bezieheich mich auf meinen ersten
Antragꝰ) vom 19. IX. 1916, von dem
eine Abschrift beiliegt. Ich bitte,
diesenZweckzu prüfen und die Zah-
lung von 4000 Mk. bei dem König-
lichen Kriegsministerium5)in Berlin
für mich zu befürworten.

In Ergänzung meiner bisherigen
Mitteilungen führe ich dazu noch
folgendes an:

FJa#A. Ich bin 24 Jahre alt, seit 3Jah-
90 Weeort ren verheiratet iinhabe zwei kleine

persönliche Ber. Kinder. Meine 60 Jahre alte Mutter
hältuise. wohnt auch bei mir. Da ich nur

einen Arm gebrauchenkann, auch
aus dem Kriege noch Herzschwäche
urückbehaltenhabe, kann ich meinen

früherenBeruf — ich bin gelernter
Maurer — nur notdürftig ausüben,
dagegen kann ich mich im Garten

sehrwohl betätigenund möchteauch,
um gesundzu werden und für meine

Familie eine gesundeWohnung zu
haben, ein Eigenhaus mit Garten

*) Es wird sich empfehlen, eine Abschrift dieses ersten
Antrages beizufügen, da die Militärbehörde die Akten

vielleicht nicht ohne weiteres immer an die Zivilstelle ab-

geben kann — vgl. die Anm. a beim Verfahren. Geht
dies nicht, so würden die im ersten Antrag enthaltenen An-

gaben noch einmal kurz zu wiederholen sein, soweit sie nicht
unten noch ohnehin wiederholt werden.

*) oder Reichsmarineamt — oder Reichskolonialamt.
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weck- besitzen. Dies ist auch vorteilhaft
Berwen= für mich, denn das Grundstück, das

ich erwerben will, wird sichgut ver-

zinsen und ich werde darin sehr
billig wohnen können.

Ich habe das Gartengrundstück
Frankfurt-Vorstadt Nr. 9 zum An-
kauf in Aussicht genommen und mit
dem Eigentümer, BäckermeisterNeu-
bauer hier, schoneinen Vertrag da-

binabgeschlossen,daß ich das Haus
aufe, wenn mir das Kapital be-

willigt wird.
as Grundstück soll 16000 Mk.

kosten. Ich habe 6000 Mk. anzu-
zahlen, 2000 Mk. habe ich dazu an

ermögen von meiner Frau und auf
4000 Mk. rechne ich aus der er-

betenen Kapitalabfindung,10000Mk.
will mir Herr Neubauer auf erste

Hpothermit 4% stehen lassen.
o habe ich dann jährlich dafür nur

400 Mk. aufzubringen. Da die eine
Hälfte des Hauses mit 400 Mk. ver-
mietet ist und sich immer gut ver-
mieten wird, wohne ichin der an-
deren Hälfte mit meiner Familie
und meiner alten Mutter dann um-

sonst, und aus dem Garten, der
fast einen Morgen groß ist, kann
ich auch noch für 100 Mk. mindestens
an Gemüseund Obst ziehen. Alle
Reparaturarbeiten kann ich allein
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machen,finde auchnochin der Nach-
barschaftgelegentlichkleinen Arbeits-

verdienst.

Ich habe mit Herrn Neubauer

berinkerdaßdie6000 Mk gleich
nach der Auflassung anihn gezahlt

Zahipele werden sollen. Ichgunhngehahlt
worten, daß das Geld an ihn direkt
oder für ihn an die Dresdner Bank
in Frankfurt (O.) gezahlt wird, so-
bald er die Auflassung an mich
nachweist,die wir so bald als mög-
lich vornehmen möchten.

Sicherung gegen Ich gedenkenicht, das Grund-

esteulPinnenstück3 verkaufen, dochbewillige ich,
wenn dies nötig erscheinensollte,
darauf eine Sicherungshypothekfür
2 Jahre einzutragen. Vielleicht wird

sich dies aber erübrigen, wenn meine
Mutter mit einem Wertpapier von

3000 Mk., das in ihrem Besitz ist,
eine Kaution für 2 Jahre hinterlegt.
Sie ist dazu bereit).

Aall R.
Welirilt zu elnem ge-

ennn.rda. Eingang wie zu A.
des Grunderwerbs.

*.) Ist die Bewerberin eine Witwe, so müßte sie noch
etwas darüber sagen,wie die Rückzahlung des Kapitals
gesichert werdensoll, wenn sie sich wieder verheiratet, am

besten wird dafür wohl die Eintragung einer Sicherungs-
hypothek auf längere Jahre anzubieten sein.
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VersönlicheVer- Die persönlichenVerhältnisseund
haltnisse der Zweck sind anzugeben, ähnlich

wie zu A.

Zweck und Dar Um ein Haus mit Garten zu er-

kehnsderwes-langen, bin ich der gemeinnthigen
dung. SiedelungsgenossenschaftEigenheim

bei Berlin beigetreten, die solche
kleinen Häuser mit Garten für ihre
Mitglieder baut.

Zayene. Ich bitte, das Kapital an die
GenossenschaftEigenheim zu zahlen,
die es als Anzahlung verrechnen
wird, den Rest erhalte ich dann als

tilgbare Hypothek von der Genossen-
schaft. Ueber alles Nähere wird die
GenossenschaftAuskunft erteilen.

Sicherunggegen Die Eintragung einer Sicherungs-
l hypothekbewillige ich . l*fusw.,

etwa wie zu A.

Vielleicht wird sich diese Ein-
tragung aber schon ohne weiteres
erübrigen, denn nach den Satzungen
der GenossenschaftEigenheim darf
man das Grundstück vor 4 Jahren
überhaupt nicht verkaufen10).

* )Die Satzungen der gemeinnützigen Baugenossen-
schaften enthalten wohl vielfach solche und ähnliche Be-
schränkungen. Wo sie vorhanden sind, dürfte die Zivil-
stelle und die Militärbehörde von weiteren Sicherungs-
maßregeln absehen.

Die „Gemeinnützigkeit“ der Siedlungsgesell-
schaft ist von der Zivilstelle (Prüfungsstelle) zu bescheinigen.
Nach der Pr. Ausf.-Anw. — zu 7 — soll diese Bescheini-
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Fall C.

Erwerb elnes Renten-

sse. Cingang wie zu 4.

sledelungsgesellschaft.

ershallch,Verr.PersönlicheVerhältnissesind an-

zugeben, ähnlich wie zu A. Doch
muß hier jedenfalls noch gesagt
werden, daß der Bewerber, und wo-

möglich auch seine Frau, in der

Landwirtschaft Bescheidwissen.
Dann:

Zwesk unddar. In der Annahme, daß ich das
—]i.i erbelene Kapital erhalte, hißich

dung. mir, vorbehaltlich der Bewilligung,
inzwischenbereits ein Rentengut von

22 Morgen Größe in der Renten-

gutskolonie Neudorf im Kreise Stolp
gekauft. Die Rentengutsbildung wird
von der PommerschenLandgesellschaft
in Stettin unter Vermittelung der

Königlichen Generalkommission in

Frankfurt (O.) durchgeführt. Ich
halte den Kauf für günstigund hoffe,
mein gutes Fortkommenauf der Stelle

zu haben.

gung vom Regierungspräsidenter erteilt werden,
soweit es sich um ein gemeinnütziges Baunnter-

nehmen, vom Oberpräsidenten, sovweit es sich
um ein gemeinnütziges Siedlungsunter-
nehmen handelt. Von diesen Behörden hat die Prüfungs-
stelle sie eimzuholen. Vgl. hierzu auch die Anm. 7 zum
§ 1 des Gesetzesundim Abschnitt: Verfahren unter 1 bei
dem Abschnitt über die Aufgaben der Zidilstelle, dort
unter d.
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Die Stelle kostet21000 Mk. Ich
soll 3000 Mk. anzahlen. Das
Uebrige übernimmt die Rentenbank,
1000 Mk. braucheich noch zur In-
ventarergänzung. Ich bitte, wenn

dies nötig erscheint, die Spezial=
kommissionin Stolp darüber zu be-

fragen, ob sie dieseVerwendung für
weckmäßighält, meine persönlichen
erhältnisse sind von ihr schonge-

prüft.
Bahlstele. Ich bitte dann, das Geld an

diejenige Stelle abzuführen,die die
Generalkommissionin Frankfurt (O.)
dafür bezeichnenwird, es ihr zur
Verfügung zu stellen und es dieser
Behörde zu überlassen, die Aus-

zahlungen in der Rentengutssache
von Neudorf an die Pommersche
Landgesellschaft,auf den Kaufpreis,
und an mich selbst, zur Inventar-
ergänzung, zweckentsprechendzu ver-

fügen.
Sicherung gegen Ich werde die Stelle vor 2Jahren
Verkaufbinnenkeinesfalls verkaufen, dochmag die

Eintragung einer Sicherungshypothek
angeordnet werden, wenn dies nötig
erscheinensollte. Das Nötige dieser-
halb dürfte die Generalkommission
dann nachden dortseitigzu treffenden

Bestimmungenin die Wege
eiten.

Medper, KNapltolabsindungsgeseßt. 6
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Jall D.

Starkung elgen. Grund- : :

in“ö Schulden- Eingang wie zu A.
gung.

Versönliche Ver. Die persönlichenVerhältnissesind
hältnisse. genauer anzugeben,als in dem ersten

reiben, insbesondereist darzutun,
daß — und weshalb — in der Ab-

ZweckundHerzahlung der Hypothek eine Stär-

Miien Verwen-kungder Wirtschaft liegt, ins-

besondere ist auch noch etwas über
die sonstigeBelastung und die Ren-
tabilität des Grundstücks zu sagen.
Dies gilt auch für ländliche Grund-
stücke.

Dann etwa wie folgt:
Mein Hypothekengläubiger,der

Friseur Krause in Frankfurt (O.),
wird die Hypothekvon 4000 Mk.
löschen lassen, sobald er bestimmt
weiß, daß ich das Kapital endgültig

Zahstell. zugesagterhalte. Ich bitte, zu be-

stimmen, daß das Geld an die
Dresdner Bank in Frankfurt (O.)
auf mein Konto gezahlt wird, mit der

Weisung, es an Herrn Krause aus-

zuhändigen, sobald er die Löschungs-
quittung über die Hypothekvorlegt.

Sicherung. Ob und welchesonstigenSiche-
rungsmaßnahmenetwa nocherforder-
lich erscheinensollten, überlasseich
dortiger Bestimmung, der ich nach-
kommen werde.

"
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Lall E.

Stärkung elgen. Grund-
besitzesdurch Invenkar-

beschaffung.

rsönliche Ver-
#urtif.

Zweck und zweck-
mäßige Verwen-

dung.

Zahlstelle.

Eingang wie zu A.

Dann etwa wie folgt:
Meine Wirtschaftist gut im Gange

und auchnicht überlastet,nur fehlen
beim Inventar für die Wirtschaft
von mehr als 40 Morgen Größe
noch mindestens3 Kühe, da im Kriege
Inventar hat verkauft werden müssen.
Die Mittel zum Ankauf besitzeich
nicht.

Ueber mich und meine Wirt-

schaftsführungkann der Herr Amts-

vorsteher in Kunersdorf Auskunft
erteilen. Ich stehe mit dem Vich-
händler Eisenstein hierselbst wegen
Lieferung der Stücke schonin Unter-

handlung, die Kühe sollen jede
etwa 1300 Mk. kosten, ih brauche
aber auch noch notwendig einen

Ackerwagen, so daß im ganzen
4000 Mk. zur Stärkung der Wirt-

schaftmindestensnötig sind.

Ich schlagevor, daß der Betrag
an die Kassedes Raiffeisen-Vereins
in Kunersdorf gezahlt wird, mit der

Weisung, mir den Betrag auszu-
händigen, wenn ich die Rechnungen
über die Inventarbeschaffung in

Höhe von 4000 Mk. vorlege und

6“



84 Oas Verfahren. WBellspiel11.

der Herr Amtsvorsteher die An-
gemessenheitder Preise bescheinigt.

Sicherung. Ob und welche Sicherungsmaß-
regeln nötig erscheinen,überlasseich
der dortigen Bestimmung, der ich
mich unterwerfe.

(Unterschrift.)
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Anhang.

A. Bekanntmachung betreffend Ausführungs-
bestimmungen zum Gesetzüber Kapitalabfindung an

Stelle von Kriegsversorgung (Kapitalabfindungs-
gesetz). Vom 8. Juli 1916 (Reichsges.-Bl. S. 684).

Auf Grund des Artikels 7 Nr. 2 der Reichsver-
fassung hat der Bundesrat nachstehendeBestimmungen
zur Ausführung des Gesetzes über Kapitalabfindung
an Stelle von Kriegsversorgung (Kapitalabfindungs-

2 vom 3. Juli 1916 (Reichsges.-Bl. S. 680) be-
ossen:

1. Der Antrag auf Kapitalabfindung.
Der Antrag ist an keine Frist gebunden. Er muß

Angaben über das Lebensalter des Versorgungs-
berechtigten, über die im § 2 Nr. 2 und 3, bei Witwen
über die im § 2 Nr. 2 aufgeführtenVoraussetzungen,
sowie in jedem Falle wenigstens eine allgemeine An-

badeüber den Verwendungszweck (§52 Nr. 4) ent-
halten.

Der Antrag der Rentenempfänger ist bei dem

Bezirksfeldwebel,der Antrag der Witwen bei der

Ortspolizeibehörde oder einer anderen von der

Landeszentralbehördebestimmten Amtsstelle anzu-
ringen.
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Der Antrag ist, erforderlichenfalls nach den
nötigen Ergänzungen, an das Bezirkskommando, für
Witwen von Angehörigen der Marine oderder Schutz-
truppen unmittelbar an die oberste Militärverwal-
tungsbehörde (Nr. 9) weiterzugeben.

2. Die Prüfung durch die Militärbehörden.
Das Bezirkskommandoprüft, ob die Voraus-

setzungen des § 2 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes gegeben
sind. Es veranlaßt die Untersuchung des Antrag-
stellers durch einen beamteten Arzt, der sich auch
dahin zu äußern hat, ob vom ärztlichen Standpunkt
aus Bedenken gegen die Gewährung der Kapital-
abfindung bestehen.

Demnächst wird der Antrag unmittelbar dem

Generalkommandozur Entscheidung vorgelegt. Er-
achtet dieses auf Grund selbständiger Nachprüfung die
vorstehenden Voraussetzungen des Gesetzes für erfüllt,
so bescheidet es den Antragsteller. In dem Bescheid
ist anzugeben, bis zu welcher Höhe im Falle nach-
gewiesener nützlicher Verwendung die Kapitalabfin-
dung gewährt werden könnte. Gleichzeitig ist —

soweit möglich — die Stelle zu bezeichnen, an die der
Antragsteller sich wegen der weiteren Behandlung des
Antrags zu wenden hat (Nr. 3); auch ist auf die
Vorschriften der §§ 6 und 8 des Gesetzes hinzuweisen.
Abschrift des Bescheids legt das Generalkommando
der obersten Militärverwaltungsbehörde vor.

Werden die Voraussetzungendes § 2 Nr. 1 bis 3
des Gesetzesnicht als erfüllt angesehen oder bestehen
Bedenken hinsichtlich des Gesundheitszustandes, so
teilt das Generalkommando dies dem Antrag-

steller mit.

In jedem Bescheide des Generalkommandos ist der
Antragsteller darauf hinzuweisen, daß er die end-



A. Bekanntmachung vom 8. Juli 1016. 87

gültige Entscheidung der obersten Militärverwal-
tungsbehörde anrufen kann.

Die Zustellung des Bescheidserfolgt nach den für
das Verfahren in sonstigenVersorgungsangelegen-
beiten gegebenen Bestimmungen.

Für Versorgungsberechtigte,die das 55. Lebens-
jahr vollendet haben, erfolgt die Prüfung und Be-
scheidung durch die oberste Militärverwaltungs-
behörde. Das gleiche gilt für Witwen von Ange-
hörigen der Marine oder der Schutztruppen.

3. Die Prüfung durch die von den Landeszentral-
behörden bestimmten Stellen.

Auf Grund eines zustimmendenBescheids wendet
sich der Antragsteller an die von der Landeszentral-
behörde bestimmte Stelle zur Prüfung der Nüittzlich-
keit der beabsichtigten Verwendung des Kapitals. Die
Prüfung erfolgt nach den im Einvernehmen mit den
obersten Militärverwaltungsbehörden zu erlassenden
Anweisungen der Landeszentralbehörden.

Sie erstreckt sich insbesondere auf die Familien-
und Vermögensverhältnisse des Bewerbers, seine per-
sönliche Eignung zu der beabsichtigten Verwendung
und auf den zur Erreichung des Verwendungszweckes
orforderlichen Geldbetrag.

Bei Abfindungsanträgenvon Witwen ist ferner
zu prüfen, ob die für die Rückzahlung des Kapitals
im Falle der Wiederverheiratung angebotene Sicher-
heit nach Art und Umfang ausreichend erscheint oder
ob ausnahmsweise von dem Erfordern einer Sicher-
heitsleistung abgesehen werden kann.

Das Ergebnis ihrer Prüfung teilen die von den
Landeszentralbehörden bestimmten Stellen unter
Benachrichtigung des Bezirkskommandos unmittelbar
der obersten Militärverwaltungsbehörde mit. Sie
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fügen die erforderlichen Unterlagen bei und äußern
sich darüber, ob und welche Maßnahmen zur Siche-
rung des Zweckes der Abfindung erforderlich er-

scheinen,insbesondere, ob und für welche Frist die
Weiterveräußerung und Belastung des auf Grund
der Kapitalabfindung erworbenen Grundstücks zu
beschränken ist, sowie ob die Bewilligung der Kapital-
abfindung von der Eintragung einer Sicherungs-
hypothek zur Sicherung des Anspruchs auf Rück-
zahlung abhängig zu machen ist oder aus welchen
Gründen von der Eintragung oder den Maßnahmen
des § 6 Satz 2 des Gesetzes abgesehen werden kann.
Hiernach bescheinigen sie, unter welchen Voraus-
setzungen und in welcher Höhe für eine nützliche Ver-
wendung des Kapitals Gewähr besteht; zugleich
äußern sie sich darüber, ob die Zahlung an Dritte zu
leisten ist.

Handelt es sich um den Antrag der Witwe eines
Angehörigen der Marine oder der Schutztruppen, so
unterbleibt die Benachrichtigung an das Bezirks-
kommando.

Wenn es sich um den Erwerb von Grundbesitz
durch Beitritt zu einem Bau= oder Siedelungsunter-
nehmen handelt, ist auch eine Bescheinigung der
Landeszentralbehörde oder der von ihr bestimmten
Stelle über die Gemeinnützigkeit des Unternehmens
beizufügen.

4. Die endgültige Entscheidung.
Die oberste Militärverwaltungsbehörde trifft auf

Grund der gemäßNr. 2 und 3 beschafften Unterlagen,
deren Ergänzung im Benehmen mit den Landes-
zentralbehördenihr vorbehalten bleibt, die endgültige
Entscheidung über die Kapitalabfindung.

Sie setzt im Falle der Bewilligung die Abfin-
dungssumme fest und bescheidet den Antragsteller.
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Abschrift des Bescheideserhalten das General-
ommando, das Bezirkskommando,die Pensions-

regelungsbehörde sowie die mit der Überwachungder
Verwendung betraute Stelle (Nr. 6).

Bei Personen, die das 55. Lebensjahr vollendet
haben, ist die Abfindungssumme derart zu bemessen,
daßsich das im § 5 des Gesetzes bei dem 55. Lebens-
jahre festgesetzteVielfache der Versorgungsgebührnisse
(8½) für jedes fernere Lebensjahr um die Halfte
desjenigen Versorgungsteils, welcher der Kapital-
abfindung zugrunde gelegt wird, vermindert.

In dem Bescheid ist der Verwendungszweck der
Abfindungssumme und der Empfangsberechtigtezu
bezeichnen, eine nach Lage des Einzelfalls zu bestim-
mende Frist für den Nachweis der bestimmungs-
gemäßen Verwendungfestzusetzenund auf das Rück-
forderungsrecht des Fiskus, auch für den Fall einer
Wiederverheiratung der Witwe (8§ 7, 8, 11 des Ge-

setzes),hinzuweisen. Auch ist eine gemäß § 6 des
Gesetzes bestimmte Frist in den Bescheid aufzu-
nehmen.

Werden zur Sicherung des Zweckes der Abfindung
besondere Maßnahmen angeordnet oder wird die
Eintragung einer Sicherungshypothekverlangt, so ist
dies im Bescheid im einzelnen anzugeben. In dem
Bescheid ist darauf hinzuweisen, daß bei Vereitelung
des Abfindungszweckes durch Verstoß gegen die von

der obersten Militärverwaltungsbehörde angeord-
neten Maßnahmen die Rechtsfolgen des § 8 eintreten.

Das nach Nr. 9 Abs. 2 an Stelle des General-
kommandos tretende Marine-Stationskommando oder
das Kommando der Schutztruppensowie das Bezirks-
kommando erhalten keine Abschrift des Bescheids,
wenn es sich um den Antrag der Witwe eines Ange-
hörigen der Marine oder der Schutztruppen handelt.
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Die Bewilligung der Kapitalabfindung ist unter
Angabe der bewilligenden Behörde, des Tages der
Bewilligung, der Höhe der Abfindung und der Höhe
der durch die Abfindung erlöschenden Bezüge in dem
Militärpaß zu vermerken.

5. Die Auszahlung der Abfindungssumme.
Die Auszahlung der Abfindungssumme erfolgt

nach den von den Landeszentralbehördenim Einver-
nehmen mit denobersten Militärverwaltungsbehörden
erlassenen Bestimmungen.

6. Die Überwachung der Verwendung.
Die Ausführung der Entscheidung nach Maßgabe

der dem Abgefundenen gemachten Auflagen und die
Uberwachung der weiteren nützlichen Verwendung ist
Sache der von der Landeszentralbehörde bestimmten
Stelle. Diese hat der obersten Militärverwaltungs-
behörde Mitteilung zu machen, wenn der Zweck der

Kapitalabfindung gefährdet oder vereitelt wird, auch
hat sie auf Erfordern der obersten Militärverwal-
tungsbehörde Auskunft zu erteilen.

7. Die Rückforderung der Abfindungssummc.
über die Rückforderung entscheidet die oberste

Militärverwaltungsbehörde.
Liegen die Voraussetzungen der §§ 7, 8 des Ge-

setzesvor, so ist die Entscheidung über die Rückforde-
rung dem Abgefundenen zuzustellenund gleichzeitig
der Pensionsregelungsbehördemitzuteilen.

Die auf Grund der Rückzahlung wieder fort-
laufend zu zahlenden Versorgungsgebührnisse sind
vom 1. des Monats ab, in dem die Rückzahlung er-

folgt ist, inder dem zurückgezahlten Betrag ent-

sprechenden Höhezu gewähren. Für die Zeit bis zu

diesem Tage sind die Gebührnisse nicht nachzuzahlen.
Auf die Neuregelung der Versorgungsgebührnisse

finden die Ausführungsbestimmungen des Bundes-
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rats vom 19. Juni 1906 (Zentral-Bl. f. d. D. Reich
S. 662) entsprechendeAnwendung.,

Schließt eine abgefundeneWitwe eine weitere
Ehe, so berichtetdie Pensionsregelungsbehörde an

die oberste Militärverwaltungsbehörde und äußert
sich gutachtlich ütber die angebrachte Art der Rück-
zahlung der Abfindungssumme sowie darüber, ob
nach Abzug der ihr nach § 11 des Gesetzes zu belassen-
den Beträge besondere Gründe für einen teilweisen
oder gänzlichen Verzicht auf die Rückzahlung vor-

liegen. Die oberste Militärverwaltungsbehörde ent-
scheidet nach Anhörung der in Nr. 6 bezeichneten
Stelle im Einvernehmen mit dem Reichsschatzamt, ob
und unter welchen Bedingungen die Rückzahlung er-

folgen oder unterbleiben soll.

8. Die Wiederbewilligung der erloschenen
Gebührnisse.

Über die Wiederbewilligung der erloschenen Ge-
bührnisse im Falle des § 9 des Gesetzes entscheidet die
oberste Militärverwaltungsbehörde. Die Bestim-
mungen der Nr. 7 Abs. 3 und 4 finden Anwendung.

9. Zuständige Behörden.
Als oberste Militärverwaltungsbehörde gilt für

das Heer das Kriegsministerium des Kontingents,
für die Kaiserliche Marine das Reichs-Marineamt
und für die Kaiserlichen Schutztruppen das Reichs-
Kolonialamt.

An Stelle der Generalkommandos treten für
Marineangehörige die Marine-Stationskommandos,
für Schutztruppenangehörige das Kommando der

Schutztruppen im Reichs-Kolonialamt.
Berlin, den 8. Juli 1916.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Dr. Helfferich.



92 Anhang.

B. Anweisungen des Preußischen Kriegs-
ministers zu dem Gesetz über Kapitalabfindung an

Stelle von Kriegsversorgung (Kapitalabfindungsgesetz
— KAG. —) vom 3. Juli 1916 (Armee-Verordn.--Bl.
S. 320 Nr. 490).

Das Gesetz, das nebst den Ausführungsbestim-
mungen des Bundesrats vom 8. Juli 1916 in
Nr. 154 S. 680 ff. des Reichs-Gesetzblattes (vgl. Er-
laß vom 18. Juli 1916 — Armee-Verordn.-Bl.
S. 295 ff.) veröffentlicht ist, ist am 25. Juli 1916 in
Kraft getreten.

Vorbehaltlich des späteren Erlasses einer, das
Verfahren im einzelnen regelnden Anweisung wird
zur Ausführung des Gesetzes zunächst folgendes
bestimmt:

1. Für die Anmeldung des Antrages sind die in
Z. 39 bis 41 und 44 bis 46 der Pensionierungs-
vorschrift erlassenen Bestimmungen:) insoweit
maßgebend, als die Anträge an die Militär-
behörde zu richten sind.

Zuständig für die Annahme des Antrages
(Nr. 1 der Ausf.-Best. des Bundesrats) ist der
Bezirksfeldwebel des Bezirkskommandos, dessen
Kontrolle der Antragsteller unterliegt, bei
Witwen die Ortspolizeibehörde des Wohnortes
oder des anläßlich des Krieges gewählten vor-
übergehenden Aufenthaltsortes.

2. Die in Nr. 1, Abs. 1 der Ausf.-Best. des Bundes-
rats geforderten Angaben (über das Lebens-
alter usw.) sollen die Prüfung und Fe-ststellung
der Verhältnisseerleichtern, sind jedoch amtlich
nachzuprüfen,insbesondere sind Jahr und Tag
der Geburt einwandfrei festzustellen.

1) Diese Bestimmungen sind unten ihrem Wortlaut
nach wiedergegeben.
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Die Prüfung des Antrages kann auch bei solchen
Antragstellern eingeleitet werden, die das
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Bei denjenigen Antragstellern, die das 55. Lebens-
jahr vollendet haben, sind die Anträge unter

Angabe der besonderen Gründe, die ausnahms-
weise die Berücksichtigung gerechtfertigt erscheinen
lassen, dem Kriegsministerium vorzulegen.

Für die ärztliche Untersuchungist der beim Be-
zirkskommando diensttuende Arzt heranzuziehen.
Hierzu sind ihm die Versorgungsakten der
Rentenempfänger zuzustellen.

Die ärztliche Untersuchungder Kriegerwitwen
kann auf Antrag auch einem anderen beamteten
Arzt (Kreisarzt) übertragen werden.

Über die bei der ärztlichen Untersuchung zu
beobachtenden Grundsätzewird von der Medi-
zinal-Abteilung des Kriegsministeriums eine
besondere Anweisung erlassen werden.

Bei Vorlage des Antrages an das General-
kommando ist die Stellungnahme des Bezirks-
kommandos zum Ausdruck zu bringen. Außer
den Versorgungsaktensind alle Beweisstücke, die
für die Prüfung des Antrages nach § 2 Nr. 1
bis 3 des Gesetzes noch erforderlich sind, sowie
eine beglaubigte Abschrift der Seite 4 der
Rentenliste oder Rentennachliste beizufügen.
Dem Bescheide des Generalkommandos ist die

vorstehend bezeichnete Abschrift der Seite 4 der
Rentenliste oder Rentennachliste beizufügen.
Eine Übersendung der Versorgungsakten an die
nach Nr. 3 der Ausf.-Best. des Bundesrats in
Betracht kommenden Stellen hat in keinem Falle
stattzufinden.
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. Die Prüfung der Nützlichkeit der beabsichtigten
Verwendungist in die Hände von Zivilstellen
gelegt, die noch von den Landeszentralbehörden
bekanntgegeben werden. In Preußen sind bis
zur endgültigen Bestimmung dieser Stellen die
Antragsteller in dem Bescheide des General-=
kommandos wegen Prüfung des beabsichtigten
Verwendungszweckes an die Landräte, in Stadt-
kreisen an die Bürgermeister zu verweisen.

Das Generalkommando hat dem Antragsteller
aufzugeben, sobald er sich für einen bestimmten
Verwendungszweck entschieden und die erforder-
lichen Vertragsunterlagen beschafft hat, diese
sowie den Bescheid mit der Abschrift der Seite 4
der Rentenliste oder Rentennachliste mit dem
Prüfungsantrag der Zivilstelle vorzulegen.

Das Bezirkskommando reicht nach der gemäß
Nr. 3 Abs. 4 der Ausf.-Best. des Bundesrats er-

folgenden Benachrichtigung seitens der Prüfungs-
stelle eine beglaubigte Abschrift des ärztlichen
Gutachtens unmittelbar dem Kriegsministerium
ein.

Der Zivilstelle ist auf Verlangen durch das
Bezirkskommando ebenfalls eine beglaubigte Ab-
schrift des ärztlichen Gutachtens zu übersenden.

Alle zur Vorlage an das Kriegsministerium be-
stimmten Schreiben sind an das Kriegsministe-
rium, Versorgungs- und Justizdepartement, zu
richten.

Den stellvertretendenGeneralkommandos wird
eine Tafel übersandt werden, aus der die Höhe
der Kapitalbeträge ersichtlich ist.

In Vertretung: v. Wandel.
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Auszug aus der Pensionierungs-Vorschriftfür
das Preußische Heer vom 16. März 1912 — val. oben
zu Punkt 1.

Anmeldung und Prüfung von Versorgungs-
ansprüchen nach der Entlassung aus dem aktiven
Dienste.

39. 1. Nach der EIntlassung aus dem aktiven Militär-
dienste sind alle Gesuche und Einsprüche in Versorgungs-
angelegenheiten stets bei dem für den Gesuchsteller zu-
ständigen Bezirksfeldwebel anzubringen.

2. Die in dieser Beziehung maßgebenden Bestim-
mungen sind im Militärpaß unter Abschnitt VIII (Anl. 12)
zusammengestellt; die Mannschaften sind auf diese bei Ge-
legenheit hin zuweisen(3Z. 35).

3. Im Falle schriftlicher Anmeldung gilt als Anmelde-
tag der Tag, an dem das Gesuch bei einer militärischen
oder anderen inländischen Behörde eingegangen ist
(s. Z. 98).

40. 1. Versorgungsansprüche und Einsprüche hat der
Gesuchsteller selbst und in seinem eigenen Inter-
esse möglichst mündlich zu erheben. Es find jedoch auch
schriftliche Anträge zuzulassen, z. B. wenn wegen des
Körperzustandes des Mannes oder wegen zu großer Ent-
fernung seines Wohnsitzes von demjenigen des Bezirks-
feldwebels oder von dem Meldeorte das persönliche Er-
scheinen unmöglich oder schwierig ist.

2. Das persönliche Erscheinen der Mannschaften bei
dem Bezirksfeldwebel hat, abgesehen von der kostenfreien
Auskunft, auch den Vorteil, daß der Bezirksfeldwebel durch
seine Kenntnis der gesetzlichenBestimmungen in der Lage
ist, diejenigen Verhältnisse alsbald klarzustellen, auf die es
im gegebenen Falle ankommt.

3. Eine Vertretung durch dritte Personen bei An-
meldung von Versorgungsansprüchen,Einsprüchen usw. ist
nur bei Minderjährigen und bei Personen zulässig, die
durch außerhalb ihres Willens liegende Verhältnisse an
der persönlichen — mündlichen oder schriftlichen — An-
meldung ihres Anspruchs oder Einspruchs verhindert sind.
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Ist für jemandenein Pfleger oder Vormund bestellt, so
darf nur dieser den Antrag stellen. Vergl. Anl. 12 A 4.

41. 1. Der Gesuchsteller') hat den Militärpaß, frühere
Bescheide. Ausweise über zivilärztliche Behandlung und
andere zur Begründung seines Anspruchs dienende
Unterlagen und Beweismittel mit zur Stelle zu bripgen
oder dem schriftlichen Antrage beizufügen. 16

2. Ueber Beibringung zivilärzllicher Zeugnisse usw.
s. Z. 55 6.

42 u. 43 usw.
41. Ist ein schriftlicher Antrag eingereicht, sein In-

halt aber für die sachliche Beurteilung des Versorgungs-
anspruchs noch nicht ausreichend, so hat der Bezirksfeld-
webel den Antragsteller möglich zum persönlichen Er-
scheinen zu veranlassen, um die Klarlegung des Sachver-

beltezuuchmündliche Verhandlung bewirken zu können

45. Kann der Gesuchsteller wegen Krankheit nicht
persönlich erscheinen, so ist die Ortsbehörde um seine Ver-
nehmung zu ersuchen, und zwar unter genauer Bezeich-
nung der Punkte, auf die es ankommt. Kann aber der
Bezirksfeldwebel sich selbst in die Wohnung des Er-
krankten begeben und hier die Sachlage feststellen, so hat

s rl Interesse der sachlichen Erledigung zu geschehen
(Z. 42).

46. 1. Zu einer selbständigen schriftlichen Bescheid-
erteilung ist der Bezirksfeldwbel nicht befugt. Er ist viel-
mehr verpflichtet, jede ausgenommene Verhandlung und
jeden ihm zugestellten schriftlichen Antrag nebst Anlagen
— unter Beifügung der Vorgänge — dem Bezirks-
kommando zur weiteren Veranlassung vorzulegen, sofern
der Antragsteller nicht etwa infolge der ihm zuteil ge-
wordenen Belehrung (Z. 43) ausdrücklich auf Weiter-

) Die vor erreichtem militärpflichtigen Alter zur
Disposition der Ersatzbehörden und sodann aus dem Mili-
tärverhältnis entlassenen Rentenempfänger behalten
ihre Militärpapiere.
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borlage verzichtet. Hierüber ist gegebenenfalls ein Akten-
vernerk aufzunehmen.

2. Bei persönlichemErscheinendes Antragstellers hat
der Bezirksfeldwebel ihm über die Anmeldung des An-

spruchs sowie über den Empfang der eingelieferten Be-
weisslicke unter Bezeichnung des Tages der Anmeldung
eine schriftliche Beschcinigung zu erteilen.

C. Preußische Ausführungs-Anweisung.
Auf Grund der Bekanntmachung, betreffend Aus-

führungsbestimmungen zum Gesetz über Kapital-
abfindung an Stelle von Kriegsversorgung (Kapital-
abfindungsgesetz), vom 8. Juli 1916 (Reichsges.-Bl.
S. 684) wird im Einvernehmen mit den obersten
Militärverwaltungsbehörden folgende

Ausführungsanweisung)
erlassen:

(Zu Nr. 1 der Bekanntmachung.)
Der Antrag der Witwen auf Kapitalabfindung ist

bei der Ortspolizeibehörde des Wohnortes oder, in
Ermangelung dieses, des Aufenthaltsortes der Witwe
anzubringen. «

Außer den in Nr. 1 Abs. 1 der Bekanntmachung
vorgeschriebenen Angaben muß der Antrag Namen
und Dienstgrad des verstorbenen Ehemannes und
Jahr und Tag der Geburt der Witwe enthalten.

(Zu Nr. 8 der Bekanntmachung.)
Als Stelle zur Prüfung der Nüttzlichkeit der be-

absichtigten Verwendung des Abfindungskapitals
wird vorbehaltlichder Bestimmungen in Nr. 9 der
Landrat (im Regierungsbezirk Sigmaringen der

½ In den Minnisterialblättern der bverschiedenen
Ministerien veröffentlicht.

M eyer, Kapikalabfindungsgesetz. 7
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Oberamtmann), in Stadtkreisen der Bürgermeister,
desjenigen Kreises(Stadtkreises) bestimmt, in dem
der mit zustimmendem Bescheide der Militärbehörde
verseheneAntragsteller zur Zeit der Anbringung
seinesPrüfungsgesuchs beim Landrat (Bürgermeister)
seinen Wohnort oder, in Ermangelung dieses, seinen
Aufenthaltsort hat.

3

Grundlegende Voraussetzung für die Gewährung
von Kapitalabfindung ist nach dem Gesetz, daß das
Geld zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen Stärkung
eigenen Grundbesitzes verwendet werden soll. Die
Prüfung hat demgemäß festzustellen, ob diese
Voraussetzung vorliegt.

Der Erwerb eigenen Grundbesitzes kann ins-

besonderedarin bestehen, daß der Antragsteller ein
ländliches oder städtisches Grundstück aus freier
Hand erwirbt, oder daß er sich auf einem solchen
Grundstücke mit Hilfe eines gemeinnützigen Bau-
oder Siedlungsunternehmens ansiedelt. Der Beitritt
zu einem Bau- oder Siedlungsunternehmen zu dem
Zweck, eine Wohnung zu mieten oder ein Grundstück
zu pachten, reicht nicht aus.

In welcher Rechtsform der Grundbesitzerworben
werden soll, ist belanglos. Insbesondere ist auch die

r. des Rentengutes oder des Erbbaurechtes zuge-
assen.

Daß der zu erwerbende Grundbesitz mit einem
Wohnhause versehenist oder versehen werden soll, ist
zwar im Gesetz nichtausdrücklich ausgesprochen. Da
das Gesetz aber, wie sich aus seiner Begründung er-

gibt, die Seßhaftmachung auf eigener Scholle fördern
will, wird das Vorhandensein oder die Errichtung
eines Wohnhauses vorausgesetzt werden müssen.
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Der Grundbesitz soll zur Befriedigung des
eigenen Wohnbedürfnissesoder zur Ausübung
des eigenen Geschäftsbetriebes dienen. Die Er-
bauung oder der Erwerb von hauptsächlichzur Ver-
mietung bestimmten Häusern kann nicht in Betracht
kommen.

Unter die Maßnahmen zur wirtschaftlichen
Stärkung eigenen Grundbesitzes im Sinne des
Gesetzes sind insbesondere zu rechnen die Entschuldung
oder die sonstige Verbesserungder Schuldverhältnisse
des Grundstücks(z. B. die Umwandlung einer künd-
baren Hypothek in eine unkündbareAbtragshypothek),
der Aufbau oder die Wiederherstellungvon Wohn-
und Wirtschaftsgebäuden,die Vergrößerung leistungs-
unfähigen oder leistungsschwachenGrundbesitzes durch
Zukauf geeigneter Landflächen,die Vervollständigung
von landwirtschaftlichem Inventar, die Ausführung
von Meliorationen u. dgl. Entscheidend ist, daß diese
Maßnahmen nicht nur nützliche und zweckmäßige Ver-
besserungen darstellen, sondern daß sie die wirtschaft-
lichen Verhältnisse im Sinne einer nachhaltigen
Stärkung des Grundbesitzes wesentlich beeinflussen.

5.

Die Prüfung hat sich darauf zu erstrecken, ob die
nützliche Verwendung des Geldes in der Person
des Antragstellers gewährleistetist. Hierfür kommen
alle seine persönlichen und wirtschaftlichen(Gesund-
heits-, Berufs-, Vermögens-, Familien-) Verhältnisse
in Betracht. Handelt es sich beispielsweise um den
Erwerb landwirtschaftlichenGrundbesitzes, so wird zu
untersuchen sein, ob der Antragsteller an sichund,
insbesondere bei verminderter körperlicher Leistungs-
fähigkeit, nachZahl, Arbeitsfähigkeit und Vorbildung
seiner Familienmitglieder, nach seinen Vermögens-
verhältnissen usw. für den Erwerb eines landwirt-

7°
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schaftlichen Grundstücks überhaupt geeignet und be-
jahendenfalls, welche Besitzgröße für ihn angemessen
ist. Kommt der Erwerb einer Gartenstelle in Frage,
derenErtrag zum Lebensunterhalt des Antragstellers
nichtausreicht, so wird u. a. zu ermitteln sein, ob und
inwieweit nebenbei die ländliche, gewerbliche oder
Heimarbeit geleistet werden muß und nach den Fähig-
keiten des Antragstellers und seiner Angehörigen ge-
leistet werden kann, und welche Aussichten und Ge-
legenheiten in der betreffenden Gegend hierfür ge-
geben sind. Dabei wird es von Wert sein, wenn nicht
bloß eine, sondern eine gewisse Mannigfaltigkeit von
Arbeitsgelegenheiten vorhanden ist.

Die Kenntnis von der Leistungsfähigkeit des An-
tragstellers in gesundheitlicher Beziehung wird sich in
der Regel aus der von der Militärbehörde ver-

anlaßten ärztlichen Untersuchung gewinnen lassen.
Gegebenenfalls ist eine beglaubigte Abschrift des bei
den Versorgungsakten des Bezirkskommandos befind-
lichen ärztlichen Gutachtens einzuholen.

Ferner ist zu prüfen, ob das zu erwerbende
Grundstück nach seiner Zweckbestimmung eine
angemesseneLage, Größe und Beschaffenheit hat, ob
der vom Antragsteller zu zahlende Kaufpreis und die
sonstigen Kaufbedingungen angemessen, ob die Hypo-
thekenverhältnisse geregelt sind und dergleichen mehr.

6.

Mit Rücksicht auf die besonderen Ziele des Ge-
setzes ist ferner zu prüfen, welcheMaßnahmen vor-

zusehen sind, um einerseits die erstmalige bestim-
mungsgemäße Verwendung und die dauernde Er-
haltung des Verwendungszweckeszu sichern und um

andererseits für den Fall der Vereitelung des Zweckes
die Rückzahlung der Abfindungssumme sicherzustellen
(§8§6 bis 8 des Gesetzes). Die Rückzahlung ist auch
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Voraussetzung für das etwaige Wiederaufleben der
erloschenen Versorgungsgebührnissenach § 9 des Ge-
setzes. Bei Abfindungsanträgen von Witwen ist nach
Nr. 3 Abs. 3 der Bekanntmachungzu verfahren.
Außer den im Gesetz ausdrücklich genannten Siche-
rungsmaßregeln (Veräußerungs- und Belastungs-
verbot, Eintragung einer Sicherungshypothek) können
auch andere (z. B. Bürgschaften) in Frage kommen.

Die Antragsteller sind über den Zweck dieser Maß-
nahmen aufzuklären. Gegebenenfalls ist mit ihnen
darüber zu verhandeln, welche der in Betracht kom.
menden Beschränkungen als ihnen am wenigsten
lästig zu wählen sein wird.

Wenn von einer Sicherungsmaßregel abgesehen
werden soll, so ist dies besonders zu begründen (§ 6
des Gesetzes).

Schließlich gehört hierher auch die Prüfung der
Frage, an wen die Kapitalabfindung auszuzahlen ist,
ob an den abfindungsberechtigten Antragsteller oder,
was die Regel sein wird, für seine Rechnung an einen
Dritten, z. B. an den Grundstücksverkäufer oder den
Hypothekengläubiger, und welche Frist für ihre Ver-
wendung zu gewähren ist.

7.

Der Prüfungsstelle bleibt es überlassen, sich die
Kenntnis von den Verhältnissen des Antragstellers
und des Grundbesitzes zu verschaffen, wie und soweit
es ihr erforderlich erscheint. Grundsätzlich ist es Sache
des Antragstellers,den Nachweis von der Nüitzlichkeit
der beabsichtigtenVerwendung des Abfindungs-
kapitals zu erbringen und zu diesem Zwecke die er-

forderlichen Unterlagen (z. B. Grundstücksangebote,
Kauf- oder Bauverträge,Baupläne, Kostenanschläge,
Katasterauszüge, Grundbuchabschriftenu. dal.) vor-
zulegen. Die Prüfungsstelle wird sich aber hierauf
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nicht beschränken dürfen, sondern selbsttätig geeignete
Ermittelungen anstellen und Erkundigungen ein-
ziehen müssen. In dieser Beziehung ist in der Be-

gründung des Gesetzes beispielsweise darauf hin-
gewiesen, daß die Anhörung von Landwirtschafts-
kammern, Handelskammern, Handwerkerkammern,
Fachvereinen und ähnlichen Organisationen in Frage
kommen könne.

Es sollen folgende Stellen angehört werden:

a) soweit es sich um eine Ansiedlung durch Renten-
gutsgründung handelt, in der Regel der Spezial-
kommissar:

b) soweit es sich um den Erwerb durch Beitritt zu
einem gemeinnützigen Bauunternehmen handelt,
die provinziellen Vereine für Kleinwohnungs-
wesen oder die Revisionsverbände der Bau-
genossenschaften:

e) die nach den bestehenden allagemeinen Grund-
sätzen für den Antragsteller zuständige Fürsorge-
organisation.

Im Falle des Beitritts des Antraastellers zu
einem gemeinnützigen Bau- oder Siedlungsunter-
nehmen hat die Prüfungsstelle eine Bescheiniqung
über die Gemeinnützigkeit des Unternehmens einzu-
holen. Diese Bescheinigung wird erteilt vom Regie-
rungspräsidenten, soweit es sich um ein dgemein-
nütziges Bauunternehmen, vom Oberpräsidenten,
soweit es sich um ein gemeinnütziges Siedlungs-
unternehmen handelt.

8

Nach Abschlußseiner Prüfung verfährt der Land-
rat (Bürgermeister)nach Nr. 3 Abs. 4 der Bekannt-
machung. Er erteilt die dort vorgeschriebene Be-
scheinigung und überreicht sie mit den seiner Prüfung
zugrunde liegenden Unterlagen unmittelbar dem
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Kriegsministerium (Versorgungs-und Justizdeparte-
ment), — Reichs-Marineamt,Reichs-Kolonialamt—

unter gleichzeitiger Benachrichtigungdes Bezirks-
kommandos, soweit nicht nach Nr. 3 Abs. 5 der Be-
kanntmachung hiervon abzusehen ist.

9.

Falls der Grundbesitz nicht in dem Kreise (Stadt-
kreise) liegt, indem der Antragsteller wohnt oder sich
aufhält, hat der Landrat (Bürgermeister) des Wohn-
ortes oder Aufenthaltsortes (Nr. 2), nachdem er die

Fürsorgeorganisation gemäß Nr. 7 Abs. 2 gehört
hat, den Antrag mit seinemGutachtenüber die per-
sönlichen und bisherigen wirtschaftlichenVerhältnisse
des Antragstellers und mit dem Gutachten der Für-
sorgeorganisation an den Landrat (Bürgermeister)
der belegenen Sache abzugeben. Dieser übernimmt
die weitere Prüfung, insbesondere auch die Anhörung
nach Nr. 7 Abs. 2 a und b, erteilt die Bescheinigung
und verfährt in der Nr. 8 vorgeschriebenen Weise.

10.
(Zu Nr. b der Bekanntmachung.)

Die Abfindungssumme ist auf Veranlassung der für
den AntragstellerzuständigenPensionsregelungsbehörde
durch die für die Zahlung der Versorgungsgebühr-
nissebestimmte Kasse an den im Bescheideder obersten
Militärverwaltungsbehörde bezeichneten Empfangs-
berechtigtenzu zahlen und der Generalmilitärkasse
(für Marine= und Schutztruppen-Angehörige der

Reichshauptkasse)in üblicher Weise aufzurechnen. Ist
die Auszahlung nach dem Bescheidean die Erfüllung
von Voraussetzungengeknüpft, so muß vor der Zah-
lung von der mit der Ausführung der Entscheidung
beauftragten Stelle (Nr. 11) bescheinigtwerden, daß
die Zahlung erfolgen kann. Über den Empfang hat
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der AbfindungsberechtigteQuittung zu leisten, auch
wenn die Zahlung an Dritte zu leisten ist.

Mit Zustimmung des Abfindungsberechtigten
kann die Abfindungssumme für ihn an eine geeignete
Bank oder Sparkasse mit der Maßgabe gezahlt wer-

den, daß er über das Kapital nur mit Einwilligung
der mit der Ausführung der Entscheidung beauf-
tragten Stelle verfügen darf. Diese Form der Aus-
zahlung wird sich namentlich dann empfehlen,wenn

die Verwendung des Kapitals in Teilbeträgen beab-
sichtigt ist.

Rentenempfänger haben den mit dem Vermerk
über die Bewilligung der Absindung versehenen
Militärpaß der Pensionsregelungsbehörde vor-

zulegen. Diese hat vor der Zahlung die Übertragung
des Vermerks aus dem Militärpaß und zugleich die
Eintragung des Zeitpunktes des Erlöschens der ab-
gefundenen Versorgungsgebührnisse in das Pensions-
quittungsbuch zu veranlassen.

11.
(Zu Nr. 6 der Bekanntmachung.)

Zur Ausführung der Entscheidung und zur Über-
wachung der weiteren nützlichen Verwendung wird

der Landrat (Bürgermeister) der belegenen Sache be-
stimmt.

Ergibt sich, daß die von der oberstenMilitär-
verwaltungsbehörde festgesetzte Frist zur bestimmungs-
mäßigen Verwendung (§ 7 des Gesetzes)nicht aus-
reichend bemessenist, so hat die Überwachungsstelle
eine Verlängerung der Frist anzuregen.

Die ÜMberwachungsstelle hat geeignete Vor-
kehrungen zu treffen, um sich von einer etwaigen
Gefährdung oder Vereitelung des Verwendungs-
zwecks rechtzeitig Kenntnis zu verschaffen. Soweit
es sich insbesondere um ländliche Verhältnisse handelt,
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werden die Gemeinde-(Guts-Vorsteheroder andere
geeignete Vertrauensmänner anzuweisen sein, von

wichtigen Veränderungen,auffälligen Vorkommnissen
u. dgl. dem Landrat Mitteilung zu machen.

12.

Über Beobachtungen allgemeiner Natur, die die
Landräte (Bürgermeister) bei der Erledigung ihrer
Aufgaben zur Ausführung des Kapitalabfindungs-
gesetzes machen, sowie über etwa sich ergebende
Zweifelsfragen grundsätzlicher Art ist im Zivildienst-
wege an den beteiligten Ressortminister zu berichten.

Berlin, den 29. September 1916.

Der Justizminister.
Beseler.

Der Minister für Handel und Gewerbe.
Sydow.

Der Minister für Landwirtschaft, Domänen
"

und Forsten.
Freiherr von Schorlemer.

Der Finanzminister.
Lentze.

Der Minister des Innern.
von Loebell.

D. PreußischesGesetzzur Förderung der Ansied-
lung vom 8. Mai 1916 (GS. S. 51).

Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von

Preußen2c., verordnen, mit Zustimmung der beiden
Häuser des Landtags der Monarchie, was folat:

§ 1.

() Die Staatsregierung wird ermächtigt, der
Seehandlung (PreußischenStaatsbank) zum Zwecke
der Gewährung von Zwischenkredit bei der Errich-
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tung von Rentengütern einen Betrag von Einhundert
Millionen Mark zur Verfügung zu stellen und die
erforderlichen Mittel im Anleihewege zu beschaffen.

(2) Die aufkommenden Zinsen sind von der See-
handlung an die Staatskasse abzuführen.

() Wird der der Seehandlung auf Grund dieses
Gesetzes zur Verfügung gestellte Betrag an die
Staatskasse zurückgezahlt,soist er zur Verstärkung
der gesetzlichen Schuldentilgung zu verwenden.

§ 2.

(1) Der Finanzminister wird ermächtigt, zur Be-
reitstellung der nach § 1 erforderlichen Summe
Schuldverschreibungen auszugeben. An Stelle der
Staatsschuldverschreibungen können vorübergehend
Schatzanweisungen ausgegeben werden. Der Fällig-
keitstermin ist in den Schatzanweisungenanzugeben.

() Der Finanzminister wird ermächtigt, die
Mittel zur Einlösung dieser Schatzanweisungen durch
Ausgabe von neuen Schatzanweisungen und von

Schuldverschreibungen in den erforderlichen Nenn-
beträgen zu beschaffen. Die Schatzanweisungen kön-
nen wiederholt ausgegeben werden.

G) Schatzanweisungen oder Schuldverschreibungen,
die zur Einlösung von fällig werdenden Schatz-
anweisungen bestimmt sind, hat die Hauptverwaltung
der Staatsschulden auf Anordnung des Finanz-
ministers zwei Wochen vor dem Fälligkeitstermine
zur Verfügung zu halten. Die Verzinsung der neuen

Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte be-
ginnen, mit dem die Verzinsung der einzulösenden
Schatzanweisungenaufbört.

C) Wann, durch welche Stellen und in welchen
Beträgen, zu welchemZinsfuße, zu welchen Be-
dingungen der Kündigung und zu welchem Kurse die
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Schatzanweisungen und die Schuldverschreibungen.
ausgegeben werden sollen, bestimmt der Finanz-
minister. Im übrigen kommenwegen der Verwal-
tung und Tilgung der Anleihen die Vorschriftendes
Gesetzes, betreffend die Konsolidation preußischer
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 (GS.
S. 1197), des Gesetzes, betreffend die Tilgung von

Staatsschulden, vom 8. März 1897 (GS. S. 43) und
des Gesetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichs-
fonds für die Eisenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903
(GS. S. 155) zur Anwendung.

83.
über die Verwendung des nach § 1 der Seehand-

lung zur Verfügung gestellten Betrags ist dem Land-
tag alljährlich Rechnung zu legen.

84.
Dem§ 1 des Gesetzes,betreffend die Gewährung

von Zwischenkreditbei Rentengutsgründungen,vom

12. Juli 1900 (GS. S. 300) in der Fassung des Ge-
setzes vom 20. Juli 1910 (GS. S. 149) wird folgender
Abs. 3 hinzugefügt:

Werden Rentengüter von Kommunalverbänden
oder Vereinigungen ausgegeben, die sich mit innerer
Kolonisation befassen und vom Minister für diese
Vorschrift als gemeinnützige Zwecke fördernd an-

erkannt sind, so kann der Zwischenkredit auch gewährt
werden, wenn für die Errichtung der Rentengüter die
Vermittlung der Generalkommission nicht eintritt.

s*
5.

Der § 5 des Gesetzes, betreffend die Beförderung
der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891
(GS. S. 279) erhält folgende Fassung:·

cholgtdieAblöfuugderRente(§1)oderdie
GewährungdesDatlehns(§2)zugleichmitderBe-·
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gründung des Rentenguts, so kann die Zahlung der
Rentenbankrente auf Antrag des Rentengutsbesitzers
bis zur Dauer von drei Jahren unterbleiben. Der
der Rentenbank entstehende Ausfall wird dadurch ge-
deckt, daß das abzulösende Kapital um die gestun-
deten Zinsen der Rentenbriefe und des zur Er-
gänzung gegebenen baren Geldes erhöht und von

dieser Summe die in Gemäßheit des § 3 berechnete
Rentenbankrente während der Tilgungsperiode von

60 ½ oder 50½/12Lahren gezahlt wird.

8 6

Der § 7 des Gesetzes, betreffend die Beförderung
der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891
(GS. S. 279) erhält unter Aufhebung des jetzigen
Abs. 2 folgende Absätze 2 bis 4:

() Haftet auf dem Rentengut eine dem willkür-
lichen Kundigungsrechte des Gläubigers entzogene
Abtragshypothek einer Körperschaft oder Anstalt des
öffentlichen Rechtes, so kann insoweit von der Vor-
schrift des Abs. 1 Nr. 1 mit der Wirkung abgesehen
werden, daß der Rentenbankrente das Vorrecht vor der
Abtragshypothek nicht zusteht.

() Die Sicherheit kann als vorhanden ange-
nommen werden, wenn der Nennwert des als Ab-
findung oder als Darlehn gegebenen Rentenbrief-
kapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren
Geldes innerhalb der ersten drei Viertel des durch
ritterschaftliche, landschaftliche oder besondere Taxe zu
ermittelnden Wertes der Liegenschaften zu stehen
kommt.

*) Bei Rentengütern, die nur sogroß sind, daß sie
ganz oder hauptsächlichohne fremde Arbeitskräfte be-
wirtschaftet werden können, kann die Sicherheit auch
dann als vorhanden angenommen werden, wenn der
Nennwert des als Abfindung oder als Darlehn ge-
gebenen Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Er-
gänzung gegebenen baren Geldes innerhalb der ersten
neun Zehntel des durch eine der vorbezeichneten
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Taxen zu ermittelnden Wertes der Liegenschaften zu
stehen kommt. Die Rentenbank hat jedoch das Recht,
die sofortige Ablösung des die Sicherheit nach Abs. 3
übersteigenden Teiles der Rentenbankrente zu ver-

langen, wenn der Rentengutsbesitzer oder ein Dritter
auf das Rentengut in solcher Weise einwirkt, daß eine
die Sicherheit der Rente gefährdende Verschlechterung
des Grundstücks zu besorgen ist, oder wenn der
Rentengutsbesitzer in Konkurs gerät oder durch
Zwangsvollstreckung zur Zahlung der rückständigen
Rentenbankrente angehalten werden muß, oder wenn
das Eigentum an dem Rentengut auf einen anderen
als einen seiner Abkömmlinge oder seine Ehefrau
übergeht.

87.
Der § 9 Abs. 1 des Gesetzes, betreffend die Be-

förderung der Errichtung von Rentengütern, vom

7. Juli 1891 (GS. S. 279) wird dahingeändert,daß

inFeile1 „G Abs. 2) durch „(§ 7 Abs.3)“ ersetzt
ird.

88
Dem § 12 Abs. 4 Nr. 4 des Gesetzes, betreffend

die Beförderung der Errichtung von Rentengütern,
vom 7. Juli 1891 (GS. S. 279) wird folgender Satz 2
hinzugefügt:

Dasselbe gilt, wenn ohne Vermittlung der Gene-
ralkommission Rentengüter von Kommunalverbänden
oder Vereinigungen ausgegeben werden, die sich mit
innerer Kolonisation befassen und vom Minister für
diese Vorschrift als gemeinnützige Zwecke fördernd an-

erkanntFrei 6 bige 3 fördernd a

§69.
Werden Rentengüter von Kommunalverbänden

oder Vereinigungen,die sichmit innerer Kolonisa-
tion befassenund vom Minister für diese Vorschrift
als gemeinnützige Zwecke fördernd anerkannt sind,



110 Anhang.

ohne Vermittlung der Generalkommission ausgegeben,
so sindallezur Durchführung dieses Verfahrens er-
forderliche Geschäfte und Verhandlungen der nicht
streitigen Gerichtsbarkeit, einschließlich der grundbuch-
richterlichen Tätigkeit, von den Gerichtsgebühren und
von der Stempelsteuer befreit.

8 10.

Auf die Veräußerung von Teilen eines land- oder
forstwirtschaftlichen Grundstücks zur Errichtung neuer

ländlicher Stellen mittleren oder kleinen Umfanges
oder zur Umwandlung bestehender unselbständiger
ländlicher Stellen in Stellen mittleren oder kleinen
Umfanges finden die gesetzlichen Vorschriften über
den erleichterten Abverkauf von GrundstückenAn-
wendung mit der Maßgabe, daß das Unschädlichkeits-
zeugnis auch bei der Abveräußerung größerer Trenn-
stücke erteilt werden kann, wenn die Sichecheit der
Berechtigten nicht vermindert wird.

11.

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen
Vorschriften erläßt der zuständige Minister.

E. Bayerisches Gesetz über die Ansiedlung von

Kriegsbeschädigten in der Landwirtschaft vom 15. Juli
1916 (Ges. und Verordnungs-Bl. für das Königreich
Bayern S. 135).

Ludwig III., von Gottes Gnaden König von

Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von Bayern,
Franken und in Schwaben usw. usw.

Wir haben nach Vernehmung des Staatsrats
mit Beirat und Zustimmung der Kammer der Reichs-
räte und er Kammer der Abgeordneten beschlossen
und verordnen, was folgt:
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Art. 1.

Tie Landeskulturrentenanstaltkann Darlehen un-

unmttelbar an Kriegsbeschädigtezur Ansiedlung in
landwirtschaftlichen Betrieben oder zur Stärkung
landwirtschaftlichen Besitzes gewähren. Als Kriegs-
beschüdigte gelten Personen, die aus Anlaß des gegen-
wärtigen Krieges auf Grund des Mannschafts-

versorgungsgesetesAnspruch auf Kriegsversorgung
aben.I

Das Darlehen soll in der Regel nur für Betriebe
bis zur Größe von 5 Hektar und nur dann gewährt
werden, wenn sich der Anzusiedelnde in persönlicher
Beziehung zur Ansiedlung eignet oder wenn die
Stärkung des Besitzes dauernd gewährleistet erscheint.

Art. 2.

Das Darlehen darf die ersten Dreiviertel des
Wertes des Grundstücks nicht übersteigen; ist bei Neu-
ansiedlungen der Betrag der Kosten des Grund-
erwerbes und der Bauausführung geringer als der
Wert des Grundstücks, so dürfen drei Viertel dieses
Betrags nicht überschritten werden.

Art. 3.

Die Darlehen sind von dem auf die Darlehens-
hingabe folgenden Kulturrententermin angefangen
mit einem Betrage zu verzinsen, welcher dem je-
weiligen Zinssatze der aus Anlaß der Darlehens-
hingabe ausgegebenen Landeskulturrentenscheine
gleichkommt, und durch Zahlung eines jährlichen Zu-
schlagsvon mindestens eins vom Hundert der ur-

sprünglichen Darlehenssumme zu tilgen.

Art. 4.

Zur Sicherungdes Darlehens und der Zins- und
Tilgungsbeträge ist Hypothek auf dem gesamten zur
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Ansiedlung bestimmten Grundbesitz einschließlich der
Gebäude an nächstoffener Stelle zu bestellender-
gestalt, daß die Hypothek die in Art. 2 bestinmte
Höchstgrenze nicht übersteigt.

Art. 5.

Im übrigen finden die Bestimmungen in Art. 3,
4, 5, 6 Abs. 1I bis IV, 11, 13, 23 bis 32 des Gesetzes
über die Landeskulturrentenanstalt in der Falsung
vom 31. März 1908 (GVl. S. 235) mit den in den

nachfolgenden Artikeln enthaltenen Maßgaben ent-

sprechende Anwendung.

Art. 6.

Die Landeskulturrentenanstalt ist außer den
Fällen des Art. 5 des Gesetzes über die Landeskultur-
rentenanstalt berechtigt, die gewährten Darlehen
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Mo-
naten zu kündigen:

1. wenn das mit dem Darlehen erstellte Anwesen
seiner Zweckbestimmung entzogen wird oder ent-
zogen zu werden droht, insbesondere wenn

a) unterlassen wird, das Anwesen ständig in
ordnungsmäßiger Weise zu bewirtschaften
und den hiezu erforderlichen Viehstand zu
halten,

b) wenn das Anwesen ohne Genehmigung der
Landeskulturrentenkommissionaufgeteilt, zu-
sammengelegt, verkauft oder vertauscht wird,

2. wenn der Darlehensnehmerunterläßt, die öffent-
lichen Gefälle und die Zinsen für die vorher-
gehenden Hypotheken rechtzeitig zu entrichten,

3. wenn der Darlehensnehmerunterläßt, die Ge-
bäude in der staatlichen Brandversicherung in dem

höchstzulässigenUmfange versichert zu halten.
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Art. 7.

Der Staat kann zur Ergänzung des bei der Auf-
nahme eines Landeskulturrentendarlehens erzielten
Barbetrags auf den Nennbetrag des Darlehens ent-

sprechendeZuschüssegewähren.
In diesem Falle ist die RückzahlungdesDarlehens

in Landeskulturrentenscheinen ausgeschlossen.

Art. 8.

Ein Grundstück, auf dem eine Hypothek für ein
Darlehen der im Art. 1 bezeichnetenArt eingetragen
ist, kann nicht über die in Art. 2 bezeichnete Grenze
hinaus mit Hypotheken, Grundschuldenund Renten-

schulden oder mit beständigen oder für eine bestimmte
Zeit zu entrichtenden festenGeldrenten belastet wer-

den, wenn diese Beschränkung(Verschuldungsgrenze)
im Grundbuch eingetragen ist.

Art. 9.

Die Eintragung der Verschuldungsgrenze erfolgt
auf den Antrag des Eigentümers. Der Antrag bedarf

d im §29 Satz 2 der Grundbuchordnung bestimmten
Form.

In der Eintragung ist der Betrag, bis zu welchem
die Belastung zulässigist, anzugeben. Die Landes-
kulturrentenkommission hat demGrundbuchamt auf
dessen Ersuchen diesen Betrag mitzuteilen.

Beantragt der Eigentümer die Eintragung einer

gemeinsamen Verschuldungsgrenze für mehrere
Grundstücke,so gilt dies zugleich als Antrag auf
Vereinigung dieser Grundstücke im Sinne des § 890
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Art. 10.

DieVerschuldungsgrenzegilt auch für die Ein-
tragung von Sicherungshypotheken im Wege der

Meper, Kapltalabsindungsgeses. 6
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Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung wegen
Geldforderungen.

Ohne Rücksichtauf die Verschuldungsgrenze kön-
nen jedoch solche Sicherungshypotheken eingetragen
werden, wenn die Forderung schon vor der Gin-

tragung der Verschuldungsgrenze gegen den Eigen-
tümer, auf dessen Antrag sie erfolgt ist, bestanden hat
und die Eintragung der Sicherungshypothek binnen
drei Jahren nach der Eintragung der Verschuldungs-
grenze oder falls die Forderung erst später fällig ge-
worden ist, binnen drei Jahren nach dem Eintritte
der Fälligkeit beantragt wird.

Art. 11.

Bei der Feststellung der Zulässigkeit der Belastung
kommt eine Hppothek mit dem Kapital- oder Höchst-
betrag, eine Grundschuldmit dem Kapitalbetrag, eine
Rentenschuldmit dem Betrage der Ablösungssumme,
eine Geldrente mit dem 25fachen Jahresbetrag und,
wenn der Gesamtbetrag der Rentenleistungen geringer
ist, mit diesem Betrage zur Anrechnung.

Bedingte Rechte sind wie unbedingte, Widersprüche
oder Vormerkungen sind wie die durch sie zu sichern-
den Rechte zu behandeln.

Ein Recht, mit dem noch ein anderes Grundstück
belastet ist oder belastet werden soll, ist zu seinem
vollen Betrag anzurechnen.

Vorgehende Rechte anderer als der im Abs. 1 be-
zeichneten Art bleiben außer Betracht.

Art. 12.

Die Verschuldungsgrenze fällt weg:
1. wendas Grundstück im Zwangswege versteigert

wird,
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2. wenn der Eigentümer die Aufhebung der Ver-
schuldungsgrenze beantragt. Solange das Dar-
lehen der Landeskulturrentenanstaltnicht getilgt
ist, ist zur Aufhebung die Zustimmung der
Landeskulturrentenkommission erforderlich.

Art. 13.

Ausfälle an Kapital und Zinsen bei den nach
Maßgabe dieses Gesetzes gewährten Landeskultur-
rentendarlehen sind der Landeskulturrentenanstalt
von der Staatskasse zu ersetzen.

Art. 14.

Die Staatsregierung wird ermächtigt, innerhalb
des jeweils durchGesetzfür die Ausgabe von Landes-
kulturrentenscheinen festgesetztenHöchstbetrags Dar-
lehen nach Maßgabe diesesGesetzesbis zum Gesamt-
betrage von zunächst 4 Millionen Mark zu gewähren.

Art. 15.

Diie Vorschriftenzur Ausführung dieses Gesetzes,
insbesondere über das Verfahren hinsichtlich der Dar-
lehensgesuche und der Prüfung der persönlichen Eig-
nung des Gesuchstellerswerden durch die beteiligten
Staatsministerien erlassen.

F. SächsischesGesetz,die Anfiedlungvon Kriegs-
teilnehmern betreffend; vom 5. Mai 1916 (Ges.-- und

Verordnungsbl.für das Königreich Sachsen S. 410.
Wir, Friedrich August, von Gottes Gnaden König

von Sachsen usw. usw. usw., verordnen mit Zustim-
mung Unserer getreuen Stände, was folgt:

81.
Die KreishauptmannschaftDresden als General-

kommission für Ablösungen und Gemeinheits-
teilungen hat die Ansiedlung von hierfür geeigneten

87



116 Anhang.

Teilnehmern an dem gegenwärtigen Kriege ins-
besondere von Kriegsbeschädigten zu vermitteln.

HZu
diesem Zwecke wird ihr ein beratender Aus-

schußzur Seite gestellt, dessen Mitglieder von dem
Ministerium des Innern nach Gehör des Landes-
kulturrates und des Landesrates der Stiftung
Heimatdank berufen werden.

82.
Die Bezirksverbände haben bei der Ansiedlung

von Kriegsteilnehmern mitzuwirken und hierbei den
Aufträgen der Generalkommission Folge zu leisten.

Sie werden ermächtigt, zu diesem Zwecke geeig-
netes Land zu erwerben und an die Ansiedler zu ver-

kaufen oder Erbbaurecht daran zu bestellen, die An-
siedlungsstellen zu beleihen oder für die Kauf- und
Baugelderhypotheken gemeinschaftlich mit der Ge-
meinde des Ansiedlungsorts Bürgschaft zu über-
nehmen.

88.
„Die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen

näheren Bestimmungen werden vom Ministerium
des Innern getroffen.
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Die Zahlen weisen auf die Seiten hin.

A.

Abfindungssumme, ihre
Berechnung 32, 33; ihre
Rückzahlung 38, 39. 66;
Höhe 62; s. a. Antrag, Ka-

pitalabfindung, Rückzahlung.
Ablehnender Bescheid 26,

56, 57; Gründe 28, 68, 86;

"6a Bescheid, endgültiger
esneid, Vorbescheid,Gene-

ralkommando, Kriegsmini-
sterium.

Abstandnahme, von der

Sicherheitsleistung20, 60:
a. Rückzahlung, Sicherung,

wendung.

Abstohungvon Schulden
23, 24; Beispiel 72, 82, 99.

Abtragsbypothek — bei

Rentengütern 109 ff.
Altere Bewerber oder Ver-

sorgungsberechtigte — 55

Jahre alte und ältere — 4,
26; Höhe der Abfindung 27,

34, 49; Verfahren 64, 65,
89, 93; Anträse gehen an

Z„das Kriegsministerlum 64.

ürztliches Gutachten, ärzt-
liche Untersuchung; s. Arzt.

Außerung (. Bescheid, end-
gültiger Bescheid.

Amtsstelle 85.

Andere Erwerbsmöglich-
keit 5, 43, 67.

Angehörige der Marine oder
Schußtruppen c#4, 91; s. a.
Witwen.

Ansiedlung von Kriegsteil-
nehmern 8; für Bayern 111.

Ansiedlungsbehörde, für
Preußen die Generalkom-=
mission 11; für Sachsen die

KreisheuptmannschaftDres-
en 12.

Antrag — auf Kapitalabfin-
dung 4, 21, 85; Stelle 23.53,
58; vgl. für Preußen g# ff.
97 ff; Erfordernisse 23, 52;
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Form 28, 53; Höhe 52;
Frist 23, 85; Voraus-
setzungen85, 86; Verfahren
50, 52 ff.; Beispiel 70 ff.
— auf Wiederbewilligunger-

loschenerGebührnisse 43.

Arbeitsgelegenheit 13.

Arzt 28, 34, 35, 86; dienst-
tuender — anderer be-
amteter — für Preußen —

93, 94, 96, 100.

Aufbau oder Wiederherstellung

donGebäuden24, 99; Beisp.
2, 78.

Aufenthaltsort 53, 56, 92,
97, 98, 103.

Auf Erfordern 38, 39.

Ausführung 6, 65, 104.

Ausführungsbestimmun-
gen des Bundesrats 4,
50, 85 ff.

Aus künfte der Zivilstelle 65.

Auszahlung der Abfindungs-
summe 6, 90; Verfahren 50,
52 ff., 104.

B.
Bauunternehmen (. ge-

meinnügtzigesBau= oder Sied-
lungsunternehmen.

Bayern, Bayerisches Gesetz
12, 110 ff.

BebautesGrundstück 39,

Bedarfsfrage 5.

Behbrden 138, 51 ff.

Sachreglfter.

Beispiele V70ff.
Beitritt zu einem gemein-

nützigen Bau= oder Sied-

lungsunternehmen s. dort.

Bekanntmachung desReichs-
kanzlers 4: s. a. Ausf.-Be-
stimmungen des Bundesrats.

Belastung des Grundstücks
35, 36; s. a. Sicherung.

Beleihungsgrenze bei
Rentengütern 12, 108.

Benachrichtigung des Be-
irkskommandos durch die

Bwsteie60, 87.

Bescheid des Generalkomman=
dos 55, 57, 86; des Kriegs-
ministeriums 38, 62, 68;
Außerung darauf 69; s. a.

Vorbescheid, Festjetzung.
Bescheinigung über die

Gemeinnützigleit 25; die ver-
minderte Erwerbsfähigkeit
31, 32; die Gewähr für nütz-
liche Verwendung 74; s. a.

bei diesen Worten.

Beschränkung der Frist —

s. —rr
Beschwerde 28, 68.

Besiedelungsgesellschaft
s. gemeinnützigesBau= oder
Siedlungsunternehmen.

Besitzbefestigung 23.

Besitzform 9, 23.

Besondere Sicherungs- 16maßnahmen 62, 89;
Sicherung.

Besondere Umstände 44.
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Bestimmungsmäßige
Verwendung (. Ver-
wendung.

Bezirksfeldwebel, als

Antragstelle 23, 51. 53, 70,
92.

Bezirkskommando, als
Festsetzungsbehörde27; seine
Aufgaben im Verfahren 54;
f. a. 51, 53, 60, 63, 86, 103.

Bezirks-Verbände —

in Sachsen 12, 116.

Bezüge s. Witwen.

Bindung an die Scholle
36.

Bodenreformer 2, 8, 9, 36.

Bürgermeister 55. 58,
70, 98.-

D.
Dienstbeschädigung 80.

Dreifacher Betrag des

Versorgungsteilsbei Witwen
rl

E.
Eigenbesigtz, eigener Grund-

besitz,Eigenheim.Eigenhaus,
eigene Scholle, Eigenwirt-
schaft, 1, 2, 4, 21, 24, 25,
36, 98, 99.

Eigener Geschäftsbetrieb,
eigenes Wohnungs-=
bedürfnis 99.

Eignung, perfsönliche
Eignung 60, 87, 111.
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Einsprüche51, 57,67; gegen

den Versschungebesches.
Eintragung ins Grund-

buch 835.

Einundzwanzigjährige
4, 26, 27, 33, 93.

zrig

Einzelstaaten 10, 50.

Empfangsberechtigter
62, 103; s. a. Zahlstelle.

Endgültiger Bescheid
„ 68, 88; s. a. Bescheid.

Entschuldung 8, 28, 99;
s.a. Abstoßungvon Schulden;
Hypothekenabstoßung.

Erbbaurecht 9, 28; in
Sachsen 116.

Erblindung 30.

Erbpacht 9, 23.

Erfüllung des Zwecks
s. Verwendung.

Erlaß der Rückzahlung
bei Witwen 6, 44, 69

Erloschene Gebührnisse
s. Gebührnisse.

Erwerb von Grundbesig
s. Eigenbesitz.

Erwerbs fähigkeit, ver-
minderte 31.

Fachverein 61, 102.

Familien= und Ver-
mögensverhältnisse
58, 60, 87, 99.

Feldheer 22.
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Feldwebel, seine Witwe
29, 48.#n

Festsetzung der Invaliden=
renten und der Zulagen 27;
Behörde 27; Bescheid27, 71.

Form der Auszahlung
35, 104; s. a. Verwendung.

Fortfall der Zulagen; s.Zu-
lagen.

Frist für den Antrag auf
Kapitalabfindung 23; für
das Verbot der Weiterver-
äüußerung 35, 61; für die

bestimmungsmäßigeVerwen-
dung 38, 45, 89; Verlänge-
rung 38, 104; s. a. Rück-
zahlung.

Freijahre 12, 107, 108.

Freiwillige Kriegs-
krankenvfleger 32; Be-
üge ihrer Witwen 29,48;. a.

iegsversorgung, Witwen.
Frühere Feldzüge 22.

Fünsundfünfzigjährige
s. ältere Bewerber.

Fürsorge-Organisation,
Fürsorge-Verein 61,

—1

G.
Gärtnerstelle p,36, 100.

Gebrauchsfähigkeit,
verminderte 30.

Gebühren= und Stempel=
befreiung 7, 11, 110.

Gebührnisse, ihr Er-

löschen und Wiederaufleben

Sachreglfter.

32, 67; s. a. Pensionsrege-
lungsbehbrde, Rückzahlung.

Geburtsjahr und -Tag
54, 85, 92; Geburtsurkunde
71; s. a. Vebensalter.

Gefährdung s. Vereite-
lung.

Gegenwärtiger Krieg

Gehörleiden 28.

Geisteskrankheit 31.

Gemeiner 30; Witwen 29,

Gemeinnütziges Bau-
oder Siedelungsunter-
nehmen; gemeinnütige Ge-

sellschaft4, 7, 9, 13, 22, 40;
Begriff 24, 25, 107; Beitritt
22, 25, 98; Beispiel dafür
72, 75, 78; Bescheinigung
über die Gemeinnützigkeit 7,
25, 61, 79, 80, 88.

Generalkommando ist
Verfahrensbehörde und die
höhere Instanz bei Ein-
sprüchen gegen Entschei-
dungen des Bezirkskomman-
dos, es erteilt den Vor-
bescheid 26, 29, 51, 55, 63,
68, 86, 93, 94; s. a. Be-
scheid, Vorbescheid, Ein-
sprüche,Beschwerde.

Generalkommission für
Preußen 11, 80, 110; für
Sachsen 12, 115.

Generalmilitärkasse 1093.

Gesepeskraft 21.
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Gesundheitszustand, Ge-

sundheitsftörungen 30, 34,
100; s. a. Arzt.

Gewähr für nütliche Ver-

wendung; s. Verwendung.

Grundstückserwerbs.Eigen-
besitz.

Grundstücksgröße 100.

Gutachten über die Gemein-

nützigkeit; s. gemeinnütziges
Bau= oder Siedelungsunter-
nehmenunter:Bescheinigung;
der Fürsorgevereine, Fach-
vereine, Handelskammern,
Handwerkskammern, Land-
wirtschaftskammern u. dergl.
60, 61, 102, 103.

H.
Handelskammern s. Gut-

achten.

Handwerksmäßige und
industrielle Betriebe 4.

Hauskauf 71, 75. 76; s. a.

städtischer Grundbesitz.
Heilbarkeit 34.
Heimarbeit 100.

Heimstätten (. Krieger-
heimstätten.

Herzleiden 28.

Hinterbliebene 1, 22, 27.

Hinweis#auf die Notwendig-
keit der Verwendung 56;
s. a. Verwendung.

Höchstgrenze 5, 29.
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Hypothekenabstoßung
87. 73, 75, 82: s. a. Ent-
schuldung.

Hypothekenverhäl tnisse
100.

I.
Invalidenrenten 5; ihre

Festsetzung27, 29, 30, 31;
Invaltidenpension, ihre Pfän-
dung 45.

Innere Kolonisation
8, 11, 14, 107, 109.

Innere Leiden 35.

Inventar beschaffung
24, 99; Beispiel 73, 75, 83.

K.
Kalenderjahr 32.

Kannvorschrift 6, 26,
29, 35, 38, 39, 43.

Kapitalabfindung 1,
22, 26, 32, 39, 45, 67, 68,
88, 97; Umfang und Höchst-
grenze 29, 55, 88; Tafeln
dazu 46 bis 49 und 94;
s. a.Abfindungssumme, ab-
lehnender Bescheid, Antrag,
Auszahlung, Klage, Rück-
zahlung, Vereitelung, Ver-
fahren, Witwen.

Kapitalbeteiligung 24.

Kaufpreis, angemessener
100.

Kaution 37.

Klage auf Kapital=

gewährun6, 45, 68; J. a.

apitalabfindung.
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Kleinwohnungswesen,
Verein dafür 102.

Kolonialkriege 22, 31.

Kommando der Schutz-
truppen im Reichskolonial-
amt — tritt für Schutztrup-
pen-Angehörigeüberall an die
Stelle des Generalkomman-
dos 26, 51, 91; s. a. Ge-
neralkommando.

Kommission des Reichstags
3, 42.

Kommunalverbände
11, 107, 109.

Kontingent — Kriegsmini-
sterium des Kontingents ist
ObersteMilitärverwaltungs-
behörde 6, 91.

Kontrolle der Auszahlung
und der Verwendung 5, 6.

28, 90; Verfahren 65, 104;
s. a. Verwendung, Zivilstelle.

Körperliche Leistungs-
fähigkeit 99.

Kreishauptmannschaft
Dresden 12, 115.

Kriegerheimstätten 3.

Krieger witwen s. Witwen.

Kriegsbeschädigte 1, 4,
22, 23, 64; für Bayern
111; (# Dienstbeschädigung,
Kriegsversorgung.

L.
Landbeschaffung 10; in

Sachsen 12, 116.

Landeskulturrat in

Sachsen 116.

Sachregister.

Landeskulturrenten-
anstalt in Bayern 12,
111, 112.

Landeszentralbehörden
— die oberstenVerwaltungs=
behörden — zuständig.Mini-
sterien — des Einzelstaats.
Sie bestimmen die Antrags-
stellen für die Witwen, soweit
das Gesetzsie nicht nennt 85,
97, desgl. die für die Durch-
führung des Gesetzestätigen
Zivilstellen 6, 28, 36, 53, 87,
88, 90, 94, 97, 908; vgl auch
für Preußen S. 25.

Ländlicher Grundbesitz
4, 23, 98.

Landrat 55, 58, 74, 94,
98, 102, 104, 105.

Landspekulation 36,
39, 41.

Landwirtschaftskammern

Lebensalter 4, 5, 32, 33,
46 ff., 54, 85; s. a. Geburts-
jahr.

Leibrentenkauf 34.

M.
Mannschaftsver sor-

gungsgesetz 1, 21, 29 ff;
geplante Ergänzung 31, 32;
43, 45, 66.

Marine s. Angehörige der
Marine, Witwen.

Marinestationskom-
mando, tritt für Marine-
angehörige überall an die
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Stelle des Generalkomman=
dos 26, 51, 89, 91; s. a.

Generalkommando.
Meliorationen 99.

Militärbehörden 6, 36,
43, 69, 86 ff; s. a. oberste
Militärverwaltungsbehörde,
Kriegsministerium, Gene-
ralkommando, Bezirkskom-
mando.

Militärhinterbliebenen-
geseß 1, 21, 22, 29, 44.

Militärpaß 63, 90, 95,
104.

N.
Nationalität 10.

Neuregelung der Versor-
ungsgebührnisse66, 90; f. a.

en sionsregelungsdehörde.
Nichter füllung der Voraus-

setzungen 5, 39, 50; 86 ff.
103; s. a. Verwendung.

Nützliche Verwendung,
Gewähr dafür 26, 60, 87,
88, 99 ff.; s. a. Verwendung.

O.
Oberamtmann, in Sachsen

98.

Oberpräsident 25, 80,
102.

Oberste Militärverwal-
tungsbehörde 26, 35, 39,
51, 64, 86, 87, 88, 89, 90,
91, 103; s. Kontingent,
Kriegsministerium.
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Offiziere und Offiziers-
witwen 7, 30.

Ortspolizeibehörde ist
Antragsstelle für die Witwen
23, 51, 53, 67, 70, 85; für
Preußen 92, 97.

P.
Pachtung 98.

Pensionsregelungs—
behörde 45,51; für Preußen
die Regierungen 63, 66, 90,
91, 103, 104.

Pensionierungsvorschrift
für das Preußische Heer,
V., 22, 51, 53, 57, 92, 95.

Personal der freiwil-
ligen Krankenpflege
s. freiwillige Krankenpfleger.

Persönliche Eignung
s. Eignung.

Persönliche Verhält-
nisse s. Familien = und

Vermögensverhällbnisse.
Pfändungsverbot 45.

Politische Stellung 10.

Preußen, Erlaß des preußi-
chen Kriegsministers und

r. Ausführungsanweisung
92 ff. und 97 ff. sowie an

zahlreichenStellen im Text
und in den Anmerkungen;
Pr. Gesetz zur Förderung
der Ansiedlung 105 ff; f. a.

Bürgermeister, andrat,
Oberpräsident, Regierungs-
präsident, Regierungen,Pen-
sionierungsvorschrift.



124

Prüfung des Antrags auf
Kapitalabsindung und Prü-
sung der Verwendung 54,
59, 87, 97, 101; s. a. Be-
zirkskommando, Zivilsielle,
Verwendung.

O.
Quittung 104.

R.
Ratenzahlungen 65.

Recht am Grundstück
6, 37, s. a. 52.

Rechtsform 98; s. a. Be-
sitzform.

Rechtsmittel 68.

Regierungen (. Pensions-
regelungsbehörde.

Regierungspräsident
25, 80, 102.

Reichskolonialamt,
tritt Überall für dic Kaiser-
lichen Schutztruppen an die
Stelle des Kriegsministe-

riums 26, 51, 91, s. Kriegs-
ministerium.

Reichsmarineamt, tritt
für die Angehörten der
Marine überall an die Stelle
des Kriegsministeriums 26,
51, 91; s. dort.

Neicheschebam#t45, 51,
66, 67, 91.

Rentenbescheid 27, s a.

Festsetzung.
Rentenböbriefe 12, 108 ff.

Sachregister.

Rentenempfänger 52,
85; s. a. Antrag.

Rentenfurcht 8.
Rentenguty, 11, 23. 72,

75, 80, h8, 105, 107 ff.
Rentenliste, Renten-

nachliste 54,55,56,93,94.
Rententeil, Versor-

gunasteil s, 44, 89.

Resolution des Reichs-
tages 7.

Ressortminister 105.

Rückforderung der Ab-

findungs summe (. a.

Rückzahlung.
Rückgewähr der er-

loschenen Gebühr-
nisse s. a. Rückzahlung.

Rückrahlung der Ab-
findungs jumme b5,6;
bei Vereitelung 39, 56, 100;
bei Versäumung der Ver-
wendungsfrist 38; bei Wieder-
verheiratung der Witwen 44,
87; gegen Wiedergewährung
der erloschenen Gebührnisse
43, 90, 91; Betrag 39, 44;
Frist 62, 89; Sicherung 44,
61, 87, 88, 89; Verfabren
50, 51, 66, 67, 68, 90;
Versagung 68; Verzicht 5,
6, 44, 91; Zeitpunkt 39, 43;
s. a. Gebührnisse, Witwen,
Verwendung.

S.
Sachsen, sächsisches Gesetz

12, 115 f. a. Generalkom=
mission.



Sachregister.

Schazanweisungen 106.

Schätzungswert 12, 108.

Schuldver hältnisse s.a.
Abstoßung von Schulden,
Familien= und Vermögens-
verhältnisse.

Schupgebiete 31.

Schuttruppen 26f. Kom-
mando.

Seehandlung 11, 105.

Sektionsführer, seine
Witwe 29, 48.

Sergeant,
-

Sicherheitsgrenze —

bei Rentengütern 108.

Sicherung des Ver-
wendungszweckes 5,
35 ff.; der Rückzahlung 39;
bei Wiederverheiratung44;
69 ff., 78, 79, 81, 84, 87,
89—91; s. a. Sicherheits-
hypothek, Vereitelung, Ver-
wendung, Witwen.

Sicherbeitshypotherl!
5, 39, 40, 42, 44, 61, 88,
89; für Bayern 114.

Siechtum 31.

Städtischer Grund-
besitz 4, 23, 71, 75, 98.

Stärkung eigenen
Grundbesitzes 4, 21,
23, 37, 42; Belspiel 72, 73,
75, 83, 98, 99; s. a. In-
ventarbeschaffung,Entschul-
dung.

seine Witwe
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Stempelbefreiung I(.
Gebühren = und Stempel-
befreiung.

Spekulation (. Land-
spekulation.

Spezialkommissar61, 81, 102.

T.
Teilbetrag der Ver-

sorgungsgebührnisse
26, 34.

Traumatische Neurose
34.

Tropenzulage 5, 29,31.
Truppenkommando,

Truppenteil 27.

u.
Uberwachung der Ver-

wendung s. Verwendung.
Unfallversicherung 35.

Unterlagen 62, 88.

Unteroffiziere 30, 45;
ihre Witwen 29, 48.

Unterpersonal (. frei-
willige Kriegskrankenpfleger.

V.
Vereitelung oder Ge-

fährdung 5, 38, 39, 41,
50, 63, 66, 90, 100; s. a.

Rüchahlung,Verwendungs-
zweck.

Verfahren 10, 13, 50ff.
Vergrößerung des

Grundstücks 99.
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Verlust eines Gliedes
30.

Vermögensverhält-
nisse s.Familien= undVer-
mögensverhältnisse.

Versorgungsakten 98,
100.

Versorgungsanspruch
26, 27; Berechtigte 22, 85;
Gebührnisse 29, 90, 103;
Grund 26; s. a. Kriegs-
versorgung, Rententeil.

Versorsungsbescheid7.

Versorgungs= und
Justizdepartement
60. «

Vertragsunterlagen
66.

Vizefeldwebel, seine
Witwe 29, 48.

Vollendungdes 21. und
des 55. Lebensjahrs
26, 46, 47.

Voraussetzungen (.
Nichterfüllung.

Vielfaches der Ver-
sorgungsgebührnisse
27, 33, 34, 46, 49.

Vorbescheid 26, 29, 55,
68, 69, 86. 87, 93, 94; s. a.

Generalkommando.
Vormund 2.

Verschlechter ung des

Grundstücks 109.

Verschuldungsgrenze
in Bayern 113.

Sachregister.

Verstümmelungszulage 5,
27, 29; ihr Wegfall 32;
s. a. die Tafeln 46, 47.

Verwendung, bestim-
mungsmäßige — nüßhliche,
zweckentsprechende5, 6; An-

gaben über den Verwen-
dungszweck23, 85; Prüfung
und Sicherung 35, 42, 50,
56, 58, 59, 60, 61, 62, 63,
86—90, 94, 100; Verfahren
56 ff., 65, 80, 94, 99, 100;
Beispiele 77, 79, 80, 82,
83; s. a. Antrag, Gewähr,
Frist, Sicherung, Vereite-
lung, Z'wilseelle.

Verwendungszweck f.
Verwendung.

W.
Waisenpension 45.

Wegfall der Kriegs-
versorgung (. Kriegs-
versorgung 35, 36, 61, 62,
88; s. Zivilstelle.

Weiterveräußerung,
s. Sicherung, Vereitelung.

Wichtige Gründe 5, 43, 67.

Wiederaufleben er-

loschener Gebühr-
nisse 5, 43, 44, 61. 67,
91, 101.

Wiederverheiratung
s. Witwen.

Wirtschaftliche Stär-
kung s. Stärkung.

Witwen 4; Antragsstelle
23, 86; Antragserforder=



Sachreglster.

nisse 53, 85, 87, 101; Ver-
fahren 53, 59; bei den Wit-
wen von Angehörigen der
Marine und Schusßstruppen
60, 64, 65, 88; ihre Be-

züge 29, 48, 49; Wieder-

verheiratung 5, 44, 59, 66,
91; Rückzahlung der Kapital=
abfindung bei Wiederverhei-
ratung 44, 59, 66, 87, 89;
Erlaß der Rückzahlung 6,
44, 69; s. a. Gemeiner, Feld-
webel, Sektionsführer, Ser- 6
geant, Vizefeldwebel, An-
gehörige der Marine und

Schutztruppen. Zugführer der

freiwilligen Kriegekranken-
pflege, Rententeil, Sicherung,
Zivilstelle.

Wohnhaus, Voraussetzung
für die Kapitalgewährung 98.

Wohlfahrtspflege 13.

Wohnort 53, 55; beim
Wechseldes W. 74, 92, 97,
98, 103.

3.
Zahlstelle 6. 56; Art der

Zahlung 58, 65, 78, 79,
81—83, 101.

Zahlung an Dritte 88,
104; s. Zahlstelle.

Zentralbehörde s. Landes-
zentralbehörde.
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Zivilstelle 6, prüft die
nützliche Verwendung, die
Sicherung und äußert sich
darüber 28, 36, 37, 38,
43; desgl. über die Be-
dingungen der Rückzahlung
bei Wiederverheiratung der
Witwen 45; ihre Stellung
im Verfahren 51, 55, 59 ff.,
63, 65, 66; Beschwerden
über sie 69, 87, 88, 91, 94;
für Preußen der Landrat
oder Bürgermeister98; Bei-
soiele für die Anträge an
die Zioilstelle 74 ff.; s. a.

Fristverlängerung, Landes-
zentralbehörden, Verwen-
dung.

Zugführer, Zugfüh-
rerstellvertreter der
freiwilligen Kriegskranken-
pflege 29, 48.

Zulagens. Kriegs-, Tropen-,
Verstümmelungszulage.

Zurückzahlung s. Rück-
zahlung.

Zuständige Behörden
" 51 ff. 91, 92, 97.

Zustellung 57, 58, 87.

Zweck ent sprechende
Verwendung (. Ver-
wendung.

Zwischenkredit 11, 37,
105ff., 107.
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Kriegsbiutecbliebenen.
periuraunssutct
Eine sostematischeDarstellung

von

Richard Holz,
Erstem Belgeordneten der Stadt Elberfeld, Kauptmann
der Reserve, u.St.telkung-vorsand der stellvertretlend.

Intendantur des XIX. Armeekorpts
1916.

Preis geheftel 3 Mark. — Preis gebunden 4 Mark.

Auf die jetzt im Mittelpunkt unseres
sozialen Lebens stehende Frage: „Wie
sorgt das deutsche Volk für die Hinter-
bliebenen unserer Krieger?"“ antworket
der Herausgeber obigen Buches in soste-
matischer Weiseund spricht dabei nur

von derFürsorge für die Hinterbliebenen.
des Reichsheeres, weil die darüber er-

lassenen Bestimmungen auf die Hinker-
bliebenen der Angehörigen der Marine
und der Schutztruppen entsprechende

Anwendung finden.

Gedruchk bel Julius Slttenfeld, HSofbuchdrucker.Berlin W. 8.



kartSeumannVerlag. Berlin W 's. Mauerstr. 43.44
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Fuiegsrerernungenzur
SIrwaliden= und
Hinterbliebenen-

versicherung
und das

GesetzbetreffendRenten in
der Invalidenversicherung

vom 12. Juni 1916

Von s

l’

Hugo Hanow und Dr. Richard Lehmann
Senatsid, #.— . 83. Aeg bes

2 L Al#ts OetkuReichs versichrrung E m—

rreis166in 1916 Pteis 1,60 M

zurAbbhilse wirtschaftlicher Schäden hat der Bundesrat
ür die Involiden- und Hinterbliebenenversicherungdrei Ver-
rdnungen erlassen, die durch den Krieg bedingt lind und vorüder-

sehendGeitung haden.Dagegen hat das Gesetz betr. Renten

n der Invalidenversicherung vom 12. Juni lose Vorschriften des
. Buches der RBo. geändert: Es liegt damit die 1. Aovelle vor.



Carl Heymanns Verlag, Berlin Ws, Manerstt. 43.aa

Von denSchriftendesArbeitsausschussesderKriegerwitwen-
und -Waisenfürsorgeliegen disber vor:

«

«
Hskftzjt .

l· «

Grauenerwerbund Kriegswitwe
Preis o,50M

derKriegshinterbliebenenfürsorge
Preis 1 M

LHeft 3;:

Gur Theorie u
Kriegshinterbliebenenfürsorge

Heft 4:

Landfrage und Kriegswitwe
Preis 1,20 M

Die Kriegswitwen- und -Waisenfürsorge steht vor einer unge-
meinen FSüllevon Problemen, deren Bedeutung weit binausgreist
über den unmittelbarenAufgabenkreis. Ihre national-ernieherische

und national-wirtschaftlichePrägung weist in eine Inkunft kluger
Hütung und AusschöpfungmenschlicherKräfte und Werte. Eng
verankert ist die Kriegswassenfürsorgevorbeugendem Jugend-
schutz von der Wiegebis mmSchulaster, einsichtiger Zugend-
leitung bis zur Mürdgrei.Sesundbeitsberstettung, Erdaltung
für den Mutterderufund Erwerbsbeschaffung:dieseBrennpunkte
der Kriegswitwenfürsorge berührenden Kern der Frauen= und

Arbeiterinnenfrage.

Inliu#z Sitterseld, Hofbuchdruckeer.,Berkin




